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Lokalseiten 

mit vielen 

„Repo-Zeilen“

Auf Lokalseiten ist die Arbeit der Re-
vierpolizei ein beliebtes Thema. Das 
obenstehende Beispiel aus der Mär-
kischen Oderzeitung vom 4. Januar 
2011 zeigt, warum das so ist. 

Der Alltag von Revierpolizisten ist 
eine Summe von Bürgerkontakten 
in der Region. Es geht um lebensnahe 
und für den Leser nachvollziehbare 
Polizeiarbeit. Die Orte, Situationen 
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und nicht selten auch Personen 
sind bekannt. Das reizt zum Lesen. 
Wirklich „runde“ Beiträge leben dabei 
von der engagierten Arbeit und dem 
bürgerorientierten Berufsverständnis 

der betreffenden Beamtinnen und 
Be amten. Im Amtsbereich Märkische 
Schweiz konnte da gepunktet werden. 
Bei den Lesern, aber offenbar auch 
der Redakteurin. 

Trotzdem ist das Repo-Mobil 
natürlich eher ein „mobiles Büro“ 
und soll nicht die Wache ersetzen.
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Polizei und Ordnungsamt: 
Gemeinsam präsent
Sicherheitszentrum hat sich in Brandenburgs 
Innenstadt als zentraler Anlaufpunkt für Sicherheit 
und Ordnung etabliert

Seit mehr als sieben Jahren gibt es die gemeinsamen Streifen zwischen Re-
vierpolizei und Ordnungsamt in der Stadt Brandenburg an der Havel. Um 
diesen begrüßten Bürgerservice nicht nur temporär anzubieten, wurde ab 
dem Jahr 2008 der Gedanke eines zentral gelegenen, gemeinsamen Anlauf-
punktes für alle Fragen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in der 
Stadt Brandenburg an der Havel verfolgt. Das Vorhaben ist im Schutzbe-
reich Brandenburg unter Einbindung der Stadtverwaltung bearbeitet worden. 
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Erhöhte Präsenz

in der Innenstadt

Am 1. Oktober 2009 nahm in Branden-
burg an der Havel in der Steinstraße 
66/67 das gemeinsame Sicherheitszent-
rum von Polizei und Ordnungsbehörde 
offiziell seinen Betrieb auf. Damit wurde 
auf der Grundlage einer zuvor erarbeite-
ten Kooperationsvereinbarung zwischen 
der Stadt Brandenburg an der Havel und 
der Polizei des Landes Brandenburg ein 
fest definierter Bereich der Innenstadt 
mit erhöhter Präsenz durch beide Dienst-
stellen geschaffen.  

Neben der Fortführung der gemeinsa-
men Streifen sind die Polizei und das 
Ordnungsamt werktags in der Zeit von 9 
bis 20 Uhr und an den Samstagen von 9 
bis 16 Uhr für den Bürger erreichbar. An-
lassbezogen ist das Sicherheitszentrum 
aber auch Anlaufpunkt bzw. Informa-
tions- und. Auskunftsstelle für Teilneh-
mer von Veranstaltungen, Besu chern und 
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Gästen der Stadt sowie Einsatzkräften. 
Beispielhaft seien hier die Weihnachts-
mannparade, das Havelfest und die Eröff-
nung der St.- Annen- Gallerie erwähnt.

Die Präsenz der Polizei im „Front Of-
fice“ erfolgt zu Schwerpunktzeiten und 
wird zum überwiegenden Teil durch 
den Revierdienst abgedeckt. Darüber 
hinaus halten fünf Revierpolizisten, de-
ren Bereiche teilweise dem territorialen 
Zuschnitt des Sicherheitszentrums an-
gehören bzw. an ihn angrenzen, in den 

Räumlichkeiten ihre Bürgersprechstun-
den ab. Somit konnte ein Dienstzim-
mer der Revierpolizei im Innenstadtbe-
reich aufgegeben werden. 

Auch Beamte des Wach- und Wech-
seldienstes, der Fahrradstreife und an-
derer Organisationsbereiche nutzen bei 
ihrer Dienstverrichtung im Innenstadt-
bereich das Sicherheitszentrum für ad-
ministrative Arbeiten.

Kürzere

Interventionszeiten

Seit der Eröffnung bis zum Jahresende 
2010 zählte die Polizei im Bereich des 
Sicherheitszentrums 1.712 Einsatz-
maßnahmen. 

Etwa die Hälfte davon ereigneten 
sich innerhalb der Öffnungszeiten und 
wurden zum überwiegenden Teil zeit-
nah durch Beamte aus dem Sicher-
heitszentrum oder durch Beamte des 
WWD, die sich im örtlichen Bereich 
des Sicherheitszentrums befanden, ab-
gearbeitet. Dadurch kam es zu einer 
deutlichen Reduzierung der Interventi-
onszeiten, was von vielen Bürgern posi-
tiv registriert wurde. 

Neben der Einsatzbewältigung vor 
Ort suchten rund 600 Personen das Si-
cherheitszentrum auf, um Hinweise zu 
geben, Informationen zu erfragen, sich 
rechtliches Gehör zu verschaffen oder 
eine Anzeige aufzugeben.

Mit Hilfe einer offensiven Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit etablierte sich das 
Sicherheitszentrum sehr schnell bei 
den Brandenburger Bürgern und den 
Besuchern der Stadt. So wird zum Bei-
spiel im ÖPNV bei den Haltestellen-

durchsagen das Sicherheitszentrum mit 
erwähnt. Somit entwickelte sich die 
Einrichtung aus heutiger Sicht zu ei-
nem Garanten für Sicherheit und Ord-
nung in der Innenstadt, was auch die 
zahlreichen positiven Rückmeldungen 
aus der Bevölkerung belegen. 

Neue Qualität

der Kooperation

Mit der Einrichtung des Sicherheits-
zentrums wurde nach langjähriger, ver-
trauensvoller Zusammenarbeit zwischen 
Polizei und Ordnungsamt eine neue Qua-
lität in der Koordination der verschiede-
nen Zuständigkeiten erreicht. Kommu-
nikationswege wurden verkürzt, was 
durch Mitarbeiter als sehr positiv be-
wertet wird und dem gelebten Service-
gedanken beim Schutz der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung entspricht. Ei-
ne gemeinsame, sichtbare Präsenz von 
uniformierten Ordnungskräften beider 
Dienststellen sowie das abgestimmte Han-
deln im Frontoffice des Sicherheitszent-
rums schweißen eben zusammen! 

 � MARIO FUCHS, PW BRANDENBURG
KOORDINATOR REVIERPOLIZEI

Bürgergespräch mit Revierpolizistin Claudia Ritter
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Angela Bremer ist derzeit verantwort-
lich für die Überwachung des ruhenden 
Verkehrs. Um nicht nur die Kontrollen 
als Bestandteil der regelmäßigen Ver-
waltungsarbeit durchzuführen, werden 
in den frühen Morgen- aber auch 
Abendstunden gemeinsame Streifen 
mit Schäfer durchgeführt. Dabei kommt 
es auch vermehrt zu Fahrradkontrol-
len. Diese gemeinsame Präsenz von 
Ordnungsamt und Polizei wird von den 
Bürgern in Treuenbrietzen als sehr po-
sitiv angesehen. 

In der Stadt finden jährlich mehrere 
öffentlichkeitswirksame Veranstaltun-
gen statt. Bereits bei der Vorbereitung 
und Durchführung ist Lothar Schäfer 

bei den Dienstberatungen im Bereich 
des Ordnungsamtes anwesend und 
wird bei ordnungsrechtlichen Proble-
men unmittelbar mit einbezogen. 

Die Schwerpunkte der Zusammenar-
beit bilden insbesondere die Schulweg-
sicherung, die Spielplatzkontrolle, die 
Gefahrenabwehr im Bereich des Ord-
nungsamtes und die Überführung von 
Schulverweigerern zu den betreffenden 
Schulen. Aber auch die Information 
der Bevölkerung über Verkehrsmaß-
nahmen, Absprachen mit Rettungskräf-
ten wie der Freiwilligen Feuerwehr und 
vorbeugende Maßnahmen im Jugend-
schutz nehmen einen breiten Raum bei 
der täglichen Zusammenarbeit ein. 

Die Stadt Treuenbrietzen ist in 
der glücklichen Lage, für ihren 
Einzugsbereich über einen 

ständigen Polizeiposten zu verfügen. 
Polizeihauptmeister Lothar Schäfer ist 
seit 1981 für die Sicherheitsbelange der 
Bevölkerung von Treuenbrietzen mit 
verantwortlich. Er genießt bei den Bür-
gern von Treuenbrietzen ein hohes An-
sehen, was sich in der Akzeptanz der 
polizeilichen Arbeit widerspiegelt. 

Das Ordnungsamt Treuenbrietzen ist 
mit den Mitarbeitern Angela Bremer, 
Jens Heinze und der Führungskraft Ralf 
Gronemeier besetzt. Der Standort be-
findet sich seit 1981 im Rathaus der 
Stadt. Seit 2006 arbeiten das Ordnungs-
amt Treuenbrietzen und Repo Lothar 
Schäfer Tür an Tür. 

Der Repo ist immer dabei

Auf Grund der räumlichen Nähe zwi-
schen Polizei und Ordnungsamt hat 
sich über die vergangenen Jahre eine in-
tensive und vertrauensvolle Zusam-
menarbeit entwickelt. So ist es möglich, 
Probleme, Gefahren aber auch Aus-
kunftsersuchen zeitnah und mit dem 
notwendigen Sachverstand zu bewälti-
gen bzw. abzuarbeiten. Dadurch wuchs 
kontinuierlich das Vertrauen der Bür-
ger zum Polizeiposten Treuenbrietzen 
und dem Ordnungsamt. So ist Schäfer 
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Revierpolizei aus Sicht 
eines Ordnungsamtes
Das Beispiel Treuenbrietzen

Gemeinsame Streifen im Stadtgebiet

Von Schulwegsicherung bis Verkehsrüberwachung
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Mit der Schaffung von „mobilen Repo-
Büros“ in einer optimal auf die Bedürfnis-
se des Revierdienstes zugeschnittenen 
Aus  stattung soll dazu beigetragen werden, 
die Arbeitsgestaltung der Revierpoli zisten 
effi zienter zu gestalten. Den Schutzbe-
reichen werden dazu 15 speziell umge-
baute Fahrzeuge zur Verfügung gestellt.

Premiere in Potsdam 

Am 28. Oktober 2010 erfolgte die Vor-
stellung des ersten Musterfahrzeuges 
als mobiles Repo-Büro im Innenminis-
terium. Der Ausbau erfolgte durch das 
Servicecenter Technik des ZDPol auf 
der Basis eines Gruppenkraftwagens 
Mercedes Benz vom Typ Sprinter. 

Im Rahmen dieser Vorstellung wur-
de das Fahrzeug der Polizeiwache Per-
leberg, SB Prignitz, zur Nutzung über-
geben. Bereits im Vorfeld erfolgte die 
Einweisung der zukünftigen Nutzer 
POK’in Melitta Cencarka und PHM 
Uwe Warner in die Grundfunktionen 
des Fahrzeuges und der Ausstattung.

Mit den 15 umgebauten Fahrzeugen 
kann jeder Schutzbereich mit einem 
mobilen Repo-Büro ausgestattet wer-
den. Bis Ende des Jahres 2010 haben 
bereits die Schutzbereiche MOL, OS/
FF, BAR, OHV, TF, EE, OSL, CB/SPN 
und HVL ihre Fahrzeuge erhalten. Der 
Ausbau der übrigen Fahrzeuge durch 
das Servicecenter Technik ist für Janu-
ar/Februar 2011 vorgesehen.  

Bewährung in der 

Praxis: 15 Fahrzeuge 

für Revierpolizei 

Der Revierdienst nimmt im Rah-
men der Wachdienstordnung 
des Landes Brandenburg viel-

fältige Aufgaben wahr. Insbesondere 
soll er für den Bürger polizeilicher An-
sprechpartner vor Ort sein und durch 
Präsenz und intensive Kontaktpfl ege 
zu einer kundenorientierten und bür-
gernahen Polizei beitragen. Darüber hi-
naus bearbeitet er Hinweise und Be-
schwerden aus der Bevölkerung, über-
wacht den öffentlichen Verkehrsraum, 
sichert im Rahmen des ersten Angriffs 
Gefahrenstellen und kontrolliert Ver-
kehrsunfallbrennpunkte. 

Um diesen Aufgaben noch besser ge-
recht werden zu können, sind geeignete 
Maßnahmen erforderlich, die dem Re-
vierdienst eine fl exiblere Arbeitsgestal-
tung ermöglichen. Die Revierpolizisten 
sind bei der Vorgangsbearbeitung und 
damit der Nutzung von Arbeitsplätzen 
noch zu einem Großteil vom Stand-
ort der jeweiligen Polizeiwache abhän-
gig. Gerade im ländlichen Bereich führt 
dies aufgrund großer Entfernungen zu 
längeren Fahrzeiten und höheren Be-
triebskosten. Lange Aufenthaltszeiten 
in der Polizeiwache gehen zu Lasten 
der Präsenz und intensiven Kontakt-
pfl ege zu den Bürgern.
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aktiv dabei und wird mit eingebunden. 
Sein polizeilicher Sachverstand, die 
Vorschläge, Hinweise aber auch Ein-
wände sind sehr gefragt und tragen 
maßgeblich zu einem erfolgreichen 
Verlauf der Veranstaltungen bei.

Durch den Landkreis Potsdam Mit-
telmark fi ndet alle zwei Jahre eine Ver-
kehrsschau statt. Daran beteiligt sind 
auch der Schutzbereich Brandenburg, 
das Ordnungsamt Treuenbrietzen und 
Kollege Schäfer. 

Stadt: Revierposten

muss bleiben

Verwaltungsaufgaben können auf 
Grund der räumlichen Nähe kurzfristig 
erörtert und gelöst werden. So kann der 
Revierpolizist auf melderechtliche Ein-
träge zugreifen und erhält zeitnah ord-
nungsbehördliche Informationen bzw. 
Unterstützung bei seinen Aufgaben. So 
unterstützt das Ordnungsamt bei Stra-
ßensperrungen im Zusammenhang mit 
Verkehrsunfällen bzw. unvorhersehba-
ren Gefahrensituationen im öffentli-
chen Verkehrsraum. Auch in der Poli-
zeiwache Belzig sind die Mitarbeiter 
des Ordnungsamtes Treuenbrietzen 
zum Teil persönlich bekannt, was ein 
weiterer Garant für eine schnelle und 
reibungslose Zusammenarbeit zwi-
schen Polizei und Ordnungsamt ist.

Diese enge Kooperation zwischen 
dem Polizeiposten Treuenbrietzen, ver-
treten durch den Repo Lothar Schäfer, 
und dem Ordnungsamt Treuenbrietzen 
muss auch zukünftig ein fester Bestand-
teil der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung in der Region sein. In diesem 
Zusammenhang ist eine zentrale Forde-
rung von Seiten der Kommune und den 
Bürgerinnen und Bürgern bei der der-
zeitigen Leitbilddiskussion 2025 für die 
Region der Erhalt des Revierpostens in 
Treuenbrietzen. 

 � ANGELA BREMER
ORDNUNGSAMT TREUENBRIETZEN

Im Härtetest: 
Mobile Repo-Büros

�
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Die Fahrzeuge sind u.a. mit einer Do-
ckingstation für den Anschluss eines mo-
bilen Arbeitsplatzcomputer (mAPC), ei-
nem zusätzlichen schwenkbaren Moni-
tor zur Darstellung des Vorgangs für den 
Bürger und einem Drucker ausgestattet. 

Anstelle des Klapptisches wurde ei-
ne feste Arbeitsplatte montiert. Damit 
ist es dem Revierpolizisten möglich, die 
Anliegen der Bürger vor Ort weitestge-
hend unabhängig von Witterungsein-
flüssen, fast wie in einem festen Büro 
zu bearbeiten. Die externe Netzeinspei-
sung sichert dabei die nahezu unbe-
grenzte Einsatzfähigkeit des Fahrzeuges.

Immer dabei:

IT-Anwendungen

Mit der Einführung der mobilen Repo-
Büros stehen zukünftig für die Nutzer 
im Einsatz vor Ort eine Reihe von IT-
Anwendungen zur Verfügung. Dazu ge-
hören unter anderem 

 � der Zugriff auf das E-Mail-Postfach 
in POL1, 

 � Intranet mit den Fahndungs- und In-
formationssystemen sowie den poli-
zeiliche Fachanwendungen ComVor 
Offline und SCOWI (nach Freigabe), 

 � SurfPol (Recherche im Internet), 
 � das P-Laufwerk, 
 � die standardmäßigen Office-Program-
me sowie 

 � die Möglichkeit, Unterlagen bei Be-
darf sofort ausdrucken zu können. 

Die Nutzung der genannten Anwen-
dungen erfolgt über eine geschützte 
UMTS/GPRS-Verbindung zum POL1-
Netz. Unabhängig davon ist für die Da-
tensynchronisation zwischen dem mo-
bilen Arbeitsplatzcomputer und dem 
Polizeinetz ein regelmäßiger Anschluss 
des mobilen Arbeitsplatzcomputer an 
das Landesverwaltungsnetz erforder-
lich. Dazu muss der mobile Arbeits-
platzcomputer im Büro an einer fest 
installierten Dockingstation mit dem 
Pol1-Netz synchronisiert werden.

Vorsprung durch Technik:

Repo-Arbeit erleichtern

Mit diesen mobilen Repo-Büros wur-
den Einsatzfahrzeuge für den Revier-
dienst konzipiert, mit denen eine flexi-
ble Dienstverrichtung durch Nutzung 
moderner Technik möglich wird und 
die Arbeit des Revierdienstes damit 
künftig noch enger an der Basis – auch 
in strukturschwachen Räumen – erfol-
gen kann. Gleichwohl können mit die-
sen Fahrzeugen konzeptions- und aus-

info110: Wie viele Kilometer sind Sie 
bereits mit dem neuen Fahrzeug ge-
fahren? Hat es sich bewährt?

Uwe Warner: Die erste Winterzeit wur-
de für dieses Fahrzeug auch gleich zur 
Bewährungsprobe. Bei einer Laufleis-
tung von ca. 5.000 Kilometern im Zeit-
raum bis zum Jahresende 2010 haben 
sich das Fahrzeug und seine Ausstat-
tung im Praxistest bei allen wahrzuneh-
menden Aufgaben grundsätzlich be-
währt. Wir konnten es dauerhaft und 
ohne technische Probleme nutzen. 

info110: Wie wurde das neue Fahr-
zeug von den Bürgern aufgenommen?

Melitta Cencarka: Die Bürger, in der 
Regel Geschädigte einer Straftat oder ei-

nes Verkehrsunfalls, empfanden es als 
sehr angenehm, die erforderlichen An-
gaben im Sitzen, in einem beheizten und 
vor Wind und Wetter geschützten Abteil 
machen zu dürfen. Das ist schon ein we-
sentlicher Vorteil der Transporterklasse. 

info110: Wie ist Ihr erster Eindruck, 
gibt es Verbesserungsvorschläge?

Uwe: Da es sich um einen umgebauten 
Gruppenwagen handelt, ist das Fahr-
zeug natürlich schon etwas groß. Für 
zukünftige Fahrzeuge mit diesem Ein-
satzzweck wäre die Größe eines VW T5 
oder Mercedes Vito ausreichend. Gera-
de im ländlichen Raum wäre ein Vor-
derradantrieb des Fahrzeuges mit ähn-
licher technischer Ausstattung zweck-
mäßiger als in der jetzigen Variante. 

stattungsbedingt nicht die einsatztakti-
schen Möglichkeiten eines interaktiven 
Funkstreifenkraftwagens realisiert wer-
den.

Der Interaktive Funkstreifenwagen 
ist ergänzend mit einem Multifunk-
tions-PC ausgestattet. Der Multifunk-
tions-PC mit den Anwendungskompo-
nenten Navigation, Video, Auftragsma-
nagement und Einsatzmittellokalisie-
rung gewährleistet die Interoperabilität 
mit dem Einsatzleitsystem. Die zustän-
digkeitsübergreifende Einsatzkoordi-
nierung durch die Leitstelle wird unter-
stützt und die Eigensicherung erhöht. 

 � STEPHAN ERNST, ZDPOL, 
ARBEITSGRUPPENLEITER KRAFTFAHR-
ZEUG-/MULTIMEDIA-TECHNIK

 � MICHAEL SCHÜLER, ZDPOL, 
PRODUKTMANAGER KRAFTFAHRZEUG-
TECHNIK

 � UDO ANTONICEK, PROJEKTLEITER 
INTERAKTIVER FUNKSTREIFENWAGEN

Die Revierpolizisten Melitta Cencarka und Uwe Warner ar-
beiten im Revierdienst in der Gemeinde Karstädt (SB Prignitz). 
Sie haben am 28. Oktober 2010 das erste mobile Repo-Büro 
übernommen. info110 fragte nach den ersten Erfahrungen 
aus der Praxis.

Nachgefragt

„Repo–Mobil“ in der Praxis

Probesitzen: Melitta Cencarka und Uwe Warner   



33

Technisch aufgerüstet:
Repos bekommen 
UMTS-Notebooks
Einige Revierpolizisten haben sie schon, andere bekommen 
sie noch – mobile Arbeitsplatzcomputer mit UMTS-Karten. 
Die Ausstattung ist derzeit im vollen Gange und soll bis Ende 
des 1. Halbjahres 2011 abgeschlossen sein.

Jeder der rund 550 Repos bekommt damit sein eigenes Notebook (Eigenschaften 
siehe Infokasten), das mit einer zusätzlichen UMTS-Karte ausgestattet ist. Künftig 
können sie so während ihrer Arbeit außerhalb der Büroräume auf alle relevanten 
Informationssysteme zugreifen. Durch diese mobile Lösung sind die Beamten 
nicht nur unabhängiger von stationären Lösungen, sie sind auch in der Lage den 
größten Teil der Schreibarbeiten direkt vor Ort abzuschließen. 

Vorteil: Einmalerfassung

Die Einmalerfassung stellt einen enormen Effi zienzvorteil dar. Erforderliche Daten 
können gleich vor Ort überprüft, Anzeigen geschrieben und Vorgänge ausgedruckt 
werden. So gehört das Aufschreiben und spätere Übertragen aller relevanten Daten 
hoffentlich bald weitgehend der Vergangenheit an. 
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Um gerade den älteren 
Bürgern den Einstieg zu er-
leichtern, könnte man z.B. 
die Fahrzeuge mit einem 
Tritt oder einer ausklapp-
barer Stufe ausstatten. Hier 
und da gibt es noch einige 
Kinderkrankheiten, die aber 
geheilt werden können. 

info110: Alles in allem: Wie 
lautet Ihr Fazit?

Melitta: Das Fahrzeug wird von 
uns selbst, den Bürgern und 
auch allen anderen, die mit ihm 
in Kontakt kamen, positiv bewer-
tet und als sinnvolle Bereicherung 
des Fuhrparks der Polizei angese-
hen. Ein Dienstzimmer der Revier-
polizei ersetzt es aber keinesfalls.

Uwe: Da schließe ich mich an. Ein 
Fahrzeug der Transporterklasse und 
das eigentliche Herzstück, der mAPC 
plus UMTS – Steckkarte mit seiner viel-
seitigen Nutzung, das ist für uns ein 
enormer Fortschritt.  

  im Repo-Mobil
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Doch ist diese Erstausstattung 
ausreichend oder sollten die Re-
vierpolizisten in Zukunft auch 

eine Tuchuniform erhalten? Gleich 
mehrfach wurde Innenminister Dietmar 
Woidke bei seinen Schutzbereichsberei-
sungen auf dieses Thema angesprochen.

 Der Tenor vieler Repos: Beim Bürger-
meister oder in der Gemeindevertretung 
repräsentieren wir die Polizei des Lan-
des Brandenburg – aber angemessen ge-
kleidet sind wir dafür nicht. 
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Gut gekleidet für alle Fälle
Braucht der Revierpolizist eine Tuchuniform?

Das Einführungskonzept zur blauen Uniform sieht für die Erstausstattung 
drei verschiedene Nutzergruppen der Uniform vor – Außendienst, Innen/-
Stabsdienst und Führungskräfte. Die Revierpolizisten wurden der Gruppe 
des Außendienstes zugeordnet. 

Das wollte die info110 genauer wis-
sen. Wir haben deshalb bei einem Ko-
ordinator Revierpolizei nachgefragt.

info110: Herr Fuchs, wieso braucht 
der Repo Ihrer Meinung nach auch 
eine Tuchuniform?

Mario Fuchs: Der Repo ist das Bin-
deglied zwischen der Polizei und den 
kommunalen Vertretern. Er wird zu 
Neujahrsempfängen eingeladen, ist auf 
Kranzniederlegungen zugegen oder bei 
Veranstaltungen mit Bürgermeistern, 
Amtsdirektoren, Ordnungsamtsleitern 
und Gewerbetreibenden eingeladen, 
also mit den Repräsentanten ihrer je-
weiligen Ebene. Alle Teilnehmer sind 
dabei gutbürgerlich gekleidet, eben 
dem Anlass entsprechend – nur der Re-
po nicht. Vom Repo wird erwartet, dass 
er in Uniform die Polizei repräsentiert. 
Dafür brauchen wir die Tuchuniform. 

info110: Sie gehen also mit Cargo-
hose, ohne Krawatte und mit ei-

nem Hemd, bei dem der obere 
Knopf offen bleibt, zum Neu-
jahrsempfang?

Mario Fuchs: Ja, genauso ist 
es. Wir haben ja keinen 
Binder, kein Sakko und 
keine Kombi-Hose. Uns 
fehlt die komplette Tuch-
uniform. Für mich per-
sönlich kommt noch hin-
zu, dass ich als Repo-Ko-
ordinator den Wachen-
leiter der Polizeiwache 
Brandenburg vertrete. 
Die Anzahl der Anlässe, 
bei denen man einiger-
maßen ansehnlich ge-
kleidet sein sollte, ist al-
so noch größer. 

info110: Hand aufs Herz, 
ist Ihnen das peinlich?

Mario Fuchs: Manchmal 
ja. 

Mario Fuchs, 
Koordinator 
Revier polizei, 
Polizeiwache 
Brandenburg
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geübten Tätigkeit im Außendienst, im 
Rahmen der Erstausstattung/Erstein-
kleidung eine Ausstattung mit bestimm-
ten Bekleidungsartikeln, wie z.B. der 
Tuchuniform, Binder, nicht vorgesehen. 

Mit Abschluss der Einführungspha-
se/Erstausstattung in 2010 besteht ab 
2011 für jeden Bediensteten ohne Ein-
schränkungen die Möglichkeit, alle Ar-
tikel der Grundausstattung im elektro-
nischen Warenhaus, im Rahmen ihres 
jährlichen persönlichen Budgets zu be-
ziehen. 

Darüber hinaus kann, bei Bestäti-
gung der dienstlichen Notwendigkeit, 
die Ausstattung der Revierpolizisten 
mit einer Tuchuniform aus den jewei-
ligen Dienststellenbudgets der Polizei-
behörden und -einrichtungen über das 
elektronische Warenhaus vorgenom-
men werden.

In der Vergangenheit war das, durch 
die beschränkt zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel, nicht sofort bei 
Einführung der blauen Uniform mög-
lich. Zur vorgesehenen Einführung der 
neuen funktionalen Dienstbekleidung 

wurde die Projektgruppe „Blau“ – be-
stehend aus Vertretern des Ministeri-
ums des Innern, der Behörden und Ein-
richtungen sowie dem Polizei-Haupt-
personalrat – gebildet. Sie legte Art und 
Umfang der Erstausstattung fest. Das 
Ausstattungssoll erfolgte dabei zur Wah-
rung der Kostenneutralität in drei Kate-
gorien. Ausschlaggebend hierfür war der 
überwiegende Tätigkeitsbereich der Be-
diensteten – Außendienst, Stabsdienst, 
Führungskräfte. Für den Wach- und 
Wechseldienst sowie den Revierdienst 
war, aufgrund ihrer überwiegend aus-
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Nachgefragt:

Der Inspekteur 
der Polizei 
zur Tuchuniform

Jürgen Jakobs, 
Inspekteur 
der Polizei

info110: Revierpolizisten äußern öf-
ters den Wunsch nach einer Verbesse-
rung ihrer Uniformausstattung. Sie 
ar gumentieren, dass sie vor Ort 
schließlich auch dienstlich bedingte 
repräsentative Verpflichtungen wahr-
zunehmen haben, dafür aber nicht an-
gemessen ausgestattet sind. Ge-
wünscht wird vielfach eine Ausstat-
tung mit einer Tuchuniform. Wie ste-
hen Sie als Inspekteur zu diesem 
Anliegen?

Jürgen Jakobs, Inspekteur der Polizei: 
Die Position und Forderung der Revier-
polizei nach einer Tuchuniform zu Re-
präsentationszwecken kann ich nur 
unterstützen. Der Revierpolizist reprä-
sentiert bei vielfältigen Gelegenheiten – 
vom Stadtfest bis zum Auftritt im Ge-
meinderat – die Brandenburger Polizei. 
Da sollte in Zukunft auch eine dem An-
lass entsprechende Uniform selbstver-
ständlich sein. 

„Ich unterstütze die     

Forderung nach einer 

Tuchuniform!“

Wie sind die Repos 

ausgestattet?

Jeder Repo wurde im Rahmen der 
Erstausstattung mit den folgenden 
Bekleidungsstücken ausgestattet:

1 Schirmmütze
1 Polizeikappe (Basecap)
1 Strickrollmütze/Stirnband
1 Twin-Jacke
1 Fleece-Innenjacke
1 Softshell-Jacke
2 Funktions-Hose, Sommer
1 Funktions-Hose, Winter
1 Strickjacke
1 Strick-Rolli
2 Diensthemden, lang
3 Diensthemden, kurz
3 Poloshirts
1 Einsatzgürtel
1 Hosengürtel
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in Verbindung mit Raubdelikten sowie 
fahrlässige Tötung. Allerdings beschrän-
ken die grobe Altersdifferenzierung im 
Erwachsenenalter (21-59 J./60 J.+) und 
die Begrenzung von Opferdaten auf Ge-
waltdelikte die Aussagekraft der PKS.

Vertiefende Analysen polizeilicher Da-
ten und Dunkelfeldstudien haben aller-
dings gezeigt, dass entgegen dem allge-
meinen positiven Trend des Rückgangs 
einer Gefährdung im Alter bestimmte be-
sondere Gefahrenzonen des Alters exis-
tieren. Dies hängt u.a. mit Merkmalen 
zusammen, die mit Pfl egebedürftigkeit 
und Gebrechlichkeit einhergehen und 
zugleich die „Verletzbarkeit“ Betroffener 
erhöhen in Bezug auf Tatbegehung, Tat-
verdeckung sowie Schwere und Dauer-
haftigkeit von Tatfolgen. 

Wie in Abb. 2 dargestellt, sind hohes 
Lebensalter, Krankheit, Gebrechlich-
keit und Pfl egebedürftigkeit tendenziell 
mit einer erhöhten Anfälligkeit gegen-
über Viktimisierungsversuchen (Vikti-
misierung = Opferwerdung) verbunden. 
Dies resultiert vor allem aus mit hohem 
Alter zunehmenden Einschränkungen 
der körperlichen und geistigen Leis-
tungsfähigkeit, einer erschwerten selb-
ständigen Bewältigung von Alltagsauf-
gaben und somit erhöhter Abhängigkeit 
von Dritten. In der Folge haben Betrof-
fene im Vergleich zu jüngeren Erwach-
senen weniger gute Möglichkeiten, ei-
nem motivierten Täter zu entfl iehen 
oder sich diesem zur Wehr zu setzen. 
Oder sie haben aufgrund ihrer geistigen 
Beeinträchtigung Schwierigkeiten, ei-
nen Viktimisierungsversuch oder gar 
eine vollzogene Viktimisierung als sol-
che zu erkennen. Das Risiko einer Op-
ferwerdung ist somit erhöht. 

Zudem besteht seitens Betroffener im 
Vergleich zu jüngeren Erwachsenen eine 
reduzierte Fähigkeit, im Falle der Opfer-
werdung Anzeige zu erstatten oder sich 

rungsgruppe werden somit auch deren 
spezielle Belange für die Gesellschaft 
immer bedeutsamer. Mit dem vorlie-
genden Artikel sollen daher in aller 
Kürze zwei Fragen angerissen werden: 

Wie ist es um das Risiko 

alter Menschen, Opfer 

von Gewalt und Krimina-

lität zu werden, bestellt?

Grundsätzlich gilt: Hell- (z.B. PKS) wie 
Dunkelfelddaten (basierend auf Bevöl-
kerungsbefragungen) zufolge nimmt die 
Gefährdung im höheren Alter nicht zu, 
sondern ab. Dies gilt sowohl für allge-
meine Kriminalität als auch für den so-
zialen Nahraum. 

Nur wenige – als solche erkannte – De-
liktsbereiche weichen von diesem Muster 
ab; hierzu zählen z.B. Handtaschenraub 
(obgleich diese Fälle in den letzten Jahren 
erfreulicherweise rückläufi g sind), Miss-
handlung von Schutzbefohlenen, Mord 

Auch auf Brandenburg trifft die-
se Entwicklung zu. War 2006 
jeder fünfte Brandenburger im 

Rentenalter (65 J.+), so wird es im Jahr 
2030 bereits jeder dritte sein. In ab-
soluten Zahlen führt dieser Entwick-
lungstrend zu einem Anstieg der Seni-
oren um fast 260.000 Personen. Allein 
die Hochbetagten (80 J.+) werden auf-
grund der steigenden Lebenserwartung 
um rund 108.000 Personen zunehmen, 
was mehr als eine Verdoppelung gegen-
über 2006 darstellt.

Mit steigendem Alter nimmt die 
Wahrscheinlichkeit der Pfl egebedürftig-
keit zu (siehe Abb. 1). Unter der Vor-
aussetzung, dass die Entwicklungen 
der jüngsten Vergangenheit in der Zu-
kunft fortbestehen, steigt die Anzahl 
der Pfl egebedürftigen nach dem Pfl ege-
versicherungsgesetz in Deutschland bis 
zum Jahr 2030 auf insgesamt 3,4 Mio. 
an; hiervon werden 2,2 Mio. Menschen 
weiblich und 1,2 Mio. männlich sein. 
Mit dem Wachstum dieser Bevölke-

TITELTHEMA

Misshandlung und 
Vernachlässigung 
in der häuslichen Pflege
Ein Thema für die (Revier-) Polizei?
Der Anteil älterer, insbesondere hochaltriger Menschen an der Gesellschaft 
Deutschlands nimmt stark zu. Die Altersgruppe der 80-Jährigen und Älteren 
– dazu gehören heute 3,7 Mio. Menschen – wird bis zum Jahr 2050 auf gut 
10 Mio. deutlich wachsen. Sie wird damit fast dreimal so groß sein wie heute. 
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Abb. 1: Verbreitung von Pfl egebedürftigkeit nach Alter 
Ende 2007 (in %; Quelle: Pfl egestatistik des Statistischen 
Bundesamtes) 
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und eingeschränkter Rationalität (insbe-
sondere soweit es um die Pfl ege Demenz-
kranker geht) erwächst. Der Komplex der 
Misshandlung und Vernachlässigung in 
der häuslichen Pfl ege ist ein sehr vielge-
staltiges Problemfeld. Vielfach kommt es 
zu Schädigungen oder Gefährdungen 
Pfl egebedürftiger, ohne dass bei den Pfl e-
genden eine Absicht vorhanden wäre, die 
pfl egebedürftige Person zu schädigen. 

Häufi g eskalieren auch in grundsätz-
lich stabilen Pfl egebeziehungen Kon-
fl iktsituationen bis hin zu verbaler Ag-
gression und körperlicher Gewalt. 
Seltener, aber für die Betroffenen be-
sonders gravierend, sind jene Fälle, in 
denen Pfl egebedürftige gezielt und 
auch über einzelne Situationen hinaus 
ausgenutzt, angegriffen und unange-

sind schlichtweg zu teuer, bei 85 Jahren 
ist daher meist Schluss. Diese Faktoren 
haben zur Folge, dass die Gruppe mit 
dem größten Viktimisierungsrisiko so-
mit sowohl im Hell- als auch im Dun-
kelfeld weitestgehend unsichtbar bleibt.

Die Studie „Kriminalität und Gewalt 
im Leben alter Menschen“ (Görgen u.a. 
2010) hat sich dieser Problematik ange-
nommen und bestimmte Gefahrenzo-
nen des Alters beleuchtet. Ein großer 
Baustein der Untersuchung war der 
Pro blematik der Misshandlung und 
Vernachlässigung Pfl egebedürftiger im 
häuslichen Bereich gewidmet. In 
Deutschland werden laut Pfl egestatistik 
68 Prozent der Pfl egebedürftigen zu Hau-
se versorgt; hiervon werden wiederum 
2/3 ausschließlich durch Angehörige, 
d.h. ohne professionelle Hilfe, gepfl egt. 

Ihrer grundsätzlich helfenden Ausrich-
tung zum Trotz hat häusliche Pfl ege ein 
gewisses Gewaltpotenzial, welches unter 
anderem aus der Kombination von kör-
perlicher Nähe, Machtunterschieden und 
Abhängigkeiten, Leiden und Belastungen 

in anderer Weise selbst um Hilfe und Ab-
hilfe zu bemühen. Die Wahrscheinlich-
keit, dass erlebte Straftaten sichtbar wer-
den, ist reduziert – das Dunkelfeld groß. 

Darüber hinaus ist die Befragbarkeit 
hochaltriger Menschen in Dunkelfeld-
studien eingeschränkt. Standardisierte 
Befragungen – schriftlich wie telefo-
nisch – sind von Hochaltrigen meist 
nicht zu bewältigen, erst recht nicht 
von denjenigen mit dem größten Opfer-
werdungsrisiko – den körperlich und 
geistig beeinträchtigten Menschen. Per-
sonen, die in Einrichtungen der Alten-
pfl ege leben, werden durch standardi-
sierte Befragungen von vorn herein 
ausgeklammert. Eher qualitativ ausge-
richtete Studien, welche auf persön-
lich-mündlichen Interviews beruhen, 

TITELTHEMA

Risiko (Tat-

erfolg / gravie-

rende Folgen

Dunkelfeld

Repräsentation

in Befragungen

Abb. 2: Multiple, opferbezogene Relevanz von Pfl ege-
bedürftigkeit, Gebrechlichkeit (Görgen 2010, 516)

messen versorgt werden. Für Fälle der 
Misshandlung und Vernachlässigung 
älterer Menschen in der häuslichen 
Pfl ege ist von einem beträchtlichen 
Dunkelfeld auszugehen, da etwaige Ta-
ten Personen betreffen, die allenfalls 
mit großen Einschränkungen in der La-
ge sind, sich zur Wehr zu setzen, Hilfe 
zu aktivieren oder Anzeige zu erstatten.

Welche Herausforderun-

gen und Aufgaben ergeben 

sich in diesem Problem-

feld für die Polizei?

Nicht all die in Pfl egehaushalten entste-
henden problematischen Situationen 
sind strafrechtlich relevant, insofern 
nicht per se Angelegenheit der Polizei. 
Wie beschrieben handelt es sich bei der 
häuslichen Pfl ege zudem um einen für 
Außenstehende schwer einsehbaren und 
zugänglichen Bereich. 

Dies hat zur Folge, dass Polizeibeamte 
in der Regel nicht die ersten Akteure 

sind, die mit solchen Fällen in Berührung 
kommen. Vielmehr ist die Polizei auf die 
Unterstützung Anderer angewiesen (z.B. 
aufmerksame Nachbarn, Pfl egedienst-
mitarbeiter und Hausärzte) um kritische 
Fälle von Misshandlung/Vernachlässi-
gung aufzudecken. Bei diesen Gruppen 
bestehen zum Teil große Unsicherheiten 
und auch Ängste dahingehend, wie mit 
(Verdachts-) Fällen umgegangen werden 
soll, welche Taten im strafbaren Bereich 
liegen und welche nicht. 

Insbesondere Revierpolizisten haben 
aufgrund ihrer Nähe zur Bevölkerung 
gute Möglichkeiten, auf Basis von Ver-
trauensbeziehungen beratend oder in-
tervenierend tätig zu werden und damit 
der besonderen gesellschaftlichen Ver-
antwortung diesen potenziell „unsicht-
baren“ Opfern gegenüber gerecht zu 
werden. 

Prävention und Intervention in Fäl-
len von Misshandlung und Vernachläs-
sigung Pfl egebedürftiger kann nur mit 
pro-aktiven Maßnahmen und in ver-
netzter Form gelingen. Polizei ist dabei 
neben einer Reihe von Einrichtungen 
und Institutionen im Pfl ege- und Ge-
sundheitsbereich, von Behörden, Ge-
richten und Beratungsstellen einer von 
vielen wichtigen Akteuren und sollte 
für die speziellen Belange und Prob-
lemlagen der wachsenden Bevölke-
rungsgruppe der alten und insbesonde-
re hochaltrigen Menschen sensibel und 
gewappnet sein.

Literatur:
Görgen, T. (Hrsg.) (2010). Sicherer Ha-
fen oder gefahrvolle Zone? Kriminali-
täts- und Gewalterfahrungen im Le-
ben alter Menschen. Frankfurt a.M.: 
Verlag für Polizeiwissenschaft.

Kathrin Rauchert, Dipl.-Rehabi-
litationspädagogin, arbeitet als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin 
im BMFSFJ-geförderten Aktions-
programm „Sicher leben im Alter“ 
an der DHPol in Münster. 

Pflegebedürftigkeit 
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Die info110 wird die Reform „Polizei Brandenburg 2020“ selbstverständlich 
auch weiterhin ausführlich begleiten. Im Dezember hat der Landtag das Po-
lizeistrukturreformgesetz beschlossen. Wir zeichnen die teils hitzige Debat-
te aus Sicht aller Fraktionen nach und informieren über die Position von In-
nenminister Dietmar Woidke. Vollständig dokumentieren wir den Antrag 
zur Polizeireform, den der Landtag beschlossen hat. Dieser Beschluss ist für 
das Innenministerium eine wichtige politische Leitlinie bei der weiteren 
Umsetzung der Reform. Wir finden: Es lohnt, da mal reinzugucken. 

Die Aufbaustäbe haben ihre Arbeit unterdessen aufgenommen. Dazu fin-
den Sie ein ausführliches Interview mit dem Chef des PP-Aufbaustabes, Ar-
ne Feuring. Erstmals kommt der Vorsitzende einer Polizeigewerkschaft in 
der info110 im Interview zu Wort: Klartext von GdP-Chef Andreas Schuster. 
Und auch die anderen Polizeigewerkschaften wurden von uns zu ihrer Mei-

nung zum Stand der Reform be-
fragt. Diese Beiträge bieten zu-
sammengenommen kritische, 
kon troverse und vielfältige Sicht-
weisen auf den Reformprozess – 
vom Innenminister über die Frak-
tionen im Landtag bis zu den 
Gewerkschaften. Eben: Das vol-
le Programm. 

Schließlich werfen wir noch 
einen Blick über die Landes-
grenzen: Denn die Polizei steht 
nicht allein in Brandenburg vor 
großen Veränderungen. Auch 
Sachsen bastelt an einer Reform 
„Polizei.Sachsen.2020“. Wie ist 
dort der Stand der Dinge?
  

POLIZEIREFORM38

Polizeireform
nimmt Gestalt an
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ein dezentrales Dienststellennetz. Ab-
gelöst wird das bestehende System der 
Polizeiwachen durch eine neue Struk-
tur aus Polizeiinspektionen und diesen 
nachgeordneten Polizeirevieren. Den 
Aufbaustäben obliegt es, diesen Rah-
men auszugestalten und den Vorgaben 
entsprechende, trag- und funktionsfä-
hige Strukturen zu entwickeln.

Die Fachhochschule der Polizei und 
der Zentraldienst der Polizei bleiben 
als eigenständige Polizeieinrichtungen 
erhalten. 

Hierzu werden die fünfzehn Schutzbe-
reiche zu den vier (Regional-)Direktionen 
Nord, Ost, Süd und West mit Sitz in Neu-
ruppin, Frankfurt (Oder), Cottbus und 
Brandenburg an der Havel zusammen-
gefasst. Zentrale Aufgaben der Kriminali-
tätsbekämpfung und Zentralstellenauf-
gaben sowie Aufgaben der Einsatzunter-
stützung werden künftig in zwei Fachdi-
rektionen im Polizeipräsidium gebündelt.

Grundlage der Präsenz in der Fläche 
sowie der Ansprechbarkeit für Bürger 
und Partner der Polizei bildet weiterhin 

Die bisherigen Strukturen wer-
den deutlich gestrafft. Der ad-
ministrative Aufwand muss zu-

gunsten operativer Aufgabenwahrneh-
mung auf ein notwendiges Maß redu-
ziert werden. Mit der Reform werden 
Funktionen und Aufgaben in Führung 
und Verwaltung abgebaut und sachge-
recht zentralisiert. Der Organisations-
ansatz zielt prinzipiell darauf, Synergie-
effekte zu erzielen, Parallelstrukturen 
abzubauen und Doppelarbeit zu ver-
meiden. 

Polizei Brandenburg 2020:
Die neue Struktur 
im Überblick
Die bislang bestehenden Polizeibehörden und -einrichtungen mit überwie-
gend operativen Aufgaben, Polizeipräsidien, Landeskriminalamt und Lan-
deseinsatzeinheit, wurden zum 1. Januar 2011 in das neue Polizeipräsidium 
integriert. Das Ziel ist, eine einheitliche Verantwortung für die operative 
poli zeiliche Tätigkeit im weiteren Sinne und die damit verbundenen Aufga-
ben herzustellen.

Polizeipräsidium

(mit LESE und LKA )

4 Polizeidirektionen

15 Polizeiinspektionen

(mit Polizeirevieren und Revierpolizei)

Schlank: die künftige Polizeistruktur



40 POLIZEIREFORM

Polizeireform:
Entscheidung im Landtag
Am 16. Dezember 2010 fand im Landtag die Debatte zur Polizeireform statt. 
Wir werfen einen ausführlichen Blick auf die kontroverse Debatte und die 
gefassten Beschlüsse. 

„Wir brauchen in Brandenburg keine Polizei, die größer ist als in 

anderen Ländern. Was wir brauchen, ist eine Polizei, die modern 

ausgestattet ist; eine Polizei die effizient funktioniert; eine Polizei, 

die jederzeit Sicherheit für alle Bürgerinnen und Bürger im Land 

schafft. Und so eine Polizei werden wir auch in Zukunft haben.“

MATTHIAS PLATZECK, MINISTERPRÄSIDENT DES LANDES BRANDENBURG

PRESSE-ECHO ++++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESS

14.12.2010

Der Versuch eines Neuanfangs
Dem Lausitzer (Dietmar Woidke, die Red.) ist es mit seiner jovialen 

Art seitdem gelungen, binnen weniger Wochen den Widerstand 

gegen die von seinem Vorgänger Speer eingeleitete Polizeireform 

zu brechen. Sogar die Polizeigewerkschaft ist von ihm begeistert.

Presse-Echo

GRÜNE / B90 (5)

(1)*

Minister Minister

Staatssekretäre Staatssekretäre

* Ein Abgeordneter ist fraktionslos

Präsident

Redner

LTV LRH LDA LAkD

DIE LINKE (25)

SPD (31)
CDU (19)

FDP (7)

Sitzverteilung im Landtag
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SE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++

heimnis sind, hat er sich doch auf die Kritiker zubewegt 

und Speers Konzept nachgebessert. … Überhaupt ist es der 

Stil, durch den sich der jetzige Minister vom Vorgänger un-

terscheidet.

17.12.2010

Der Kommunikator
Die Reform der Polizei gehört zu den politisch kniffl igen Pro-

jekten der Legislaturperiode. … trotz der Brisanz des Themas 

scheint Woidke dabei ein glückliches Händchen zu haben. … 

Auch wenn Zahl und Orte der Wachen noch immer sein Ge-

Das Thema Polizeireform ist in 
den letzten Wochen und Mo-
naten landauf, landab inten-

siv diskutiert worden. Diese Diskussi-
on war notwendig und wir werden sie 
weiter führen. Die offene und kritische 
Debatte hat dem Reformprozess sehr 
gut getan. Ich möchte allen danken, 
die sich konstruktiv eingebracht haben. 
Dazu zähle ich den Landtag und auch 
Teile der Oppositionsfraktionen.  

Allerdings haben wir auch nach wie 
vor damit zu kämpfen, dass von einzel-
nen Oppositionspolitikern versucht 
wird, Verwirrung und Unsicherheit im 
Land zu schüren. Trotzdem ist es aber 
dazu gekommen, dass sich die Debatte 
um die Polizeireform in den letzten Wo-
chen und Monaten deutlich versach-
licht hat. 

Gesetz ist gut

und konsequent
Was die Frage betrifft, warum der Ge-
setzentwurf, den Rainer Speer vorberei-
tet hat, immer noch da ist, die lässt sich 
ganz kurz beantworten: Weil dieser Ge-
setzentwurf gut und konsequent ist. Ich 
will Ihnen auch sagen, warum: Wir be-
ginnen mit der Polizeireform von oben. 
Wir verschlanken die Führungsstruktu-
ren. Wir fangen nicht mit der Wache im 
ländlichen Raum an, sondern wir be-
ginnen mit den Führungsstrukturen. 
Genau dazu eröffnet dieser Gesetzent-
wurf die Möglichkeit. Mit einem ge-
meinsamen Polizeipräsidium werden 
zum Beispiel bisherige Aufgaben des 
Innenministeriums auf dieses eine Prä-
sidium übertragen. 

Bei dem folgenden Beitrag handelt es 
sich um eine gekürzte und redaktio-
nell leicht bearbeitete Fassung der Rede 
von Innenminister Dietmar Woidke 
im Landtag Brandenburg am 16. De-
zember 2010. 

„Kritische Debatte 
 hat dem Reformprozess  
 sehr gut getan“
 Innenminister Woidke im Landtag  zur Polizeireform

Zufrieden und 
zuversichtlich: 
Innenminister 
Dietmar Woidke

�



POLIZEIREFORM42

können. Die unterschiedliche Struktur 
des Landes muss sich auch in den poli-
zeilichen Strukturen niederschlagen. 

Ich bin davon überzeugt, dass wir mit 
dem Vorschlag der Bildung von Inspek-
tionen als Führungsdienststellen und 
von weiteren Polizeidienststellen, die 
aus diesen Inspektionen heraus geführt 
werden, dieser Herausforderung ge-
recht werden und zugleich eine straffe 
Führung ermöglichen können. Und wir 
brauchen Flexibilität in der Organisati-
on. Es geht dabei um die simple Frage: 
Wie und an welcher Stelle setze ich Ar-
beitskraft, die das Land bezahlt, sinn-
voll ein? Das ist eine Frage, die wir po-
lizeifachlich beantworten sollten. 

Ich gehe davon aus, dass wir an fast 
allen heutigen Wachenstandorten – und 
ich habe daraus nie einen Hehl gemacht 
– auch zukünftig Dienststellen der Poli-
zei haben werden. Allerdings wird sich 
die Ausstattung dieser Dienststellen mit 
Personal und auch mit Aufgaben, bei-
spielsweise kriminalpolizeilichen Auf-
gaben, an den Anforderungen, die sich 
aus polizeilicher Sicht in der Region 
oder in der Gemeinde ergeben, messen 
lassen müssen. 

Verständnis für

Reform wächst
Für eine erfolgreiche Umsetzung der 
Reform haben sich die Bedingungen in 
den letzten Wochen und Monaten deut-
lich verbessert. Das Verständnis ist deut-
lich gewachsen. Das Konzept, auf un-
terschiedliche Herausforderungen im 
Land auch unterschiedliche Antworten 
zu geben, trifft auch im kommunalen 
Bereich auf viel Zustimmung und Ver-
ständnis. Auch zwischen der Landesre-
gierung und den Kommunen gibt es 
jetzt eine gute Gesprächsgrundlage, die 
wir weiter pflegen werden. 

Ich möchte dem Landtag für die hier 
geführten Diskussionen ausdrücklich 
danken. Ich begrüße den Entschlie-
ßungsantrag der Koalitionsfraktionen 
und danke allen Abgeordneten, die sich 
sehr intensiv mit den Fragen beschäftigt 
haben. Ich wünsche mir weiterhin eine 
sehr enge und gute Zusammenarbeit 
mit dem Landtag. Bitte stimmen Sie 
dem vorgelegten Gesetzentwurf zu, da-
mit wir die derzeit noch offenen Fragen 
möglichst bald beantworten können.

Parteien hier. Auch in diesen Parteien 
gibt es Leute, die sich den Herausforde-
rungen stellen.  

In Brandenburg kommt ein Revier-
polizist auf etwa 4.500 Einwohner. Wir 
wollen diese Zahl im ländlichen Raum 
halten bzw. sogar, wenn es nötig ist, un-
terhalb dieser Zahl bleiben. In Sachsen 
heißt der Revierpolizist Bürgerpolizist. 
Sachsen hat einen Schlüssel im ländli-
chen Raum von 1 zu 7.500, also viel 
schlechter als in Brandenburg. Auch 
das gehört zur Wahrheit dazu. 

Das neue starke Polizeipräsidium 
wird die Landeseinsatzeinheit und das 
LKA integrieren. Die Integration des 
Landes kriminalamtes erfolgt in Form 
einer Fachdirektion. Der gut ausgestat-
tete und moderne Standort Eberswalde 
bleibt erhalten. Auch die LESE wird in 
Form einer Fachdirektion Einsatz inte-
griert. 

„Die unterschiedliche 

Struktur des Landes muss 

sich auch in den polizeili-

chen Strukturen nieder-

schlagen.“

Unterhalb des Präsidiums werden 
vier regionale Polizeidirektionen gebil-
det. Die Sitze sind benannt: Branden-
burg an der Havel, Neuruppin, Frank-
furt (Oder) und Cottbus. Wir werden 
mit diesem Modell eine wesentliche 
Straffung der Führung, der Steuerung 
und der Verwaltung in der Polizei errei-
chen und damit ein Kernanliegen der 
Reform umsetzen. Zweitens schaffen 
wir damit die Voraussetzungen für die 
Deckungsgleichheit der Zuständig-
keitsbezirke von Polizei, Landgerichten 
und Staatsanwaltschaften. 

Wir brauchen

Flexibilität
Die Frage der künftigen Dienststellen 
unterhalb der Direktionen hat für viele 
Diskussionen gesorgt. Sie wissen genau, 
dass wir mit der heutigen Struktur jetzt 
schon an unsere personellen Grenzen 
stoßen. Wir müssen einen Ansatz finden, 
wie wir den unterschiedlichen Situatio-
nen in den verschiedenen Regionen des 
Landes polizeifachlich gerecht werden 

Wir müssen diese Diskussion selbstver-
ständlich auch vor den zukünftigen und 
heute schon engen finanziellen Spielräu-
men des Landes führen. Deswegen kann 
der zweitgrößte Personalkörper der Lan-
desverwaltung – und das ist die Polizei – 
nicht von vornherein von Strukturanpas-
sungen ausgeschlossen werden. 

„Die Brandenburger Poli-

zei wird auch nach dieser 

Reform stärker besetzt 

sein, als vergleichbare 

Flächenländer heute 

besetzt sind.“

Die Brandenburger Polizei wird den-
noch auch nach dieser Reform stärker 
besetzt sein, als vergleichbare Flächen-
länder heute besetzt sind. Und wir wer-
den mit der Zielzahl von 7.000 in jedem 
Winkel dieses Landes weiterhin eine 
qualitativ gute Polizeiarbeit gewährleis-
ten. Voraussetzung dafür ist, dass wir 
neben der Quantität, nämlich der Zahl 
der Polizeibeamten, auch die Qualität 
berücksichtigen, das heißt Aus- und 
Weiterbildung, Beförderungsmöglich-
keiten, Motivation, Gesundheitsma-
nagement und eine straffe Führungs-
struktur. Die dritte Säule ist die Organi-
sation. 

Dies zusammen wird es ermöglichen, 
dass wir auch im Jahr 2020 bei verän-
derten Personalzahlen eine sehr gute 
Polizeiarbeit im Land haben werden. 
Der Schlüssel dazu sind die Polizistin-
nen und Polizisten sowie die sonstigen 
Beschäftigten der Polizei, die in den 
vergangenen Jahren eine sehr gute und 
erfolgreiche Arbeit geleistet haben.

Brandenburg steht

nicht allein 
Brandenburg ist nicht das einzige Bun-
desland, das sich diesen Herausforde-
rungen stellt. Wenn Sie unser südliches 
Nachbarland Sachsen betrachten, wer-
den Sie auf die Reform „Polizei Sach-
sen 2020“ stoßen. Es ist ganz interes-
sant zu sehen, was unser südlicher 
Nachbar im Bereich der Polizei macht. 
In Sachsen sind CDU und FDP also of-
fensichtlich etwas weiter als dieselben 
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terpretiert werden kann“, meinte Non-
nemacher. „Vom Worst-Case-Szena-
rio, es bleibt bei 15 Polizeiwachen, die 
jetzt nur zu Inspektionen umetikettiert 
worden sind, bis hin zu einem sinnvol-
len, fl ächendeckenden Netz an Polizei-
standorten mit Kriminalpolizei und mit 
unterschiedlicher und fl exibilisierbarer 
Ausstattung kann alles darunter ver-
standen werden.“  

Auffällig sei aus ihrer Sicht, dass 
der Minister im Zusammenhang mit 
dem Standorterhalt den Begriff Wache 
„peinlichst“ vermeide und jetzt von Re-
vieren spreche. „Vom Erhalt in heutiger 
Form bis zur De-facto-Abwicklung ist 
alles möglich“, sagte die Abgeordnete 
von Bündnis 90/Die Grünen mit Blick 
auf die künftigen Polizeireviere. 

Misstrauisch mache ihre Fraktion 
auch, „dass der Minister trotz vorsich-
tiger Kurskorrekturen an der willkürli-
chen Zielzahl von 7 000 festhält. Wer 
Polizeiarbeit in akzeptabler Qualität in 
der Fläche sinnvoll organisieren will, 
muss erst das Konzept ausarbeiten und 
dann Hausnummern verkünden.“

„Ob es sich dabei im Bemühen, ver-
brannte Begriffl ichkeiten zu meiden, 
um einen reinen Etikettenschwindel 
oder den Ansatz zu einem wirklich 
sinnvollen Kompromiss, dem auch die 
Grünen gerne ihre Zustimmung ertei-
len würden, handelt, lässt sich nicht ab-
sehen“, meinte Nonnemacher.  

Unzufrieden mit der Strukturre-
form, aber auch mit dem Ver-
fahren zeigten sich Bündnis 90/ 

Die Grünen. „Die Polizeireform bleibt 
in wichtigen Anteilen unklar. Der Land-
tag als Gesetzgeber wird nicht weiter-
gehend beteiligt“, begründete deren 
Abgeordnete Ursula Nonnemacher die 
Ablehnung des Reformgesetzes. Auch 
wenn durch die Einrichtung eines Poli-
zeipräsidiums als Landesoberbehörde 
nur die oberste Organisationsstufe der 
Polizei gesetzlich geregelt werde, be-
deute das Gesetz den Auftakt für die 
größte Polizeireform im Land Branden-
burg. 

Die Abgeordnete bemängelte: „Trotz 
zahlloser Proteste im Vorfeld, die ihren 
Ausdruck in den 97.500 übergebenen 
Unterschriften der Volksinitiative fi n-
den, wird das Gesetzgebungsverfahren 
nicht ausgesetzt.“ 

Gleichwohl begrüßte Nonnemacher 
aber die Aussage von Innenminister 
Woidke zum Standorterhalt und lob-
te ihn als „umsichtig agierenden und 
um ernsthafte Kommunikation mit den 
Betroffenen bemühten Minister“. Die 
sichtbar gewordenen Änderungen ge-
genüber dem ursprünglichen Ansatz 
bezeichnete sie jedoch als nur „vage 
Kurskorrekturen“. 

Die vorgestellten Überlegungen seien 
„in ihren Interpretationsmöglichkeiten 
so elastisch, dass nahezu alles hineinin-

Grüne: „Umsichtiger Minister, 
vage Kurskorrekturen“
Nonnemacher kritisiert fehlende Klarheit bei Polizeireform

Ursula Nonnemacher ist innen-
politische Sprecherin der Fraktion 
Bündnis90 / Die Grünen. 
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Er stellt die Beamten nicht kommentarlos vor vollendete Tat-

sachen.  Woidke ist damit der Gegenentwurf zu seinen beiden 

Vorgängern im Amt. Es ist Dietmar Woidke zu wünschen, dass 

er mit seiner transparenten Art Erfolg hat. Abgerechnet wird 

jedoch erst zum Schluss. Netter Umgang hin oder her, ent-

scheidend ist, dass der Minister die Reformziele erreicht. 

21.12.2010

Abgerechnet wird am Ende
Es ist eine Kommunikationsoffensive, wie sie Brandenburgs 

Polizisten noch nicht erlebt haben. Innenminister Dietmar 

Woidke reist herum, hat ein Ohr für die Sorgen der Beamten, 

macht ein paar Zugeständnisse und erklärt alles, was er tut. 
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Die innenpolitische Spreche-
rin der SPD-Fraktion, Britta 
Stark, rief in der Debatte dazu 

auf, „den Blick langfristig und voraus-
schauend auszurichten, um das Land 
Brandenburg im Bereich der Innenpo-
litik positiv zu entwickeln“. Die Polizei 
müsse auch unter sich verändernden 
Bedingungen ihre Aufgaben effektiv er-
füllen können. Verwaltungsmoderni-
sierung und Bürokratieabbau müssten 
auch für die Polizei gelten. Die Zahl 
der Straftaten werde nach den Progno-
sen in den nächsten zehn Jahren vor-
aussichtlich ebenso zurückgehen wie 
sie Zahl der Einwohner. Die Struk-
tur der Polizei und das Personal müss-
ten an diese Veränderungen Stück für 
Stück angepasst werden. „Im Kern geht 
es also um die Frage, wie man mit weni-
ger Personal ein vergleichbares Maß an 
innerer Sicherheit organisieren kann“, 
erläuterte Stark.

Es bestehe – auch mit der CDU – Ei-
nigkeit darüber, „dass wir eine Polizei-
struktur mit weniger Führungskräften 
brauchen. Wir sind uns auch darin ei-
nig, dass es mit einem Polizeipräsidium 
zu machen ist. Wir sind uns darin einig, 
dass wir die Schutzbereiche zu Direk-
tionen zusammenführen“, betonte die 
SPD-Abgeordnete.  

Strittig sei die Frage, was unterhalb 
der Direktionsebene passieren solle, 
fügte sie hinzu. Die Behördenstruktur 
falle zwar in Organisationshoheit des 
Innenministers, doch sei der Landtag 
„politisch nicht außen vor“. Deshalb 
habe man in einem Entschließungsan-
trag klare Ziele und Vorgaben formu-

SPD: „Polizeipräsenz erhalten 
ist wichtigstes Ziel“
Standortkonzept soll Innenausschuss bis Ende Mai 
vorgelegt werden

Britta Stark, innenpolitische 
Sprecherin der SPD-Fraktion 

liert. Darin seien die Überlegungen so-
wohl der Berufsvertretungen als auch 
der Gewerkschaften und der Kommu-
nalpolitiker zum Teil eingefl ossen.

Die Abgeordnete nannte als „erstes 
und wichtigstes Ziel, dass die Präsenz 
der Polizei vor Ort, und zwar in dem 
vorwiegend ländlich geprägten Bran-
denburg – der Streifendienst, die Revier-
polizisten -, erhalten bleibt“. Vor allem 
im ländlichen Raum sei „der Repo als 
direkter Ansprechpartner für die Bür-
ger und Bürgerinnen auch als ortskun-
diger Sachverständiger unverzichtbar“. 
Zudem werde ausdrücklich festgehal-
ten, dass die Kriminalitätsbekämpfung 
im grenznahen Raum ein Schwerpunkt 
der Polizeiarbeit sein müsse. 

Auch bei der Planung der künftigen 
Standorte hätten die Koalitionsfraktio-
nen ein Mitsprecherecht der Parlamen-
tarier eingefordert, sagte die Innenpo-
litikerin. Der Entschließungsantrag se-
he vor, „dass dem Innenausschuss bis 
zum 31. Mai 2011 ein Standortkon-
zept vorgelegt werden soll. Dann wer-
den wir auch über die dann vorliegen-
den Standorte diskutieren.“

„Für die SPD ist es wichtig, dass für 
alle Menschen im gesamten Land Bran-
denburg Sicherheit und Polizeipräsenz 
gewährleistet werden, und zwar unab-
hängig davon, wie hoch ihr Einkom-
men ist und an welcher Stelle sie in 
Brandenburg leben“, betonte Stark. 
„Ich bin überzeugt, dass wir auch im 
Jahr 2020 eine Polizei haben werden, 
die genauso effi zient ist wie in ande-
ren Bundesländern und diesen Anfor-
derungen auch gerecht werden kann.“

PRESSE-ECHO ++++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESS

zen, an den Eckpunkten hat er bei aller Konzilianz bislang 

nichts verändert. Will Woidke – eine der wenigen ministrablen 

Persönlichkeiten in der personell ausgebluteten Landes-SPD – 

2020 noch politische Verantwortung tragen, muss er strenge 

Disziplin halten.

4.12.2010

Magische Zahl
Was ein wenig Druck aus dem Kessel genommen hat, ist Wo-

idkes verbindliche Art – sein Vorgänger Rainer Speer wirkte 

eher schroff. Dennoch sollte man sich in Werder und Beelitz 

keine Illusiorien machen: Woidke wird Speers Reform umset-
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den, Dienstgruppenleiter und Wa-
chendienstführer sind, die bereits heu-
te mit im täglichen Einsatz sind. Ein 
solcher Dienstgruppenleiter oder Wa-
chendienstführer sitzt eben nicht nur in 
der Wache herum, sondern er fährt mit 
raus, er sitzt im Auto. Wenn Sie dort 
sparen wollen, wenn das Ihre Häuptlin-
ge sind, dann haben Sie tatsächlich we-
niger Polizeipräsenz, weniger Personal 
in der Fläche.“ Das Einsparpotenzial 
durch Wachenschließungen liege nach 
seiner Einschätzung tatsächlich bei un-
ter 100 Beamten, rechnete der FDP-Po-
litiker vor. 

Zugleich warnte Goetz davor, bei der 
Personalverringerung den Wach- und 
Wechseldienst anzutasten. „Da ist über-
haupt keine Luft mehr drin, um zu Ein-
sparungen zu kommen“, unterstrich er. 
Er riet den Abgeordneten, sich durch 
Besuche in verschiedenen Wachen 
selbst ein Bild zu machen. Er helfe gern 
weiter, wenn es darum gehe, die richti-
gen Wachen zu fi nden: „I’m your travel 
guide to Brandenburg Police“, so Goe-
tz, der selbst viele Besuche bei Polizei-
dienststellen im Land gemacht hatte.  

Der FDP-Politiker regte zudem eine 
Prüfung der Aufstockung von vier auf 
fünf Polizeidirektionen an sowie eine 
Zusammenfassung der Leitstellen der 
Polizei mit den fünf integrierten Regi-
onalleitstellen von Feuerwehr und Ret-
tungsdiensten (sog. „bunte Leitstellen“) 
– „weil damit Einsatzzeiten verkürzt 
werden können, so dass, wenn die 112 
angerufen wird, die Polizei gleich mit 
informiert ist.“

Eine „verblüffende fraktionsüber-
greifende Einigkeit“ in man-
chem, was die Polizei angeht, 

stellte die FDP fest. „Der Innenminis-
ter und ich und auch andere sind sich 
einig, dass die Polizeibeamten bereits 
jetzt in vielen Wachen an vielen Orten 
an ihrer Belastungsgrenze arbeiten und 
bereits jetzt in erheblichem Umfang 
Schwierigkeiten haben, den Erwartun-
gen von Bürgern und Politik noch zu 
genügen“, sagte der FDP-Landtagsab-
geordnete Hans-Peter Goetz.

Umso erstaunlicher sei aus seiner 
Sicht die „vom Innenminister gezoge-
ne Schlussfolgerung, mit neuen Struk-
turen das Problem auf so hervorragende 
Weise lösen zu wollen, das gleich noch 
1.900 weitere Beamte weggespart wer-
den sollen. Auf Personalmangel reagie-
ren Sie als mit weiterem Personalabbau, 
um Probleme zu lösen“, sagte Goetz. 

Der Abgeordnete kritisierte auch den 
Entschließungsantrag der Koalitions-
fraktionen SPD und Linke. „Die Ent-
schließungsanträge enthalten viel Ro-
mantik, insbesondere der Antrag der 
Regierungskoalition. Unter dem Strich 
bleibt: Das Polizeistrukturreformgesetz 
ist eigentlich in seinem Inhalt ein Stel-
lenabbaugesetz; es gibt eine freundli-
chere Verpackung zum gleichen Inhalt.“

Der FDP-Innenpolitiker zog zudem 
in Zweifel, dass die geplante Stellen-
reduzierung ohne Beeinträchtigung 
des Wach- und Wechseldienstes erfol-
gen könne. „Sie vernachlässigen bei 
Ihren Einsparvorschlägen, dass die 
vielen Häuptlinge, die gebracht wer-

FDP sieht freundlichere Ver-
packung zum gleichen Inhalt
Goetz: „I’m your travel guide to Brandenburg Police“

Hans-Peter Goetz, innenpolitischer 
Sprecher der FDP-Fraktion 
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von Kritikern. Als der Landtag im Dezember den Polizeium-

bau beschließt und Woidke seine Marschrichtung bekannt 

gibt, ist die Reform immer noch ein Kind seines Vorgängers – 

aber mit deutlich weicheren Zügen. Denn Woidke will vorge-

brachte Ideen und Bedenken in die Reform einfl ießen lassen. 

Woidkes Strategie ist aufgegangen.

27.12.2010

Radikalreform schürt Ängste
Mit ihm zieht ein neuer Stil ins Ministerium, er startet eine 

Kommunikationsoffensive und eine Besuchstour durchs 

Land, hört sich die Ängste und Sorgen vor Kommunalpoliti-

kern und Polizisten an. Dafür bekommt er viel Lob, selbst 
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fenen Prozess der Polizeireform inhalt-
lich zu begleiten und seine Kontroll-
funktion wahrzunehmen.“ 

Aus seiner Sicht gehöre zur Verantwor-
tung des Parlaments auch, „mit der Zu-
stimmung zu diesem Gesetz keinen 
Blankoscheck auszustellen, sondern ent-
sprechende Rahmenbedingungen für das 
weitere Vorgehen zu formulieren“, er-
läuterte Scharfenberg unter Hinweis auf 
den Entschließungsantrag der Koalition. 

Neben einer weiter fl ächendecken-
den Polizeipräsenz müsse die Krimi-
nalitätsbekämpfung auf bisherigem Ni-
veau einschließlich einer Intensivie-
rung der kriminalistischen Aus- und 
Fortbildung gesichert sein. „Für wich-
tig halten wir auch, dass die Prävention 
als spezifi sche Aufgabe fortgeführt wird 
und bewährte Formen erhalten blei-
ben“, sagte der Linken-Politiker. Ferner 
gehe man davon aus, dass an der Fach-
hochschule der Polizei jährlich deut-
lich mehr als 125 Polizeischüler auf-
genommen werden, um bedarfsgerecht 
ausbilden zu können. 

Nachdrücklich verteidigte Scharfen-
berg den Entschließungsantrag der Ko-
alitionsfraktionen gegen Kritik der Op-
position. „Wir greifen damit wichtige 
Punkte auf, die in der öffentlichen Dis-
kussion und in der Anhörung des In-
nenausschusses vorgetragen worden 
sind. Das gilt insbesondere für die For-
derungen der Gewerkschaften. Damit 
wird zugleich das Grundanliegen der 
Volksinitiative aufgenommen“, betonte 
der Linken-Abgeordnete.

Die Fraktion „Die Linke“ hat die 
Polizeireform gegen Kritik ver-
teidigt. Der Zwang zur Konsoli-

dierung des Landeshaushalts sei ein 
„starkes Argument, dem man sich nicht 
entziehen kann“, sagte der innenpoliti-
sche Sprecher der Linken-Fraktion, 
Hans-Jürgen Scharfenberg. Klar sei 
auch, „dass die gegenwärtige Polizei-
struktur nicht mehr voll funktionstüch-
tig ist.“  

Der CDU warf der Linken-Abgeord-
nete vor, das Thema missbraucht zu ha-
ben, „um wider besseren Wissens lan-
desweit Ängste zu schüren. Diese po-
litische Instrumentalisierung war von 
großem Schaden für die notwendige 
sachliche Diskussion.“ Er verwies zu-
dem auf „deutliche Fortschritte“ am 
Konzept im Zuge der öffentlichen Dis-
kussion über das Reformvorhaben. 

Ausdrücklich lobte Scharfenberg die 
Gespräche von Innenminister Woid-
ke in allen Schutzbereichen und Poli-
zeibehörden: „In einem Parforceritt hat 
Innenminister Woidke eine Vielzahl 
von Polizeidienststellen besucht und 
zahlreiche Gespräche geführt. Das hat 
viel Anerkennung gefunden und die At-
mosphäre deutlich versachlicht.“ 

Mit dem Gesetz zur Bildung eines 
Landespolizeipräsidiums werde jetzt 
ein erster Reformschritt getan, „der ei-
gentlich unstreitig ist“. Auch wenn dies 
die einzige Entscheidung sei, bei dem 
die Landesregierung an den Landtag 
gebunden sei, gebe es für den Landtag 
„vielfältige Möglichkeiten, den noch of-

DIE LINKE: Landtag greift 
Forderungen von 
Gewerkschaften auf

Hans-Jürgen Scharfenberg, 
innenpolitischer Sprecher 
der Fraktion DIE LINKE. 

Fraktion im Landtag Brandenburg
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mer wieder, dass an dieser Reform niemand vorbeikommt. 

Aber im Gegensatz zu seinem Amtsvorgänger kann für Woid-

ke eine passgenaue Umstrukturierung nur mithilfe der poli-

zei-fachlichen Kompetenz vor Ort gelingen. Olaf Fischer fällt 

der Vergleich mit Ex-Minister Speer nicht schwer: „Minister 

Woidke hört uns zu. Er fragt nach und nimmt uns mit.“ Bei 

seinem Vorgänger habe man nie dieses Gefühl gehabt.

24.12.2010

„Woidke nimmt uns mit“
Seitdem Woidke das Zepter führt, hat sich die Stimmung ge-

ändert. Und das, obwohl der Neue an den Kernpunkten der 

Strukturreform nicht gerüttelt hat. So wie am Donnerstag im 

Schutzbereich Cottbus/Spree-Neiße erklärte der Minister im-
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Aufrechterhaltung der Standorte nur 
solange, wie die jetzigen Bediensteten 
noch am Ort sind. Es drohten ein Rück-
zug der Polizei aus der Fläche und da-
mit längere Interventionszeiten. 

Zudem bleibe das Land derzeit 
„deutlich zurück hinter den Ausbil-
dungszahlen“, die benötigt würden, um 
die aus Sicht der CDU „viel zu gerin-
ge Zahl“ von 7.000 Polizeibeamten im 
Land dauerhaft zu halten. 

Petke verwies auf den Entschlie-
ßungsantrag seiner Fraktion, in dem 
der Erhalt aller Polizeiwachenstand-
orte sowie eine Polizeistärke von min-
destens 8.000 Beamtinnen und Beam-
ten verlangt werden. Zudem forderte 
die Union die Landesregierung auf, ein 
Personalentwicklungskonzept für die 
Polizei vorzulegen, das die verschiede-
nen Herausforderungen vom Kranken-
stand bis zur Aus- und Weiterbildung 
berücksichtigt. 

In einem im August vergangenen Jah-
res vorgestellten Papier hatte die CDU 
ebenso wie die Landesregierung für die 
Zusammenführung der beiden Polizei-
präsidien zu einer Behörde und die In-
tegration des Landeskriminalamtes in 
das neue Polizeipräsidium plädiert. 
Auch waren wie in den Ministeriums-
plänen vier regionale Polizeidirektio-
nen vorgesehen.

Die oppositionelle CDU hat die 
Pläne der Landesregierung zur 
Polizeireform im Landtag abge-

lehnt. Der innenpolitische Sprecher der 
Fraktion, Sven Petke, warnte in einer 
mit scharfen Attacken auf die Landes-
regierung gespickten Rede davor, dass 
die Polizei nach der Umsetzung der ins-
gesamt geplanten Änderungen rasch an 
ihre Leistungsgrenzen stoßen könnte.

 „Probleme, die wir in der Krimina-
litätsbelastung heute schon haben mit 
der Rockerkriminalität, mit der Alltags-
kriminalität“, drohten sich zu vergrö-
ßern. Die Kriminalität werde in Teilbe-
reichen steigen und die Aufklärungs-
quote sinken, befürchtete Petke.

Nachteile sah er auch für die Präven-
tion. „Wir waren und sind in der Prä-
vention ganz weit vorn im Vergleich 
der Länderpolizeien. Das wird so nicht 
mehr möglich sein, wenn Sie Ihre Plä-
ne nicht ändern“, warnte der CDU-Po-
litiker.

Petke erkannte zwar an, dass Innen-
minister Woidke „im Außenbild“ eini-
ges verändert habe. Er kritisierte aber 
zugleich, dass beispielsweise die Kom-
munen, aber auch der Landtag nach 
seiner Auffassung nicht in die Entwick-
lung des Reformvorhabens einbezogen 
worden seien.  

Wenig Vertrauen zeigte der CDU-In-
nenexperte in die Zusage des Ministers, 
eine Polizeipräsenz an allen bisherigen 
Wachenstandorten in unterschiedlicher 
Form zu erhalten. Er befürchte stattdes-
sen einen „Wachentod auf Raten“, eine 

CDU befürchtet steigende 
Kriminalität
Petke hält Personalabbau auf 8.000 Stellen für ausreichend

Sven Petke, innenpolitischer Sprecher 
der CDU-Fraktion

SE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++ PRESSE-ECHO +++++++++

te auf und versucht, gemeinsame Lösungen zu fi nden. Von 

den Medien wird uns gegenüber teilweise argumentiert, dass 

es kaum Veränderungen zwischen den Herren Innenminis-

tern Speer und Woidke gibt. Doch, es gibt sie.

2/2011

„97.418 Unterschriften!!!“
Neu unter Innenminister Dr. Woidke ist jedoch, dass er nicht 

allein bis 2019, sondern auch mittelfristig im Rahmen der 

Wahlperiode (2014) plant. Er ist im Vergleich zu seinem Vor-

gänger bedeutend kommunikativer, hört zu, nimmt Argumen-
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munen soll den konkreten örtlichen Bedingungen Rech-
nung getragen werden;
zeitnah und effi zient alle Einsatzaufgaben der Schutz- 
und Kriminalpolizei bewältigt werden können und
interne Abläufe sichergestellt werden können (Dienstbe-
ginn und Dienstende, Verfügbarkeit der Einsatzmittel 
wie z. B. Waffen, Ausrüstung, Einsatzfahrzeuge).

 � Die Kriminalitätsbekämpfung ist auf dem bisherigen Ni-
veau zu sichern.

 � Die Kriminalpolizei soll zur Verfolgung von Straftaten ef-
fektiv organisiert sein. Auf die kriminalpolizeilichen Her-
ausforderungen im grenznahen Raum ist entsprechend zu 
reagieren. Im Zuge der Integration aller kriminalpolizeili-
chen Aufgaben in die künftigen Organisationsebenen soll 
auch die Zuordnung regionalbedeutsamer kriminalpolizei-
licher Aufgaben von der bisherigen Schutzbereichsebene 
auf die künftigen Inspektionen geprüft werden. Der Stand-
ort Eberswalde ist zu erhalten. Das LKA soll organisato-
risch als Direktion geführt werden. Die kriminalistische 
Aus-und Fortbildung ist zu intensivieren.

 � Ausgehend von der grundsätzlichen Zuständigkeit jedes 
Polizeibeamten für Prävention ist zu sichern, dass weiter-
hin eine spezielle Präventions- und Beratungsarbeit geleis-
tet wird. Dabei sollen bewährte Formen und feste An-
sprechpartner auch für die Kommunen beibehalten wer-
den.

 � Zur Entlastung der Polizei ist 2011 das gesamte Melde- und 
Berichtswesen hinsichtlich seiner Effi zienz zu evaluieren.

 � Das Personalentwicklungskonzept soll mit der Haushalts-
aufstellung 2012 und der damit fortzuschreibenden Perso-
nalbedarfsplanung über das Jahr 2014 hinaus präzisiert 
und umgesetzt werden. Dabei ist sicherzustellen, dass 
künftige Stellenpläne eine stetige Erhöhung des Anteils des 
gehobenen Dienstes ermöglichen. Der Anteil soll durch 
verbesserte Aufstiegschancen des mittleren Dienstes und 
durch Übernahme der neu ausgebildeten Anwärter der 
Fachhochschule erhöht werden.

 � Es ist sicherzustellen, dass an der Fachhochschule der Po-
lizei dem Bedarf entsprechend auch mehr als die geplante 
jahresdurchschnittliche Ausbildung von mindestens 125 
Anwärtern und daneben verstärkte Aufstiegsausbildungen 
sowie eine verstärkte und verbesserte Fortbildung durchge-
führt werden.

Der Beschluss
Am 16. Dezember 2010 hat der Landtag den Antrag der Koalitions fraktionen zur 
Polizeireform beschlossen. Den Beschluss dokumentieren wir hier vollständig.

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 26. Sitzung am 16. 
Dezember 2010 folgende Entschließung angenommen:

Sicher leben in unserem Land –
Maßgaben für eine Polizei 
Brandenburg 2020

Sicherheit ist ein herausragendes öffentliches Gut, das allen 
Menschen im Land, egal wie hoch ihr Einkommen ist und wo 
sie leben, zusteht. Sicherheit ist Lebensqualität, heißt sich 
frei und ohne Angst vor Gewalt und Kriminalität zu bewegen. 
Öffentliche Sicherheit erfordert deshalb qualifi zierte und gut 
ausgerüstete Polizistinnen und Polizisten, eine fl ächende-
ckende Polizeipräsenz mit kurzen Interventionszeiten, eine 
wirkungsorientierte Präventionsarbeit sowie effektivere Füh-
rungs- und Organisationsstrukturen für die gesamte Schutz- 
und Kriminalpolizei.

Mit der Errichtung des Polizeipräsidiums durch das Poli-
zeistrukturreformgesetz „Polizei 2020“ geht der Landtag den 
ersten Schritt zur Umsetzung einer Polizeistrukturreform.

Der Landtag bittet die Landesregierung, die Direktionen 
auf der Grundlage des vorgelegten Konzeptes aufzubau-
en und den Gesetzentwurf zur Anpassung der Grenzen der 
Landgerichtsbezirke spätestens zum Ende des I. Quartals 
2011 vorzulegen.

Der Landtag fordert die Landesregierung auf, die weiteren 
Schritte unter Berücksichtigung folgender Maßgaben zu re-
alisieren:

 �  Die Polizeipräsenz ist in der Fläche des Landes aufrechtzu-
erhalten, der Streifendienst im bisherigen Umfang zu ge-
währleisten. Die Interventionszeiten sollen sich nicht ver-
schlechtern. Die fl ächendeckende Präsenz der Revierpoli-
zisten bleibt erhalten. Die Revierpolizisten sollen insbeson-
dere im ländlichen Raum weiterhin als Ansprechpartner 
zur Verfügung stehen, die Kooperation mit den Kommu-
nen soll dabei ausgebaut werden.

 � Die Planungen zu den Standorten der 15 Polizeiinspektio-
nen und den Polizeirevieren als weiteren Dienststellen der 
Polizei sind bis Juli 2011 abzuschließen. Mit dem Konzept 
zu den Standorten der Polizeiinspektionen und Polizeire-
vieren ist sicherzustellen, dass

in den Orten, in denen bisher Wachen bestehen, für die 
Bürgerinnenund Bürger weiterhin öffentliche Sprech-
stunden durchgeführtwerden. Im Dialog mit den Kom-
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 � Die mit der Umsetzung der Strukturreform verbundenen 
Veränderungen für die Beschäftigten in der Polizei sind 
frühzeitig mit den Personalräten zu erörtern und unter An-
wendung des TV-Umbaus sozial zu begleiten.

 � Die Standort- und Strukturentscheidungen sollen rechtzei-
tig mit den Polizeibeiräten erörtert werden (bis zur Neubil-
dung der Polizeibeiräte üben die bisherigen Beiräte ihre Tä-
tigkeit aus, Artikel 2 des Gesetzentwurfes). Die Polizeire-
form soll auch durch eine bürgernahe Öffentlichkeits- und 
Kommunikationsoffensive der Landesregierung begleitet 
werden.

Die Landesregierung wird gebeten, dem Ausschuss für In-
neres bis zum 31. Mai 2011 einen Bericht zum Stand des Be-
hördenaufbaus und der Planungen zum Standortkonzept zu 
erstatten sowie dem Landtag bis zum 31. Dezember 2011 ei-
nen Zwischenbericht zum Stand der Umsetzung der Polizei-
strukturreform einschließlich des Personalentwicklungskon-
zeptes vorzulegen.

Danach soll die Landesregierung dem Ausschuss für Inne-
res einmal jährlich einen Bericht über die Entwicklung der 
Polizeistrukturen und die Personalentwicklung vorlegen.“

Fritsch
Der Präsident

Polizeistrukturreformgesetz 
im Landtag

Das Abstimmungs-
ergebnis

Gesetzesentwürfe

Landtagspräsident

Drucklegung und 

Zuleitung des Gesetz-

entwurfs an alle 

Abgeordneten und 

weitere Verfahrens-

beteiligte

1. Lesung im Plenum

Begründung des Gesetzentwurfs und Aus-

sprache über Grundsätze der Vorlage = 

Grundsatzdebatte

Landesregierung Landtag

Volksinitiative

(20.000 Unterschriften)

Volksbegehren

(80.000 Unterschriften)

1. Lesung im Plenum

Begründung des Gesetzentwurfs 

und Aussprache über Grundsätze 

der Vorlage = Grundsatzdebatte

2. Lesung im Plenum

Beratung im Einzelnen und Abstimmung 

über Änderungsanträge. 

Mögliche Schlussabstimmung.

Landtagspräsident

Elektronische 

Ausfertigung des 

beschlossenen 

Gesetzes

3. Lesung im Plenum
(weitere Lesungen auf Antrag nach § 48 GO)

nochmalige Beratung und 

Schlussabstimmung 
(bindend für verfassungsändernde Gestze, 

das Haushaltgesetz sowie in Fällen des § 47 GO)

Fachausschüsse

Beratung 

Ausschussbericht

Beschlussempfehlung

Fachausschüsse

Beratung 

Ausschussbericht

Beschlussempfehlung

§
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So entsteht ein Gesetz:
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Altes Haus

Im letzten Jahr zog das damalige Polizeipräsidium Pots-
dam um von der Innenstadt nach Potsdam-Eiche. Tage-
lang herrschte hektische Betriebsamkeit, wurde ausgeson-

dert und eingepackt, anschließend rollten die Umzugswagen 
an. Und dann waren die Kolleginnen und Kollegen plötzlich 
alle verschwunden – und das große Haus fast leer. Und sehr 
still. Das Ende einer Ära.

Neugierig, wie wir von Berufs wegen sind, haben wir mit 
der Kamera einen kleinen Streifzug durch das alte Haus un-
ternommen. Vom Keller bis zum Dachstuhl. Und hinter vie-
le Türen geguckt. Wir sind dabei auf ungewohnte Blickwin-
kel, interessante Objekte und manchmal geradezu altertüm-
liche Artefakte gestoßen. Auf das, was übrig bleibt, wenn die 
Karawane einer großen Behörde weiter zieht. Unsere Eindrü-
cke möchten wir Ihnen nicht vorenthalten. 

Die Redaktion
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Arbeiten stand stets, nur solche Rege-
lungen und Abläufe zu ändern bzw. an-
zupassen, die aufgrund der geänderten 
Organisation unbedingt geändert wer-
den mussten („so wenig wie möglich, 
so viel wie nötig“).   

Neue Dienstsiegel, Vor-

drucke und Türschilder
So mussten beispielsweise alle internen 
Verfügungen in den Bereichen Einsatz, 
Organisation, Haushalt/Technik, Öf-
fentlichkeitsarbeit, Personal und Recht 
der Polizeipräsidien Potsdam und 
Frankfurt/Oder, des LKA und der LESE 
auf den Prüfstand, um gemeinsam fest-
zulegen, ob ein kurzfristiger Änderungs-
bedarf bis zum 01.01.2011 bestand.

Die Personalräte wurden in allen 
Phasen der Arbeit umfassend mit ein-
bezogen.

Im September 2010 erhielten die Leiter der Behörden und Einrichtungen 
den Auftrag, alle erforderlichen Vorbereitungen für die Änderung der Auf-
bauorganisation zu planen und den zeitgerechten Vollzug sicherzustellen. 
Hierzu wurde der Potsdamer Polizeipräsident Rainer Kann durch das MI 
beauftragt, die „AG PP Neu“ zu bilden und diese Arbeitsgruppe zu leiten. 

Neues Polizeipräsidium 
nimmt Arbeit auf

Wöchentliche Beratungen 

der Arbeitsgruppe

Die Leiter der Behörden und Einrich-
tungen, nicht nur die unmittelbar be-
troffenen Polizeipräsidien Frankfurt/
Oder und Potsdam, das Landeskrimi-
nalamt und die Landeseinsatzeinheit 
der Polizei, sondern auch der Zentral-
dienst der Polizei und die Fachhoch-
schule sowie ein Vertreter des Innenmi-
nisteriums nahmen an den wöchentli-
chen Beratungen der Arbeitsgruppe 
teil. Diese Zusammenkünfte waren von 
einer engen und vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit geprägt. Es ging hierbei 
um einen ständigen umfassenden inter-
nen Informationstransfer. 

Das Ziel bestand darin, eine funktio-
nierende Ablauf- und Einsatzorganisa-
tion unter veränderten Rahmenbedin-
gungen zu erhalten. Im Mittelpunkt der 

Als Ergebnis sind viele Übergangs-
regelungen wie z. B. die Übergangsge-
schäftsverteilung und die Übergangs-
geschäftsordnung entstanden. Sie sol-
len die Arbeitsabläufe den neuen recht-
lichen Rahmenbedingungen anpassen 
und einen geregelten Dienstbetrieb er-
möglichen.

Öffentlich sichtbare Beispiele der jet-
zigen Übergangsphase bis zur endgültig 
neuen Struktur sind allerdings im We-
sentlichen nur die neuen Dienstsiegel, 
Vordrucke und Türschilder.

Der Leiter der „AG PP Neu“ Polizei-
präsident Rainer Kann sagte: 

„Mein ausdrücklicher Dank gilt al-
len, die sich aktiv und mit viel Enga-
gement an den umfassenden Vorbe-
reitungsarbeiten beteiligt haben. Nur 
durch diesen Einsatz war es möglich, 
möglichst viele Regelungen frühzei-
tig zu erarbeiten und abzustimmen. 
Es ist wichtig, dass bis zur Umsetzung 
der Ergebnisse des Aufbaustabes des 
Polizeipräsidiums die Bereiche FF/O, 
Potsdam, LKA und LESE sich unter 
dem neuen Dach des Polizeipräsidi-
ums wiederfi nden und ihre Aufgaben 
uneingeschränkt erfüllen können.

Die Qualität der Aufgabenerfüllung 
wird wesentlich von einem vertrau-
ensvollen Miteinander der Kollegin-
nen und Kollegen aller Bereiche ge-
prägt. 

Ich gehe mit Zuversicht an die Lö-
sung der vor uns stehenden Aufgaben. 
Mit dem Vertrauen in die Leistungsfä-
higkeit und Professionalität werden 
wir gemeinsam, jeder Bedienstete an 
seinem Platz, die Polizeiarbeit auch 
in der Übergangsphase erfolgreich ge-
stalten.“

 
 � RUDI SONNTAG, 

L STB4 POLIZEIPRÄSIDIUM
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die Bereiche I bis IV des Polizeipräsidi-
ums sowie die FHPol und den ZDPol. 
In den Gesprächen mit Führungskräf-
ten und Personalvertretern informierte 
er über Aufbau und Arbeitsweise der 
Aufbaustäbe und einige ausgewählte 
von 299 derzeit bearbeiteten Arbeitspa-
keten. Zugleich verdeutlichte er bei-
spielhaft die bereits länger bestehende 
Notwendigkeit von Strukturänderun-
gen anhand der extremen Unterschiede 
bei den gegenwärtigen Führungsspan-
nen oder dem Zuschnitt der Wachenbe-
reiche. 

Der Leiter des Aufbaustabes PP warb 
erneut um die Mitarbeit der Kolleginnen 
und Kollegen, die ihre Hinweise und 
Ideen gerne an die zentralen E-Mail-
Adressen der Aufbaustäbe senden kön-
nen.

 � ANDREAS WIMMER, 
BÜRO AUFBAUSTAB PP

Reform nimmt Gestalt an
Aufbaustäbe haben Arbeit begonnen

Aufbau

Der Aufbaustab wird im Rahmen einer 
sogenannten Matrixorganisation tätig 
(siehe Grafik S. 54). Das heißt nichts 
anderes, als dass die regionalen Auf-
baustäbe die gleiche Struktur aufweisen 
wie der Aufbaustab des Polizeipräsidi-
ums. 

Die jeweils vier regionalen Arbeits-
gruppenleiter (z.B. der AG Einsatz) 
sind automatisch Mitglied in der ent-
sprechenden Arbeitsgruppe des APP 
und können dort von Anfang an ihre 
regionalen Besonderheiten in die Lan-
desplanung einfließen lassen.

Arbeitsweise

Jeden Donnerstag von 10 bis 15 Uhr ta-
gen der Leiter des APP mit seinen AG-
Leitern und den Leitern der regionalen 
Aufbaustäbe sowie ständigen Vertre-
tern des Polizei-Hauptpersonalrates, 
des Gesamtpersonalrates und der 
Schwerbehindertenvertretung sowie 

Die 1. Sitzung des Aufbaustabes 
am 3. Januar 2011, v.l.n.r.: 
Mathias Funk, Büro APP; Hans-
Jürgen Willuda, Leiter APD Ost; 
Bernd Butschke, Berater APP; 
Arne Feuring, Leiter APP; Hans-
Jürgen Mörke, Leiter AG 2-Ein-
satz; Petra Schäuble, P-HPR; 
Raymonde Pohlmann, Leiterin 
AG 5-Immobilien /Haushalt/
Technik; Detlef Antonius, GPR; 
Kathleen Krone, Büro APP; 
Dr. Heike Wagner, Leiterin APD 
West; Bernd Kalthoff, Leiter AG 
6-Recht; Frank Storch, Leiter AG 
3-Kriminalpolizei; Rudi Sonntag, 
AG 1/ÖA; Andreas Wimmer, 
Leiter Büro APP; Jörn Preuß, 
Leiter AG 1-Organisation; Hans-
Dieter Fuths, Leiter AG 4-Personal; 
Andreas Kaiser, Leiter APD Süd; 
Susanne Bernig, GBA; Jörg Mül-
ler, Leiter APD Nord; Andreas 
Schreiber, HSchwV (i.V.)

Am 3. Januar 2011 haben der Aufbaustab des Polizeipräsidiums (APP) und 
die Aufbaustäbe der Polizeidirektionen (APD) ihre Arbeit aufgenommen. 

der Gleichstellungsbeauftragten. So 
können die aktuellen Ergebnisse immer 
freitags in die Besprechungen der regio-
nalen Aufbaustäbe in Neuruppin, 
Frankfurt (Oder), Cottbus und Bran-
denburg an der Havel einfließen.

Alle zwei Wochen lassen sich Minis-
ter Dr. Woidke und Staatssekretär Zeeb 
vom Leiter des Aufbaustabes PP, Ar-
ne Feuring über den aktuellen Arbeits-
stand berichten. Daneben kam erstmals 
am 25. Januar 2011 ein Lenkungsaus-
schuss unter Federführung des Abtei-
lungsleiters IV im MI, Herrn Storbeck, 
zusammen. 

Information 

und Kommunikation

Um aber auch alle Polizeibediensteten 
über die Arbeit der Aufbaustäbe zu in-
formieren, stellen die Aufbaustäbe re-
gelmäßig Artikel in das Intranet oder 
wie hier in die info110. Arne Feuring 
besuchte zudem die Schutzbereiche, 
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Brandenburgs Polizeireform nimmt 
Tempo auf. Die Anfang Januar 
dieses Jahres gebildeten Aufbau-

stäbe arbeiten an den Feinstrukturen 
für das Polizeipräsidium und die vier 
regionalen Polizeidirektionen mit der 
künftigen landesweiten polizeilichen 
Infrastruktur. 

Damit hierbei notwendige Abstim-
mungen und gegenseitige Informatio-
nen gesichert sind, hat ebenfalls noch 
im Januar ein Lenkungsausschuss im 
Innenministerium seine Arbeit aufge-
nommen. Er begleitet die Arbeit der 
Aufbaustäbe und reagiert auch, wenn 
sich über die Erlasslage hin aus gehender 

An einem Tisch: 
Ministerium, Polizeiführer 
und Gewerkschaften 
Lenkungsausschuss begleitet Arbeit der Aufbaustäbe

Die Mitglieder 
des Lenkungsausschusses:

Abteilungsleiter IV 
im Ministerium des Innern 
(Vorsitz)

Inspekteur der Polizei

Referatsleiter Recht, Personal, 
Kriminalitätsangelegenheiten 
und Haushalt/Technik

Polizeipräsident

Leiter des Aufbaustabes 
Polizeipräsidium

Präsident der FHPol

Direktor des ZDPol

Vertreter von GdP, DPolG 
und BDK

Reglungsbedarf abzeichnet. Nach der 
Auftaktsitzung am 25. Januar 2011 ist 
ein 14-tägiger Beratungs-Rhythmus ge-
plant, der bei Bedarf entsprechend an-
gepasst wird. Über die Arbeit des Aus-
schusses informiert das MI auch auf 
den Reform-Seiten im IntraPol.  

Mit seiner Zusammensetzung garan-
tiert der Lenkungsausschuss das not-
wendig breite Knowhow. So sitzen mit 
den Ministeriumsvertretern und dem 
Leiter des Aufbaustabes des Polizeiprä-
sidiums auch die Chefs von Polizeiprä-
sidium und Polizeieinrichtungen sowie 
Vertreter von GdP, DPolG und BDK 
am Tisch.

Die Leiter der Aufbaustäbe
auf einen Blick

Hans-Jürgen 

Willuda

Leiter des 
Aufbaustabes 
der Polizei-
direktion Ost

seit August 2005 
Polizeipräsidium 
Frankfurt (Oder), 
Leiter Schutzbereich 
Barnim

Dr. Heike 

Wagner

Leiterin des 
Aufbaustabes 
der Polizei-
direktion West

seit Juli 2008 
Ministerium des 
Innern, Leiterin 
Referat IV/43 
,,Strategische
und operative 
Bekämpfung 
des Terrorismus   
STOP TE“

Andreas 

Kaiser

Leiter des 
Aufbaustabes 
der Polizei-
direktion Süd

seit September 2003
Polizeipräsidium 
Frankfurt (Oder), 
Leiter der Kriminal-
polizei im  
Schutzbereich Cott-
bus/Spree-Neiße

Jörg 

Müller

Leiter des 
Aufbaustabes 
der Polizei-
direktion Nord

seit Juli 2008 
Polizeipräsidium 
Potsdam, 
Leiter Schutzbereich 
Oberhavel  

Arne 

Feuring

Leiter des 
Aufbaustabes PP

seit Juli 2007 
Polizeipräsident 
beim Polizeipräsidi-
um Frankfurt (Oder) 
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Organisationsstruktur der Aufbaustäbe

Aufbaustab Polizeipräsidium
Telefon: (0331) 28350 272
E-Mail:  Mathias.Funk
@polizei.brandenburg.de

Erreichbarkeit 
der Aufbaustäbe

Aufbaustab Polizeidirektion Nord
Telefon:  (03391) 354 2011
E-Mail:  bodo.zackert
@polizei.brandenburg.de
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Aufbaustab Polizeidirektion Ost
Telefon: (0335) 561 3041
E-Mail: Youssef.El-Saghir
@polizei.brandenburg.de

Aufbaustab Polizeidirektion Süd
Telefon: (0355) 789 3305
E-Mail:  pdsuedaufb.postfach
@polizei.brandenburg.de

Aufbaustab Polizeidirektion West
Telefon:  (03381) 560 2010
E-Mail: Heike.Wagner
@polizei.brandenburg.de
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Feuring: Insbesondere bei den Leitern 
natürlich nach den jeweiligen bisheri-
gen Funktionen und Erfahrungen. Bei 
der Arbeitsgruppe „Einsatz“ war es 
zum Beispiel völlig klar, dass wir einen 
Leiter brauchen, der nicht nur über ent-
sprechende Einsatzerfahrung verfügt, 
sondern auch im Land eine gewisse Re-
putation und Akzeptanz hat. Ich den-
ke, das ist mit Herrn LPD Hans-Jürgen 
Mörke sehr gut gelungen. 

Danach richtete sich dann auch die 
weitere Auswahl. Der Einsatzbereich 
beinhaltet ja alles, sowohl die AAO als 
auch die BAO. Deshalb haben wir 
Fachleute aus allen Bereichen, allen 
Hierarchieebenen und allen wesentli-
chen Funktionen dort zusammenge-
holt, um am Ende zu wirklich fundier-
ten Ergebnissen kommen zu können. 

Das beinhaltet teilweise ja eine 
durchgängige Herausnahme aus dem 
eigentlichen Hauptamt der jeweiligen 
Kolleginnen und Kollegen. Sämtliche 
Personalentscheidungen sind deshalb 
gemeinsam mit Polizeipräsident Kann 
und den jeweiligen Chefs ge trof fen 

worden. Denn die 
mussten das ja ab-
segnen und letzt-
lich sagen: OK, ich 
kann die Aufgaben 
auch mal ohne 
Mitarbeiter A, B 
und C erfüllen, oh-
ne dass hier gleich 
alles zusammen-

bricht. Insgesamt sind wir natürlich 
sehr darum bemüht, die AAO unserer 
Polizei weiterhin in vollem Umfang ar-
beitsfähig zu erhalten.

info110: Wie muss man sich die tat-
sächliche Arbeit des Aufbaustabes 
vorstellen? Wie läuft das praktisch  
ab? 

Feuring: Wir sind ja schon projekter-
fahren in der Polizei und können uns 
auf eine bestimmte Methodik stützen. 
Wir setzen uns also nicht alle zusam-

„Entscheidungen 
 sollten lieber schnell 
 getroffen werden”
 info110-Gespräch mit Arne Feuring, 
 Leiter des Aufbaustabes des Polizeipräsidiums

info110: Herr Feuring, Sie sind Chef 
des Aufbaustabes des Polizeipräsidi-
ums. Wie weit sind die Strukturen 
derzeit aufgebaut; wie ist der aktuelle 
Stand?

Arne Feuring: Die grundsätzliche 
Struktur ist insofern bekannt, als dass 
der Minister sich dazu Ende Dezember 
geäußert hat. Wir haben sie mittlerwei-
le auch namentlich un ter setzt. Die 
Chefs der jeweili-
gen Arbeitsgrup-
pen sind benannt 
worden. Wir wer-
den ein enges Zu-
sammenspiel ha-
ben zwischen den 
einzelnen Fachar-
beitsgruppen, die 
je weils in ihrem 
Bereich durch die Direktionsaufbaustä-
be mit untersetzt werden. Die 
Raumfrage ist weitestgehend geklärt. 
Wir bemühen uns jetzt noch um den ei-
nen oder anderen PC, aber im Grunde 
genommen ist alles fertig. Es wird schon 
fleißig gearbeitet. (Anmerkung der Re-
daktion: Das Interview wurde am 11. 
Januar geführt.)

info110: Wie wurde entschieden, wer 
in den Aufbaustab kommt und damit 
an der konkreten Umsetzung der Poli-
zeireform mitwirken kann? 

„Wir müssen zügig eine 

Entscheidung vorberei-

ten, damit auch die Mitar-

beiter sich daran orientie-

ren können.“
ARNE FEURING ÜBER DIE AUFBAUSTÄBE

men und diskutieren stundenlang, wie 
man irgendwie irgendwas machen 
könnte, sondern wir haben genau diese 
Struktur gewählt, um möglichst effektiv 
zu arbeiten. Wir bedienen uns dabei in 
hohem Maße der Dienststellenbera-
tung, die gewährleistet, dass wir uns 
auch durchgängig an diese Methodik 
halten. Anderenfalls bestünde die Ge-
fahr, dass man sich in endlosen Diskus-
sionen verliert. Das darf nicht passie-
ren, das ist nicht effektiv und das ge-
schieht dadurch auch nicht. 

Gegenwärtig arbeiten die einzelnen 
Arbeitsgruppen selbstständig. Wir tref-
fen uns ein- bis zweimal in der Woche 
in unserem Aufbaustab und einmal wö-
chentlich in der großen Runde mit den 
Leitern der Arbeitsgruppen und den 
Leitern der regionalen Aufbaustäbe. 
Die Arbeitsplanung in den einzelnen 
Gruppen wird weiter konkretisiert. 
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info110: Möchten Sie von sich aus den 
Kolleginnen und Kollegen noch etwas 
mit auf den Reformweg geben? 

Feuring: Wesentlich ist mir die Feststel-
lung, dass wir uns nicht allein auf 
Grund einer politischen Entscheidung 
über eine Reform Gedanken machen 
müssen. Wir waren ja mit der bestehen-
den Polizeiorganisation schon so weit, 
dass wir sowieso eine Reform ange-
packt hätten. Die jetzige Organisation 
unserer Polizei war unter den heutigen 

Gegebenheiten nicht mehr zu gewähr-
leisten. Das wird in den Diskussionen, 
die ich führe, ganz oft vergessen. Aber 
im Grunde weiß es jeder. Also hätten 
wir sowieso an die Arbeit gehen müs-
sen.

Wichtig ist auch, dass man sich bei 
den ganzen Strukturfragen und auch 
bei den Standortfragen noch mal ganz 
klar vor Augen hält: Es gibt überhaupt 
keine polizeifachliche Entscheidung, die 
zu diesen heutigen Polizeiliegenschaf-

ten geführt hat. Es 
gibt keine Struktur 
der Wachen, die auf 
Grund irgendeines 
soliden polizeifach-
lichen Vorschlages 
entstanden ist. 

Und die Unter-
schiede innerhalb un-
serer Wachenstruk-
tur sind heute so 

enorm, dass sie sowieso einer Art Ver-
einheitlichung oder Überprüfung hätte 
unterworfen werden müssen. Deshalb 
sind wir aufgefordert, das jetzt endlich 
zu bewerkstelligen. Und zwar gerade 
unter polizeifachlichen Gesichtspunk-
ten. 

Herr Feuring, wir danken Ihnen für 
das Gespräch.       

Das Gespräch führte Ingo Decker, 
Pressesprecher MI

Dinge und wir haben die allgemeine 
Zielvorstellung, dass wir bis Jahres-
mitte den Infrastrukturvorschlag ma-
chen wollen für die zukünftige Ge-
samtstruktur der Polizei in Branden-
burg, der ohne die Vorarbeit der Auf-
baustäbe nicht möglich ist. Was sind 
Ihre Planungen bezüglich der Zeit-
schiene für die Aufbaustäbe? 

Feuring: Entscheidungen sollten lieber 
schnell getroffen werden als sie endlos 
hinauszuzögern und ich glaube, das 

sollten wir auch zur Maxime unseres 
Handelns machen. Das heißt, wir müs-
sen zügig eine Entscheidung vorberei-
ten, damit auch die Mitarbeiter sich dar-
an orientieren können. Über einen lan-
gen Zeitraum die Unsicherheit nicht zu 
beseitigen, wäre ein strategischer Fehler. 

Wir sind bemüht, alles zu tun, damit 
noch im Frühjahr dem Ministerium eine 
weiterführende Strukturentscheidung 
ermöglicht wird, so wie es der Zeitplan 
von Regierung und Landtag vorsieht. 
Ich gehe davon aus, 
dass wir im nächs-
ten Halbjahr in ei-
ne zweite Phase 
eintre ten kön nen, 
dann auch schon 
mit den Polizeidi-
rektionen, und 
dass zum Ende des 
Jahres im Wesentli-
chen die Struktur-
entscheidungen vollständig vorliegen. 

Diese werden dann aber noch nicht 
alle umgesetzt sein können. Wir gehen 
ja von zwei Zahlen aus, nämlich einmal 
2014 und einmal 2020, also einem recht 
langen Zeitraum und es ist klar, dass 
sich viele Detailentscheidungen erst 
sukzessive werden realisieren lassen. 

Aber die Hauptpunkte werden bis 
zum Jahresende geklärt sein, d.h. es gibt 
zwei Fixpunkte auf der Zeitschiene: 
Einmal Ende Juni und dann Ende De-
zember 2011.   

Wir haben auch schon ein relativ um-
fängliches, aber noch nicht abschlie-
ßendes Tableau an Fragen und Themen 
erarbeitet, die wir entscheidungsreif in 
den Aufbaustäben vorbereiten müssen, 
denn wir liefern ja nur einen Vorschlag 
als Aufbaustab, entscheiden wird letzt-
lich die Hausleitung des Ministeriums. 

info110: Wie sind konkret die Perso-
nalvertretungen, die Gleichstellungs-
beauftragten und die Behindertenbe-
auftragten eingebunden? 

Feuring: Die sind auch in den Arbeits-
gruppen vertreten. Wir haben die wö-
chentliche Sitzung in der großen präsi-
dialen Arbeitsgruppe mit den Leitern 
der regionalen Aufbaustäbe. An dieser 
Sitzung nehmen die Personalvertre-
tung, also der P-HPR, die Schwerbehin-
dertenvertretung und die Gleichstel-
lungsbeauftragte teil. In den regionalen 
Aufbaustäben sind die örtlichen Perso-
nalvertretungen ebenfalls mit einge-
bun den. Die Personalvertretungen wer-
den weiterhin zu den Sitzungen der Ar-
beitsgruppen eingeladen und können 
auch permanent dort mitarbeiten. Über 
die Teilnahme entscheiden die Personal-
vertretungen selbstständig. Dieses An-
gebot wird von den Personalvertretun-
gen gern und umfänglich angenommen.

info110: Wir müssen dem Landtag En-
de Mai berichten über den Stand der 

„Es gibt überhaupt keine 

polizeifachliche Ent-

scheidung, die zu den 

heutigen Polizeiliegen-

schaften geführt hat.“
ARNE FEURING ÜBER 
„POLIZEI BRANDENBURG 2011“

Bau auf, bau auf! Impressionen aus dem Aufbaustab
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Polizeiwachen und
Zuständigkeitsbereiche

Hätten Sie gedacht, dass die Polizei-
wache Schönefeld den kleinsten 
territorialen Zuständigkeitsbereich 
hat und die Polizeiwache Lübben 
den größten?

u
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Zuständigkeitsbereich

 unter 40.000

 40.000 bis unter 80.000

 80.000 und mehr
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„Wir sind eine 
 kennzahlenorientierte 
 Polizei geworden“
 GdP-Landeschef Andreas Schuster im info110-Gespräch über 
 den Streit um die Polizeireform, Defizite der Führungskultur 
 und seine Rolle als Innenminister für einen Tag

info110: Herr Schuster, Sie sagten 
kürzlich in einem ND-Beitrag: „Die 
Polizei braucht dringend eine Struk-
turreform“. Warum, was stimmt denn 
mit unserer Polizei nicht? 

Andreas Schuster: Man kann eigent-
lich immer und überall reformieren. 
Was in Brandenburg jetzt stattfindet, ist 
in erster Linie keine Reform, sondern 
ein Personalabbaukonzept. Wir be-
kommen 1.900 Stellen gestrichen und 
die Polizei wird beauftragt, eine Reform 
durchzuführen, um diesen Stellenab-
bau zu kompensieren. Nichts anderes 
ist der Hintergrund. 

info110: Das beantwortet unsere Fra-
ge nicht. Sie haben sich für eine Struk-
turreform ausgesprochen. Und auch 
wir kennen praktisch niemanden, 
der die jetzige Situation in der Polizei 
ganz toll findet. 

Schuster: Vieles kann besser gemacht 
werden. Es gibt nirgendwo einen Be-
reich, der perfekt funktioniert, auch 
nicht bei der Polizei. Man muss sich al-
so fragen, wie man mit den vorhande-
nen Ressourcen die Arbeit besser ge-
stalten kann. Das ist der Auftrag einer 
jeden Reform. 

Wir sagen aber, 1.900 Stellen weniger 
in der jetzigen Struktur, das wird nicht 
funktionieren. Jetzt wird die Struktur 
reformiert und den neuen personellen 
Bedingungen angepasst. Dabei sollte 
man gleichzeitig das korregieren, was 
uns schon immer gestört hat.

info110: Was stört Sie denn zum Bei-
spiel? 

Schuster: Bei der Kripo wurden, was 
wir nie verstanden haben, die zentralen 
kriminalpolizeilichen Dienste erst auf-
gelöst und später wieder schutzbe-
reichsübergreifend zusammengefasst. 
Hier sind wir froh, dass wir wieder 
Fachkommissariate in den vier Regio-

naldirektionen bekommen. Dieses Auf-
teilen hat damals niemand verstanden. 
Ein zweites Beispiel: Wir wollen, dass 
wieder zentrale Verkehrsdienste auf Di-
rektionsebene gebildet werden, damit 
wir hier fachlich zusammengefasst die 
zentrale Verkehrsbearbeitung durch-
führen können. Auch das ist eine Uralt-
forderung von uns. 

info110: Der Führungsstil in der Poli-
zei steht sowohl in der Diskussion als 
auch in der Kritik. Zu Recht? 

Schuster: Ja, wir müssen generell zu ei-
nem anderen Stil der Führung kom-
men. Die letzte Mitarbeiterbefragung 
hat deutlich gezeigt, dass es am Füh-
rungsstil die meiste Kritik gibt. Daran 
müssen wir arbeiten. Wir haben den 
höchsten Anteil des höheren Dienstes 
bundesweit. Kein Bundesland hat 
mehr. Trotzdem gibt es offensichtlich 

die meiste Kritik an der Führung. Das 
betrifft auch die Führungsebene im ge-
hobenen Dienst, also A12/A13. Da 
kann also irgendetwas nicht stimmen. 
Kollegen, die etwas sagen oder sich ein-
bringen, fühlen sich oft nicht ernst ge-
nommen. Das muss zukünftig dringend 
besser werden. Die Kollegen denken 
schon mit und wissen oft, was besser 
gemacht werden kann, nur müssen sie 
auch mitgenommen werden. 

Der ganz große Kritikpunkt bei uns 
ist auch der Druck von oben auf die 
Kollegen, bestimmte Kennzahlen zu er-
füllen. Wir sind eine kennzahlenorien-
tierte Polizei geworden. Das haben vie-
le Kollegen in der Ausbildung mal an-
ders gelernt. Wir müssen auch auf un-
ser Bild in der Bevölkerung achten. Wir 
haben noch immer eine sehr hohe Ak-
zeptanz, aber die Bürger wollen eine 
präsente Polizei, sie wollen keine Poli-
zei, die sie abzockt. 

Streitbar: GdP-Chef Andreas Schuster bei der info110

�
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dass wir in den Direktionen zentrale K 
und Verkehrsdienste haben und Kolle-
gen, die den Bereich der Wasserschutz-
polizei und der Prävention abdecken.  

info110: Das Kriminalitätsbild verän-
dert sich stark. Klassischer Diebstahl 
geht zurück, andere Kriminalitätsfor-
men wie Internetkriminalität dagegen 
gab es von 20 Jahren überhaupt noch 
nicht. Auf welche Arten von Krimi-
nalität müssen wir uns als Polizei zu-
künftig anders oder besser aufstellen? 

Schuster: Rein theoretisch nimmt die 
Diebstahlkriminalität ab, aber ich mei-
ne, dass sich auch das Anzeigeverhal-
ten deutlich geändert hat. Wurde früher 
jeder Diebstahl zur Anzeige gebracht, so 
gibt es immer mehr Bürger, die das heute 
nicht mehr tun. Hier müssen wir dem Bür-
ger wieder mehr Vertrauen geben, dass 
auch diese Kriminalität verfolgt wird. 

Große Defi zite haben wir im Bereich 
der Internetkriminalität. Hier müssen 
wir technisch aufrüsten, aber auch die 
Kolleginnen und Kollegen besser quali-
fi zieren. Wir können und müssen auch 
noch mehr im Bereich der Wirtschafts-
kriminalität machen. Hier werden die 
Verfahren immer schwieriger und kom-
plexer. Ein weiteres Problem ist die 
Umweltkriminalität. Es gibt viele ille-
gale Mülldeponien. Hier sind sehr um-
fangreiche Ermittlungen zu führen und 
da müssen wir mehr tun.  

info110: Ohne mehr Fortbildung wird 
das wohl nicht gehen.

Schuster: Wir haben im Bereich der 
Fortbildung einen riesigen Nachholbe-
darf. Die zentrale Fortbildung ist in den 
letzten Jahren fast eingeschlafen und 
die dezentrale Fortbildung ist teilweise 
zum learning-by-doing geworden. Wir 
wollen gerade im Bereich spezialisierte 
Fortbildung eine Zentralisierung an der 
FHPol. Die zentrale Fortbildung muss 

lerweile jeder vernetzt ist. Da funktio-
niert das ja auch. Die Kollegen fragen 
sich zu Recht, warum das bei uns nicht 
funktioniert. Es gibt den klaren 
Wunsch, dass Vorgänge nur einmal auf-
genommen werden und dann erledigt 
sind. Auch eine Vor-Ort-Recherche 
muss möglich sein. Hier gibt es enorme 
Reserven. Im technischen Bereich 
müsste deutlich investiert werden. Da-
zu brauchen wir ein Komplettpaket an 
vernünftiger Ausstattung, also Rechner, 
Drucker und Scanner. Das muss uns für 
die Repos, den WWD und für die Kripo 
gelingen. Das wäre ein wesentlicher 
Fortschritt, der uns wirklich was bringt. 

info110: Das Reformgesetz ist be-
schlossen, die Aufbaustäbe sind gebil-
det. Wie geht es für Sie als GdP jetzt 
weiter? 

Schuster: Wir werden auch weiterhin 
den Stellenabbau kritisieren. Wir haben 

mit unserer Volksinitiative schon eine 
Menge Druck auf die Politik ausgeübt. 

Ein Landespolizeipräsidium hatten wir 
schon im Jahr 2000 gefordert. Die vier Di-
rektionen fi nden auch unsere mehrheit-
liche Zustimmung. Wichtig war uns, dass 
wir die zwei Fachdirektionen, LKA und 
LESE, bekommen haben. Wichtig war 
auch, dass die 4. Hundertschaft bleibt. 

Uns war klar, dass wir nicht alle 50 
Wachen bei dem Personalabbau als 
24-Stunden-Wachen aufrecht erhalten 
können. Der Aufbaustab hat nun die 
Aufgabe zu erarbeiten, wie die Struktur 
künftig aussehen könnte. Wir werden 
diese Arbeit begleiten und uns einbrin-
gen. Anschließend geht es dann in die 
innere Struktur. Dabei war uns wichtig, 

info110: Proweb.sax ist weg und kei-
ner vermisst es. Ist unser Berichtswe-
sen zu umfangreich? Müssen wir auch 
über andere Dinge kritisch nachden-
ken? 

Schuster: Proweb.sax war ein typisches 
Beispiel. Viele haben das eingegeben, 
was der Vorgesetzte hören wollte. Das 
System wurde abgeschaltet, ohne dass 
irgendetwas passiert ist. So muss man 
generell das Berichtswesen, das man in 
der Vergangenheit stark perfektionie-
ren wollte, überprüfen. Wir können 
heute ganz genau sagen, wer womit be-
schäftigt ist. Man muss sich aber fragen, 
warum muss man das alles sagen kön-
nen? Wozu muss ich wissen, wie viele 
Arbeitsanteile wir in welchen Berei-
chen haben? Das komplette Berichts-
wesen muss hinterfragt werden. Ist es 
nur dazu da, dass dicke Bücher entste-
hen oder Festplatten vollgeschrieben 
werden oder bringt es uns wirklich et-
was?

info110: Wie beurteilen Sie unsere 
technische Ausstattung, vor allem mit 
Computertechnik? 

Schuster: Wenn ich mein privates Um-
feld betrachte, stelle ich fest, dass mitt-

Andreas Schuster (51), Erster Kriminal-
hauptkommissar aus Döb brick in Bran-
denburg, ist Gründungsmitglied der 
ehemaligen Gewerkschaft der Volkspo-
lizei (GdVP) im Jahre 1989. Im gleichen 
Jahr trat er nach deren Aufl ösung in die 
Gewerkschaft der Polizei ein. Seit 1990 
ist er Vorsitzender des GdP-Landesbe-
zirks Brandenburg. Schuster ist als 
Bundeskassierer auch Mitglied im ge-
schäftsführenden GdP-Bundesvorstand. 

„Große Defizite haben wir 

im Bereich der Internet-

kriminalität“

Die GdP ist sowohl auf Bundesebene 
als auch im Land Brandenburg die mit-
gliederstärkste Gewerkschaft im Be-
reich der Polizei. Sie setzt sich seit 
mehr als 50 Jahren für die Belange von 
Polizeibeschäftigten ein. In Bran  denburg 
zählt die GdP nach eigenen Angaben 
rund 7.300 Mitglieder.
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ausgebaut werden, bei gleichzeitiger Er-
haltung dezentraler Fortbildung. Wir 
verlieren immer mehr Spezialisten und 
wir haben immer weniger, die in die sehr 
großen Fußstapfen hineintreten können. 

info110: Wie nehmen Sie das Ge-
sprächsklima zwischen Innenministe-
rium und Gewerkschaften wahr? 

Schuster: Wir merken, dass wir wieder 
bedeutend mehr und bedeutend offener 
miteinander reden. Es wird auch zuge-
hört auf der anderen Seite. Das war in 
der Vergangenheit teilweise nicht so. 
Dietmar Woidke hört zu und nimmt Ar-
gumente auf. Es ist schon ein anderes, 
ein sehr kommunikatives Klima gewor-
den. Das heißt aber nicht, dass wir frü-
her nicht miteinander geredet hätten. 

info110: Die Regelbeurteilung wurde 
abgeschafft. Es gibt Verfechter dafür 
und dagegen, wie sehen Sie das?

Schuster: Wir als GdP haben mit einer 
deutlichen Mehrheit gesagt, dass die 
Regelbeurteilung abgeschafft werden 
soll. Dafür gibt es zwei Gründe. Es wur-
den über 8.000 Beurteilungen jedes 

Jahr geschrieben. Es sitzen ja Men-
schen dran, die das schreiben müssen, 
dann müssen die Beurteilungen eröff-
net werden usw., um im Ergebnis an-
schließend vielleicht 300 Beförderun-
gen umzusetzen. Das steht in über-
haupt keinem Verhältnis. 

Und das zweite Problem war die 
„Gaußsche Verteilungskurve“ in die je-
der reingedrückt wurde. Diese indirek-
te Quotierung haben wir abgelehnt. 

Kritiker sagen jetzt, dass mit der An-
lassbeurteilung nach Nase beurteilt 
wird. Das war früher aber auch nicht 
anders. Wir werden das genau beglei-
ten, aber wir halten es für die bessere 
Lösung, wenn die Regelbeurteilungen 
abgeschafft werden. Es gab zum Schluss 
mehr unzufriedene Kolleginnen und 
Kollegen als zufriedene. Eine anlassbe-
zogenen Beurteilung kann jederzeit 
eingefordert werden. Und ein guter 
Chef wartet auch nicht bis zum Stichtag 
1. April, um mir zu sagen, was für eine 
Pfeife oder Top-Leistungsträger ich bin, 
sondern sagt mir das schon eher. 

info110: Eine kurze Frage zum Schluss: 
Was würden Sie tun, wenn Sie einen 
Tag lang Innenminister wären?

Volksinitiative: Für den Erhalt einer leistungsfähigen Polizei in Brandenburg mobilisierte seit dem letzten Jahr eine 
Volksinitiative zahlreiche Unterstützer. Vertreter der Initiatoren, darunter viele junge GdP-Mitglieder, zogen am 
14. Februar mit Transparenten zum Landtag und übergaben Parlamentspräsident Gunter Fritsch mehr als 97.000 
Unterstützungsunterschriften. Mit der Volksinitiative sollte der Landtag aufgefordert werden, Reformentscheidungen 
„anhand der bestehenden Sicherheitslage und deren künftiger Entwicklung sowie unter Berücksichtigung des Sicher-
heitsempfindens der Bevölkerung  zu überprüfen und ggf. zu korrigieren“.

Schuster: Ich würde alle Führungskräfte 
der Polizei zusammenholen und mit ih-
nen diskutieren über Führungsverhal-
ten, Zielvorgaben, die Aufgaben der Po-
lizei. Über die Gesamtphilosophie: Wa-
rum sind viele Kollegen so demotiviert, 
warum verlieren wir immer mehr an 
Image in der Bevölkerung, was können 
wir anders machen, warum ist die Füh-
rungsverantwortung in der Mitarbeiter-
umfrage so schlecht bewertet worden? 
Diese Themen würde ich gerne mal 
ganz offen diskutieren. Denn hier sehe 
ich das größte Defizit bei uns. Dann 
kann am nächsten Tag der richtige Mi-
nister das alles wieder gerade biegen. 

Herr Schuster, wir danken Ihnen für 
das Gespräch.

Das Gespräch führten 
MI-Presse sprecher Ingo Decker 
und info110-Chef redakteurin 
Kathrin Ortlieb-Schern
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so bleibt uns nur im Lenkungsaus-
schuss des Innenministeriums die Er-
gebnisse der Aufbaustäbe übermittelt 
zu bekommen, ohne  unsere Erfah-
rungen und konkreten Vorschläge 
erörtern und einbringen zu können.

 Die eigentliche Arbeit beginnt 
erst jetzt, wenn es darum geht, die 
Strukturen unterhalb des Präsidiums 
und der Direktionen zu bestimmen. 
Hierbei muss es auch darum gehen, 
unseren Mitarbeitern Perspektiven 
zu eröffnen und ihnen die Möglich-
keit zu geben sich in ihrer Region 
einzusetzen. Aufstiegsmöglichkeiten 
und Fortbildung müssen den neu-
en Rahmenbedingungen angepasst 
werden. Insbesondere für Nach-
wuchskräfte müssen neue Lehrgän-
ge installiert werden, z.B.  Sachbe-
arbeiter Kriminalpolizei, Kriminal-
techniker, Einsatzkoordinator oder 
auch Dienstgruppenleiter. Das Ge-
sundheitsmanagement ist fortzufüh-
ren und weiterzuentwickeln. Die Po-
lizeibeamtinnen und Polizeibeamten 
vor Ort setzen sich täglich für die Si-
cherheit vor Ort ein. Die zukünfti-
gen Strukturen sollten sie dabei un-
terstützen.

 � MICHAEL WERNER, 
DPOLG-LANDESVORSITZENDER

Nach dem beschlossenen Po-
lizeireformgesetz haben die 
Aufbaustäbe ihre Arbeit auf-

genommen. Bisher ist wenig an die 
breite Masse der Mitarbeiter in der 
Landespolizei gedrungen, welche 
Gestalt die Polizeireform annehmen 
wird. Es fehlt nach wie vor die Trans-
parenz gegenüber den Polizistinnen 
und Polizisten, die sich überhaupt 
nicht von der neuen Strukturreform 
mitgenommen fühlen. Die Reform 
wurde von der Landespolitik vor-
gegeben, die Polizeiführung handelt 
und vergisst dabei die Kollegen, die 
die Reform „ausbaden“ müssen.  

Viele Kolleginnen und Kollegen 
sind „Reformerfahren“ und wissen 
genau, dass genannte Reformzie-
le oft nicht eingehalten wurden. In 
weiten Teilen ist die Motivation in 
die Verlässlichkeit der politischen 
Entscheidungen zerstört. Nach un-
serer Überzeugung ist ein großes 
Maßnahmenpaket mit Mindestfor-
derungen notwendig:

Neben der bereits genannten größt-
möglichen Transparenz in den Ent-
scheidungsprozessen, müssen die 
fachlichen Meinungen und Erfah-
rungen der Bediensteten mit einfl ie-
ßen. Eine wesentliche Forderung ist, 
die Einsparungen nicht auf Kosten 

der Polizistinnen und Polizisten vor-
zunehmen, die Arbeitserleichterung 
muss im Vordergrund stehen. Eine 
weitere Arbeitsverdichtung birgt er-
hebliche Risiken für die  Gesundheit 
unserer Mitarbeiter. 

Durch Veränderungen in der Ge-
sellschaft sind neue „Kriminalitätsfel-
der“ entstanden, beispielsweise On-
line- und Internetbetrügereien. Hier 
hat die Polizei einen großen Nach-
holbedarf. 

Recht auf Sicherheit

Die Bevölkerung wird immer beun-
ruhigter über die gefühlte gestiegene 
Anzahl von Straftaten gegen das Le-
ben bzw. die körperliche Unver-
sehrtheit. Hier muss ein neuer poli-
zeilicher Arbeitsschwerpunkt er-
kannt werden und nicht Planstellen 
abgebaut werden. Auch wenn der 
Bevölkerungsrückgang anscheinend 
nicht aufzuhalten ist, haben die Bür-
ger im Land ein Recht auf Sicherheit 
und „ihre“ Polizei. Die Funktionsfä-
higkeit und der positive Leistungs-
stand der Polizei darf nicht gefährdet 
werden. 

Die Deutsche Polizeigewerkschaft 
ist bereit, sich in den Reformprozess 
einzubringen. Es ist nicht gewünscht, 

Polizeireform 
beschlossen – was jetzt?
Wir baten die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) und den Bund Deutscher Kriminalbeamter 
(BDK) um ihre Meinung zu folgender Frage: „ Das Polizeireformgesetz wurde beschlossen, die 
Aufbaustäbe haben ihre Arbeit aufgenommen. Damit und mit der Bildung des Polizeipräsidiums 
nimmt die Polizeireform jetzt Gestalt an. Welche Anforderungen und Prioritäten müssen aus Ihrer 
Sicht bei der weiteren Konkretisierung der Reform in den nächsten Monaten vorrangig berücksich-
tigt werden? Und welche Überlegungen sehen Sie mit Sorge?“

Es fehlt bislang
an Transparenz 
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Ist der Personalanteil des Wach- 
und Wechseldienstes im Unterschied 
zur Kripo „annähernd gleich“ geblie-
ben? Nach anderen Zahlen hat sich 
die Schutzpolizei von 2.917 Stellen 
im Jahr 2001 (28,9 % – Drucksache 
Landtag Brandenburg 4/1570) auf 
3.145 im Jahr 2010 (34,6 % – siehe Be-
richt der „Kommission Polizei Bran-
denburg 2020“, S. 40) entwickelt.

Auch die Entwicklung der Krimi-
nalität und der Kontrolldelikte muss 
differen ziert betrachtet werden. Nur 
einige Stichworte: Rückgang nur 
beim (angezeigten) Diebstahl; stabi-
ler, nicht „rückläufi ger“ Sockel er-
mittlungsintensiver Delikte.

Sorge um Kripo

Unabhängig vom Blick auf und hin-
ter die Zahlen lassen die bisherigen 
Signale für die Kripo nichts Gutes 
ahnen: Klare politische Vorgaben 
zum Erhalt der schutzpolizeilichen 
Präsenz in der Fläche (richtig!), Ent-
scheidung für ein nach Auffassung 
des BDK im Unterschied zum von 
uns präferierten Abteilungsmodell 
deutlich personalintensiveres Stabs-
modell, Einlenken beim Personalab-
bau bei der Bereitschaftspolizei (in 
der Sache positiv) und Aussparen 

Bei den bevorstehenden ein-
schneidenden Strukturver-
änderungen geht es in allen 

Bereichen der Polizei ans Einge-
machte. Umso wichtiger ist es, das 
Gesamtsystem – soweit bei der  Di-
mension der Sparvorgaben über-
haupt möglich – nicht aus der Balan-
ce geraten zu lassen. Die Dezember-
Ausgabe der „info 110“ berichtet in 
ihrem Beitrag „Personalkosten ver-
doppelt, Mitarbeiterzahl verringert“ 
über die Personalentwicklung seit 
2000. Demnach habe die Kriminal-
polizei ihren Anteil an der Gesamt-
polizei bei gleichzeitig rückläufi ger 
Kriminalitätsbelastung „ausgebaut“. 
Das suggeriert, die Kripo könne nun 
vielleicht sogar überproportional zur 
Ader gelassen werden. Ein Blick hin-
ter die Zahlen lohnt! Mit der Reform 
2002 wurden aufgrund politischer 
Entscheidungen Aufgaben und Per-
sonal aus anderen Organisations-
einheiten zur Kriminalpolizei verla-
gert (Spezialeinheiten von der LESE 
zum LKA, wo sie im Übrigen auch 
weiterhin ihren Platz haben sollten; 
Bearbeitung von Verkehrsvergehen; 
Kriminalaktenhaltung). Allein die-
se polizeiinternen Verschiebungen 
von Aufgaben und Personal betrafen 
rund 600 Stellen.

der Strafverfolgung in der politi-
schen und öffentlichen Diskussion.

Wenn Innenminister Dietmar Wo-
idke im Gespräch mit dem BDK An-
fang Januar einerseits erklärte, dass 
Brandenburg „eine starke Kriminal-
polizei“ braucht, sich andererseits 
jedoch nicht festlegen wollte, ob es 
bei den durch die Bosch-Kommis-
sion avisierten 455 abzubauenden 
Stellen bei der Brandenburger Kripo 
(immerhin 21%) bleibt oder ob diese 
zur Kompensation für Zusagen aus 
dem Innenministerium in anderen 
Bereichen noch mehr Federn lassen 
muss, so bereitet das dem BDK er-
heblich Sorge.

Der Minister wird sich an der 
Funktionsfähigkeit der Branden-
burger Polizei messen lassen müs-
sen. Für deren Umbau trägt er (und 
nicht die Aufbaustäbe) die politische 
Verantwortung.  Sparmaßnahmen 
dürfen nicht einseitig zu Lasten be-
stimmter Teilbereiche der Polizei ge-
hen. 

Äpfel dürfen nicht mit Birnen ver-
glichen, Statistiken aller Art nicht 
einseitig interpretiert werden, nur 
weil Personalabbau damit legitimiert 
werden soll.

 � WOLFGANG BAUCH, 
BDK-LANDESVORSITZENDER

Analysieren ja, 
aber bitte richtig!

Sie vermissen an dieser Stelle einen 
Beitrag? Die GdP wurde nicht ei-
gens angefragt, was mit ihr so abge-
stimmt ist. Lesen Sie bitte stattdes-

sen das Interview mit GdP-Chef An-
dreas Schuster ab Seite 59. 

Die Redaktion
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Andere Länder, 
andere Sitten? 
Ein Blick über die Grenze: 
Polizeireformen in Sachsen 
und Thüringen

Auch andere Länder planen eine Polizeireform. Die Hintergründe dafür sind 
ähnlich wie in Brandenburg. Auch in Sachsen und Thüringen nehmen die 
Zahlen der Einwohner und der finanzielle Spielraum beider Länder ab.

POLIZEIREFORM
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es 11.280 Stellen sein. Damit ist ein 
Personalabbau von etwa 19 Prozent 
vorgezeichnet. So soll in Sachsen im 
Jahr 2020 ein Polizeibeamter auf 404 
Einwohner kommen.

Auch die Thüringer Landesregierung 
forderte die Erarbeitung einer Struktur-
reform bis Ende 2010. Das Innenminis-
terium richtete eine Projektgruppe ein, 
die die Ergebnisse zur Prüfung vorleg-
te. Thüringens Innenminister Jörg Gei-
bert (CDU) sagte: „Ausgangspunkt der 
Strukturüberlegungen waren erkann-
te Schwachstellen in der Aufbau- und 
Ablauforganisation der Thüringer Poli-
zei.“ In Thüringen gibt es derzeit rund 
6.300 Polizeivollzugsbedienstete, bis 
2020 soll diese Zahl sinken. Eine ge-
naue Zielzahl wurde noch nicht be-
kannt gegeben. 

Verkehrte Welt?
Widerstände gegen die Reformen gibt 
es auch in Thüringen und Sachsen. Was 
auffällt ist aber die Sichtweise der Be-
teiligten in Thüringen. Den Grünen 
geht die Reform nicht weit genug. Der 
grüne Landtagsabgeordnete Dirk 
Adams erklärte, dass wegen der sinken-
den Bevölkerungszahl auch die Zahl 
der Polizisten drastisch reduziert wer-
den müsse – und zwar noch stärker, als 
die bisherigen Pläne es vorsähen. Auch 
die Polizeigewerkschaft GdP zeigt sich  
trotz Kritik aufgeschlossen „Nicht jede 
Polizeidienststelle muss auf Biegen und 
Brechen erhalten werden. Die jetzigen 
Strukturen wurden geschaffen, als wir 
noch mehr Personal hatten. Wenn es 
nicht mehr genug Geld für die Beset-
zung der Stellen dort gibt, muss man 
andere Prioritäten setzen. Es macht 
keinen Sinn, viele kleine Dienststellen 
mit nur einem oder zwei Beamten zu 
erhalten. Die Kollegen, die in der Nacht 
ihren Dienst am Notruf verrichten, soll-
ten eigentlich im Funkwagen sitzen. Es 
fahren doch immer weniger Polizeiwa-
gen Streife“, sagte GdP-Landeschef 
Marco Grosa laut Thüringer Allgemei-
ne vom 22. Januar 2011. – Interessante 
Sichtweise!

 � KATHRIN ORTLIEB-SCHERN
INFO110-CHEFREDAKTEURIN

Ähnliche Bedingungen, 

ähnliche Lösungen?
Im Dezember 2009 richtete das Sächsi-
sche Staatsministerium des Innern das 
Projekt „Polizei 2020“ ein. Auf der In-
ternetseite www.polizei2020.sachsen.de 
formuliert Sachsens Innenminister 
Markus Ulbig (CDU) die Ziele der Poli-
zeireform. Zu den Zielen der Reform 
äußert sich Ulbig so: „Der Streifendienst 

soll in der bisherigen Anzahl erhalten 
bleiben“, „… ein engmaschiges Netz 
von Bürgerpolizisten…“, „die Reduzie-
rung von Führung, Stab und Verwal-
tung (30 Prozent)“ und „die Bereit-
schaftspolizei verbleibt in voller Stär-
ke“ . Inzwischen liegt auch in Sachsen 
ein Diskussionspapier zur künftigen 
Aufgabenstruktur der sächsischen Poli-
zei vor. Die Polizei Sachsen verfügt der-
zeit über 13.911 Stellen. 2020 werden 

POLIZEIREFORM
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info110: Herr Zeeb, Sie haben die 
Abschaffung der Regelbeurteilung be-
trieben und sich für das neue Modell 
eingesetzt. Was waren Ihre Gründe 
dafür?

Rudolf Zeeb: Ich habe hier im Land in 
verschiedenen Funktionen die Ausei-
nandersetzung um das richtige Beur-
teilungssystem schon jahrelang beglei-
tet. Mit der jährlichen Regelbeurteilung 
gab es ein Instrument, dass einerseits 
den Bedürfnissen, welche Mitarbeiter 
an „Führung“ haben, nicht mehr wirk-
lich entsprach und zudem auch mit 
sehr viel Aufwand und Bürokratie ver-
bunden war. Manche überzogene Hoff-
nung wurde geweckt und viele Enttäu-

Das Beurteilungsverfahren sah bisher eine jähr-
liche Leistungsbeurteilung und darüber hinaus 
anlassbezogene Kompetenzbeurteilungen vor, 

die beispielsweise anlässlich Stellenbesetzungs- und 
Aufstiegsverfah ren gefertigt wurden. Diese Regelung 
war zeit- und arbeitsintensiv und stieß bei den Verfas-
sern und Empfängern meist auf wenig Verständnis.

Die Aussetzung

Die bisherigen Verfahren zur dienstlichen Beurteilung 
der Beamten in der Polizei wurden seit dem Jahr 2008 
durch die 

 � Verwaltungsvorschrift über die dienstliche Beurtei-
lung der Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten 
des Landes Brandenburg (BeurtVV Pol) vom 20. Ju-
li 2007, in Kraft getreten am 1. Januar 2008, 

und die
 � Verwaltungsvorschrift des Ministeriums des Innern 
über die dienstliche Beurteilung der Beamten im 
Landesdienst (BeurtVV) vom 28. März 2008, in 
Kraft getreten am 1. Juli 2008,

geregelt.
Am 22. September 2009 bzw. 28. Januar 2010 er-

folgte die Aussetzung beider Vorschriften.

Die neue Vorschrift

Eine einschneidende Änderung ist der Wechsel vom 
Regelbeurteilungssystem hin zu einem Anlassbeurtei-
lungssystem.

Demnach sind Beurteilungen gemäß Ziffer 3 der 
BeurtVV aus Anlass der Probezeit, von Bewerbungen, 
Beförderung, des Aufstiegs, bei dienstherrenübergrei-
fender Versetzung und des Laufbahnwechsels zu fer-
tigen. Ziel der Anlassbeurteilungen ist es, den Verwal-
tungsaufwand für das Beurteilungswesen auf das ge-
setzlich vorgeschriebene Maß zu verringern. 

Durch Innenminister Dietmar Woidke wurde am 
16. November 2010 diese neue Verwaltungsvorschrift 
des Ministeriums des Innern über die dienstliche Be-
urteilung der Beamten im Landesdienst (BeurtVV) 
schlussgezeichnet. Sie trat am 1. Januar 2011 in Kraft.

Die Beurteilungsmodalitäten anlässlich von Stel-
lenbesetzungen im Rahmen der Polizeireform werden 
durch die Aufbaustäbe erarbeitet.

 �  FRANZISKA KRUSCHEL, MI, REF. IV/3

Innenstaatssekretär Rudolf Zeeb hat sich 
seit längerem entscheidend dafür eingesetzt, 
dass die bisherige jährliche Regelbeurteilung 
abgeschafft wird. Am Ende mit Erfolg. Seit 
kurzem ist die Neuregelung des Beurtei-
lungswesens in Kraft. info110 sprach darü-
ber mit dem Staatssekretär:

„Adieu, 
Beurteilungs-
unwesen“
Regelbeurteilung abgeschafft Nachgefragt:

Regelbeurteilungen 
weg. Was jetzt, 
Herr Zeeb?

Innenstaats-
sekretär 
Rudolf Zeeb
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Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie nicht nur ein 
wirksamer Beitrag zur Gesundheitsför-
derung für die Bediensteten, sondern 
auch ein Beitrag zur Entlastung der Fa-
milien als gesellschaftspolitische Her-
ausforderung geleistet wird.“ 

Die Vereinbarung gilt für alle Be-
diensteten der Polizei des Landes Bran-
denburg. Schwerpunkte bilden die er-
weiterten Regelungen zur Arbeits-
zeit- und Arbeitsortflexibilisierung, die 
Verbesserung der Führungskräftekom-
petenz, die Wiedereinstiegs- und Quali-
fizierungsmaßnahmen sowie die Unter-
stützung bei der Kinderbetreuung. 

Die Rahmendienstanweisung ist im 
Intranet auf den Seiten des P-HPR ab-
rufbar.

schungen produziert. Das führte zu viel 
Kritik, auch im Geschäftsbereich des 
Innenministeriums. 

Meine Grundposition ist eine andere. 
Personalführung findet nicht vorrangig 
über Zeugnisse statt, sondern über das 
tägliche und das regelmäßig in größeren 
Abständen stattfindende Mitarbeiterge-
spräch – ohne dass es gleich in der Akte 
erscheint. Vorgesetzter und Mitarbeiter 
tauschen sich offen über das aus, was 
den Dienst und die Führung ausmacht. 

„Das Mitarbeiter gespräch 

muss wieder eine größere 

Bedeutung bekommen.“

Auf der anderen Seite sollten sich die 
Beurteilungen im Beamtensystem kon-
sequent darauf beschränken, worauf 
der Beamte einen Anspruch hat. Wenn 
er sich bewerben möchte, wenn er wei-
ter kommen will oder wenn er in Be-
förderungsentscheidungen miteinbezo-
gen wird, dann wird eine Beurteilung 
erstellt. 

Insgesamt ist die neue Regelung also 
ein Zurück zu den wesentlichen Funk-
tionen der Beurteilung und zugleich ei-
ne Rückbesinnung auf Führung durch 
tägliche Arbeit und regelmäßige Perso-
nalgespräche. 

 
info110: Muss das Mitarbeiterge-
spräch jetzt eine wichtigere Bedeu-
tung bekommen? 

Zeeb: Ja, unbedingt. Denn es ist, und 
auch das ist auch eine Kritik an diesem 
jährlichen System hier im Geschäftsbe-
reich gewesen, leider ein bisschen in 
den Hintergrund geraten, weil die Vor-
gesetzen zu viel zu tun hatten, um jähr-
lich förmliche Beurteilungen abzuge-
ben. Ein riesiger und meines Erachtens 
unvertretbarer Aufwand. Das Mitarbei-
tergespräch muss also in Zukunft wie-
der eine größere Bedeutung bekom-
men. 

Das Gespräch mit Staatssekretär 
Rudolf Zeeb führten MI-Pressespre-
cher Ingo Decker und info110-Chef-
redakteurin Kathrin Ortlieb-Schern

In der Präambel der neuen Dienst-
vereinbarung heißt es:

„Erwerbstätigkeit, Elternschaft 
und Pflege gehen mit höchst vielfälti-
gen und häufig inkompatiblen Anforde-
rungen einher. Berufliche und familiäre 
Pflichten stehen dabei in einem perma-
nenten Spannungsverhältnis, das den 
Betroffenen erhebliche Anstrengungen 
abverlangt, um erfolgreich im Beruf ar-
beiten und gleichzeitig Kinderbetreu-
ung und / oder die Pflege von Ange-
hörigen gewährleisten zu können. Um 
den damit verbundenen Belastungen 
der Bediensteten der Polizei gerecht zu 
werden, bedarf es der besonderen Auf-
merksamkeit und Fürsorge des Dienst-
herrn. Dabei besteht Einvernehmen da-
rüber, dass mit der Vereinbarung von 

Unterzeichnet

Rahmendienstvereinbarung 
zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie
Petra Schäuble, die Vorsitzende des Polizei-Hauptpersonal-
rates, und Innenminister Dietmar Woidke schlossen am 4. 
Januar 2011 die Rahmendienstvereinbarung zur Vereinbar-
keit von Beruf und Familie ab. 
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Es ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, Männern und Frauen, 
die sich für Kinder und/oder die 

Pfl ege ihrer Angehörigen entscheiden, 
die Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie zu ermöglichen. Dem öffentlichen 
Dienst kommt dabei eine besondere 
Verantwortung und eine Vorbildfunk-
tion zu. Gerade in der Brandenburger 
Polizei ist der Dienstherr in einer be-
sonderen Verpfl ichtung, die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie zu fördern – 
denn der Beruf ist häufi g genug mit gro-
ßen psychischen und physischen Belas-
tungen verbunden. 

Mit der Unterzeichnung der Rahmen-
dienstvereinbarung zur Vereinbarkeit von 

Die Seite des Polizei-Hauptpersonalrates

Der Personalrat hat das Wort

In Auswertung der im Früh-
jahr 2010 durchgeführten Un-
tersuchung der psychophysi-

schen Belastungen am Arbeits-
platz (Screening-Verfahren) er-
gibt sich für den P-HPR ein 
breiter Handlungsbedarf für die 
Umsetzung eines ganzheitlichen 
Gesundheitsmanagements in der 
Brandenburger Polizei.

Der P-HPR hat  Handlungs-
felder für die Gestaltung des Ge-
sundheitsmanagements entwi-
ckelt, die in die Aktualisierung 
des Rahmenkonzeptes einfl ie-
ßen sollten.

Die Eckpunkte der Handlungs-
felder sind:

 � die Fortschreibung der 
Personalentwicklungs-
konzeption

 � Entwicklung eines ganz-
heitlichen Gesundheits-
managements

 � Stärkung der sozialen Kom-
petenz der Führungskräfte

 � die Erprobung von Mitar-
beiterfeedbacks

 � die Förderung der Team-
bildung

 � die Rückführung des fl e xiblen 
Arbeitszeitmodells auf die ur-
sprüngliche Idee

 � die Verbesserung der Arbeits-
medizinischen Vorsorge  und 
der baulichen und techni-
schen Zustände an Arbeits-
plätzen.

Der P-HPR wird sich aktiv für 
die Umsetzung der Handlungs-
felder einsetzen.

Auf einer Sondersitzung im Dezem-
ber 2010 billigte der P-HPR den Or-
ganisationserlass zur Errichtung ei-
nes Polizeipräsidiums. Mit der Bil-
dung des Aufbaustabes geht jetzt 
die eigentliche Arbeit zur Umorga-
nisation der Brandenburger Polizei 
los. Zur Wahrung der Beteiligungs-
rechte und zur  Interessenvertretung 
der Beschäftigten insbesondere bei 
sozialen Belangen wird der P-HPR im 
Aufbaustab und in den Arbeitsgrup-
pen vertreten sein. Im Aufbaustab 

Polizeistrukturreform 2020 Psychische 
Belastungen 
am Arbeits-
platz   

Beruf und Familie durch die P-HPR-
Vorsitzende Petra Schäuble und Innen-
minister Dietmar Woidke am 4. Januar 
2011 wurde die Grundlage für bessere 
Rahmenbedingungen für eine familien-
freundliche Arbeitswelt geschaffen.

Die Vereinbarung gilt für Beamte und 
Tarifbeschäftigte gleichermaßen. In ihr 
werden verschiedene Handlungsfelder 
zur Verbesserung der Situation von Be-
diensteten mit Betreuungs- und Pfl e-
geaufgaben beschrieben. Schwerpunk-
te der Vereinbarung sind die erweiter-
ten Regelungen zur Arbeitszeit- und 
Arbeitsortfl exibilisierung, die Verbes-
serung der Führungskräftekompetenz, 
die Wiedereinstiegs- und Qualifi zie-
rungsmaßnahmen sowie die Unterstüt-
zung bei der Kinderbetreuung. 

Nun geht es darum, dass diese Rah-
mendienstvereinbarung in die tägliche 
Praxis umgesetzt und mit Leben erfüllt 
wird. Dies erfordert von allen Beteilig-
ten viel Engagement und Zielstrebig-
keit im Interesse aller Bediensteten in 
der Polizei. 

Ziel muss es sein, dass die Familien-
freundlichkeit in unserer Polizei auch 
aus demografi schen Gründen ein „Er-
folgsfaktor“ wird und als Gewinn für 
eine lebendige und offene Organisati-
on mit einem verbesserten Betriebskli-
ma bewertet wird. 

Polizeiarbeit und Familie

arbeiten Petra Schäuble (P-HPR) und 
Detlef Antonius (B II) mit.

Die Arbeitsgruppen werden wie 
folgt besetzt:

 � Kripo: Jens Dreßler (B III)
 � Einsatz: Dirk Huthmann (B IV)
 � Recht: Ulrich Rätzel (P-HPR)
 � Org.: Thomas Kühne (B II)
 � Personal: Wolfgang Britt (B I)
 � Immo/Technik: Jörg Göhring 

 (P-HPR)

 � JÖRG GÖHRING, 
POLIZEI-HAUPTPERSONALRAT (P-HPR)

P-HPR



Eisele: Das ist sicherlich richtig. Be-
dingt durch ihre Größe und ihr Ge-
wicht ist es den Kollegen nicht immer 
möglich, diese ständig bei sich zu füh-
ren. Einige Kollegen haben sich des-
halb privat taktische Lampen gekauft, 
mit denen sie bei uns trainieren. 

Zudem wurden Lampen zu Test- und 
Auswahlzwecken durch den ZDPol 
ausgegeben. Diese werden derzeit von 
Kollegen in verschiedenen Schutzbe-
reichen erprobt. Vorrangig werden den 
Teilnehmern aber Techniken vermittelt, 
die den Umgang mit der „MAG-Lite“ 
erleichtern. Nicht zuletzt weil sie zur 
Grundausstattung eines Funkstreifen-
wagens gehört und die meisten Kolle-
gen mit ihr arbeiten.

info110: Welche Möglichkeiten habe 
ich denn mit einer Lampe?

Eisele: Eine gute taktische Lampe kann 
man sehr facettenreich einsetzen. Lei-
der wird sie im täglichen Dienstge-
brauch meist nur als Such- und Identi-
fi zierungsmittel eingesetzt. Sie kann je-
doch viel mehr. Unter anderem kann 
man mit ihr navigieren, das heißt sich im 
Dunkeln orientieren oder den Weg wei-
sen, man kann kommunizieren z.B. Sig-
nal geben, warnen oder seinen Standort 
angeben. Mit einer Lampe kann man 
auch einen Bereich kontrollieren und 
dementsprechend die Bewegungsfrei-
heit des Delinquenten einschränken. 
Richtig eingesetzt kann man seine und 
die Position von Kollegen verschleiern. 
Auch tagsüber kann eine Lampe bei 
richtigem Einsatz Zwangsmaßnahmen 
entscheidend unterstützen. 

Mit Rupert Eisele sprach 
info110-Chefredakteurin 
Kathrin Ortlieb-Schern

Der größte Fehler, den die Kollegen 
jedoch machen können ist, erst gar kei-
ne Lampe bei sich zu führen. Taktische 
Lampen sollten auch tagsüber im pas-
sendem Holster am Koppel mitgeführt 
werden. Eine Verfolgung bei besten 
Lichtverhältnissen kann im dunkels-
ten Keller oder stark schattierten Hin-
terhof enden. 

„Richtig eingesetzt, kann 

eine Lampe entscheidend 

unterstützen“

Wichtig ist hierbei, dass die Lam-
pe gut erreichbar immer an der glei-
chen Stelle getragen wird. Außerdem 
muss das Ziehen der Lampe aus die-
ser Position geübt werden. Idealerwei-
se sollte man das Ziehen und Bedienen 
der Lampe mit der Nichtschießhand 
üben, da sonst bei einer plötzlich auf-
tretenden bewaffneten Konfrontation 
ein Handwechsel erfolgen müsste, um 
die Waffe zu ergreifen. Die beste Lam-
pe hilft nichts mit leeren Batterien. Vor 
jedem Einsatz sollte daher die Leucht-
kraft der Lampe überprüft werden. 

info110: Diese Hinweise sind mit ei-
ner großen Stablampe wie der „MAG-
Lite“ bestimmt nicht so einfach umzu-
setzen, oder?

Eigentlich sollte uns das nicht ver-
wundern, denn ein Straftäter ver-
sucht seine kriminellen Hand-

lungen möglichst verdeckt auszufüh-
ren, um dann im Schutze der Dunkel-
heit verschwinden zu können. 

Etwa 80% der Informationen, die un-
ser Gehirn täglich verarbeitet, werden 
mit den Augen aufgenommen. Das rich-
tige Erkennen der Situation ist elemen-
tar für unser weiteres Handeln. Eine zu-
sätzliche Lichtquelle in diesem Umfeld 
schafft daher einen erheblichen Vorteil. 
Licht kann jedoch falsch eingesetzt, den 
Verlauf einer Konfrontation negativ be-
einfl ussen. Aus diesem Grund werden 
in Einsatztrainings die Teilnehmer auch 
zu diesem Thema weitergebildet. 

info110 sprach mit PK Rupert Eisele, 
Einsatztrainer in Potsdam:  

info110: Welche grundlegenden Feh-
ler können im Umgang mit Licht ge-
macht werden?

Rupert Eisele: Da gibt es viele. Die 
meisten Kollegen müssen erst einmal 
lernen, in einer taktischen Situation aus 
der Sicht des Täters zu denken. In wel-
chem Licht stehe ich und was kann man 
von mir sehen? Wo würde ich mich ver-
stecken? Als häufi gste Fehler sind hier 
exemplarisch Dauerlicht, Rückenlicht 
und die Selbstblendung zu nennen.

Ein wichtiges Thema 
für das Einsatztraining?
Ein nicht unerheblicher Teil von Angriffen 
gegen Polizeibeamte geschieht in den Däm-
merungs- bzw. Nachtstunden sowie in Räum-
lichkeiten mit schlechten Lichtverhältnissen. 
Also Umfelder in denen schlechte Sichtver-
hältnisse vorherrschen.

PK Rupert Eisele, 32, seit Oktober 
2009 Einsatztrainer im ET-Stützpunkt 
Potsdam-Eiche
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Dauerlicht hat bei einer Absu-
che nach einem Täter den Vor-
teil, dass wir das Umfeld unun-
terbrochen wahrnehmen kön-
nen. Es birgt jedoch den Nach-
teil, dass wir dem Täter die 
ganze Zeit unseren Standort 
und unsere Bewegungsrich-
tung offenbaren, sodass er sich 
auf uns einstellen kann. Des-
halb sollte man im Team versu-

chen, die Lichtquellen im wech-
selnden Einsatz zu verwenden 
und Dauerlicht vermeiden. Dies 
kann die Bewegung der Beam-
ten verschleiern, Laufwege wer-
den so schwer voraussehbar. Ein 
wichtiger Grundsatz ist es, dass 
Licht nur in kurzen Intervallen 
zu benutzen, um in der Zwi-
schenzeit die weitere Laufrich-
tung zu lokalisieren. Der Beam-

te macht sich dadurch ein kur-
zes Bild der Situation, um sich 
danach im Schutze der Dun-
kelheit zu bewegen. Vermeiden 
sollte man   hierbei, direkt in 
die Richtung zu leuchten, in die 
man geht. Besser kann man dem 
Täter seine eigene Laufrichtung 
nicht anzeigen. Hierbei ist das 
schwächere Licht der Corona 
(äußerer, größerer, schwächerer 

Häufig gemachte Fehler im Umgang mit Licht:

Direkte Konfrontation mit dem Täter. 
Der Beamte richtet den Spot instinktiv auf 
die Brust des Delinquenten. Hände und 
Gesicht sind zu erkennen. Es tritt jedoch 
keine Blendwirkung ein. 

Eine minimale Veränderung des Spots auf 
Gesichtshöhe verschlechtert die Position 
des Täters erheblich, da hierbei seine Hand-
lungsfähigkeit eingeschränkt wird. Der 
Beamte wird zum Handelnden.

Beim Auffi nden eines Täters sollte konsequent Dauerlicht eingesetzt werden. Hier kann schon ei-
ne leichte Veränderung der Strahlrichtung dem Beamten einen enormen Vorteil verschaffen.

Richtiges Einstellen des Leuchtkopfes 
Eine Lampe im taktischen Einsatz sollte immer so eingestellt werden, dass sich der Lichtkegel aus 
dem Spot (innerer, kleiner, heller Kreis) und der Corona (äußerer, großer, weicher Kreis) zusam-
mensetzt (vgl. Bild 1). Ein Lichtkegel ohne Spot sollte vermieden werden (vgl. Bild 2)

Richtige Einstellung: punktuelle 
Leuchtkraft auf ca. 5 Meter.

Falsche Einstellung: Es entsteht ein 
Lichtkreis ohne Spot.



Rückenlicht sollte man – sofern möglich – grundsätzlich vermeiden, da man sich 
selbst aus Sicht des Täters ununterbrochen sichtbar macht.

Beispiel für Rücken-
licht: Die Silhouette des 
Beamten zeichnet sich 
klar ab.

Einsatz einer Licht-
quelle: Die Silhouette 
des Beamten ist deutlich 
schlechter zu erkennen. 

Gleiche Situation wie 
bei Bild 2, nur mit ge-
schlossener Tür. Es ist 
nur noch die Lichtquel-
le zu erkennen. 
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Kreis des Lichtkegels) zur Ori-
entierung zu nutzen. 

Um die eigene Bewegung bes-
ser tarnen zu können, sollten 
wiederholende Muster beim 
Ein- und Ausschalten der Lam-
pe vermieden werden. Klar er-
kennbare Muster kann der Ver-
dächtige für seine eigenen Ab-
sichten nutzen.

Beim Vorgehen im Team sollten die Beamten auch darauf achten, sich nicht selbst ins Rückenlicht 
zu setzen. Grundsätzlich sollte der vordere im Team laufende Beamte das Licht unter Beachtung der 
aufgeführten Lichtprinzipien verwenden.

Negativbeispiel: Der im 
hinteren Bereich  agie-
rende Beamte leuchtet 
seinen Kollegen aus.

Negativbeispiel: Noch 
ungünstiger: Der hintere 
Beamte leuchtet seinem 
Kollegen in den Rücken. 
Durch die Refl ektion 
leuchtet er beide aus.

Richtig: Nur der im Vordergrund agie-
rende Beamte benutzt seine Lichtquelle.

Beim Vorgehen in unbeleuchteten Gebäuden sollte man darauf 
achten, sich nicht durch Wandrefl ektionen an Türrahmen oder 
an Ecken selbst zu blenden und dadurch sichtbar zu machen.

Negativbeispiel: Durch 
die Refl ektion an der 
Wand leuchtet sich der 
Beamte selbst aus.

Richtig: Eine leichte Verän-
derung der Strahlrichtung – 
weg von der Wand bewirkt 
eine völlig andere Sicht auf 
den Beamten.
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Die Regelsätze der Bußgeldkatalog-
Verordnung wurden verdoppelt. Ein 
Kraftfahrzeugführer, der ohne die be-
schriebenen Reifen unterwegs ist, muss 
künftig ein Bußgeld von 40 Euro ent-
richten, kommt es zur Behinderung 
sind es sogar 80 Euro.
Für die Erfassung in SC-OWI stehen ab 
die folgenden Tatbestände zur Verfü-
gung:

 � 910211 (Sie fuhren bei Glatteis, 
Schneeglätte, Schneematsch, Eis- oder 
Reifglätte ohne Reifen, die die Eigen-
schaften von M+S-Reifen erfüllen.) = 
40 Euro und 

 � 910311 (Sie fuhren bei Glatteis, 
Schneeglätte, Schneematsch, Eis- 
oder Reifglätte ohne Reifen, die die 
Eigenschaften von M+S-Reifen erfül-
len und behinderten dadurch Ande-
re.) = 80 Euro

Fazit

Zumindest Reifglätte tritt überall in 
Deutschland auch außerhalb der Win-
terzeit im Frühling und im Herbst auf. 
Von einer auf den Winter begrenzten 
„Winterreifenpflicht“ kann daher keine 
Rede sein kann. Da trifft es sich gut, 
dass die Jahreszeit „Winter“ im neuen 
Verordnungstext gar nicht erst auf-
taucht.

 � CINDY KERSTING, MI, REF. IV/41.3

bracht sind. Die „Winterreifenpflicht“ 
gilt nicht für Nutzfahrzeuge der Land- 
und Forstwirtschaft sowie Einsatzfahr-
zeuge der in § 35 Abs. 1 StVO genann-
ten Organisationseinheiten, soweit für 
diese Fahrzeuge bauartbedingt keine 
M+S Reifen verfügbar sind.

Entsprechend des Anhangs II Nr. 
2.2 der Richtlinie 92/23/EWG des Ra-
tes handelt es sich um Reifen, bei de-
nen das Profil der Lauffläche und die 
Struktur so konzipiert sind, dass sie 
vor allem in Matsch und frischem oder 
schmelzendem Schnee bessere Fahrei-
genschaften gewährleisten als norma-
le Reifen. Das Profil der Lauffläche der 
Reifen ist im Allgemeinen durch grö-
ßere Profilrillen und/oder Stollen ge-
kennzeichnet, die voneinander durch 
größere Zwischenräume getrennt sind, 
als dies bei normalen Reifen der Fall 
ist.

Bußgeld verdoppelt

Bei Verkehrskontrollen und Unfallauf-
nahmen ist nicht ausschließlich darauf 
abzustellen, dass Winterreifen durch 
M+S Symbol gekennzeichnet sein müs-
sen. Auch Reifen mit lediglich Schnee-
flockensymbol oder Bergpiktogramm 
sowie Reifen ohne entsprechende  
Kennzeichnung, die dem oben genann-
ten Profil entsprechen sind, als „Win-
terreifen“ zu betrachten.

Alte Regel  

verfassungswidrig

Bisher war in § 2 Abs. 3a der StVO vor-
geschrieben, dass die Ausrüstung von 
Fahrzeugen „an die Wetterverhältnisse 
anzupassen“ ist. Hierzu zählte insbe-
sondere die „geeignete Bereifung“. 
Nach einem Beschluss des Oberlandes-
gerichtes Oldenburg verstieß dieser Pa-
ragraf gegen das Bestimmtheitsgebot 
(Artikel 103 Absatz 2 GG) und die Ver-
hängung von Bußgeldern war verfas-
sungswidrig. Die Vorschrift musste prä-
zisiert werden.

Mit der Verordnung zur Änderung 
der Straßenverkehrsordnung und der 
Bußgeldkatalogverordnung wurde der 
§ 2 Abs. 3a der StVO neu gefasst und 
trat am 4. Dezember 2010 in Kraft.

„Winterreifenpflicht“  

für alle?
Bei Glatteis, Schneeglätte, Schnee-
matsch, Eis- oder Reifglätte darf ein 
Kraftfahrzeug nur mit Reifen gefahren 
werden,  welche die in Anhang II Nr. 
2.2 der Richtlinie 92/23/EWG des Ra-
tes beschriebenen Eigenschaften erfül-
len (M+S Reifen). Kraftfahrzeuge der 
Klassen M2, M3, N2 und N3 dürfen bei 
solchen Wetterverhältnissen auch ge-
fahren werden, wenn an den Rädern 
der Antriebsachsen M+S Reifen ange-

Seit Anfang Dezember 2010 gibt es in Deutschland eine gesetzliche „Win-
terreifenpflicht“. Tatsächlich sind die Vorgaben der neuen Regelungen aber 
weitaus weniger strikt, als man annehmen könnte. 

Ein Wintermärchen?
Neues Gesetz zur Winterreifenpflicht 
sorgt für Verwirrung
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„Als die Polizei 
noch im Käfer kam“
Die sehenswerte Dokumentation zeigt die Entwicklung 

der Polizei in NRW von 1945 
bis in die 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts. 

Am Anfang gab es noch kei-
ne richtigen Uniformen, da-
für aber MG-Schießen und 

Handgranatenweitwurf in der Aus-
bildung. Damals, so erzählt ein Be-
amter, galt Köln noch als „das Chi-
cago des Westens“. Mit vielen Zeit-
zeugenberichten wird die Entwick-
lung der Einsatzmittel illustriert. 
Erst kam der VW Käfer. Höchstge-
schwindigkeit: 110 km/h. „Der zog 
keinen Hering vom Teller“, erinnert 
sich ein Streifenbeamter an manch 
vergebliche Verfolgung. 

Das sollte sich ändern, wenigs-
tens zum Teil. Es kling heute zwar 
fast unglaublich, aber mit der Ein-
richtung der ersten Autobahnpoli-
zeiwachen Mitte der 50er Jahre wur-
de die NRW-Autobahnpolizei mit 
weißen Porsches ausgerüstet. „Sie-
ben Porsche hintereinander, da war 
Ruhe auf der A 3“, so ein Beamter 

zufrieden. Interessant zu sehen sind 
auch die Anfänge der modernen Ver-
kehrsüberwachung mit Messposten 
und Stoppuhr. Auch Funkgeräte wa-
ren anfangs im Streifendienst noch 
ganz unbekannt: „Wenn wir Hilfe 
brauchten, mussten wir erstmal ein 
Telefon suchen.“ 

Besonders beeindruckend ist die 
Geschichte der ersten Frauen bei 
der Polizei geschildert. Pionierin-
nen, die sich damals kaum als sol-
che gefühlt haben dürften, aber die 
Türen für ihre heutigen Nachfolge-
rinnen weit aufgestoßen haben. Zu-
nächst nur bei der WKP, der „Weib-
lichen Kriminalpolizei“, u.a. zustän-
dig für Sittendelikte. 

Es war ein weiter Weg: Als das 
Fernsehen in den 50ern Polizeischü-
lerinnen bei der Schießausbildung 
zeigen wollte, wurde die zunächst 
erteilte Drehgenehmigung zurückge-
zogen. Gefi lmt werden durften dann 
nur Schülerinnen bei der Gymnastik. 
Sie galten damals als „Exoten“. Ein 
Bürger, auf der Straße befragt nach 
seinen Vorstellungen von einer gu-

ten Polizistin, gibt völlig im Ernst an: 
„Jung, adrett und gutes Aussehen.“ 

Auch sonst ist diese Polizeige-
schichte immer auch zugleich Sitten- 
und Zeitgeschichte. Mit Schmun-
zeln nimmt man etwa folgenden 
bedrohlichen Lagebericht aus den 
60ern heute zur Kenntnis: „Meldun-
gen von so genannten Partys und 
Orgien aus den Großstädten unseres 
Landes, die mit jugendlichen Mäd-
chen gefeiert werden, reißen nicht 
ab.“ Der Ernst des Polizeialltags mit 
allen seinen schweren Belastungen 

aber ist kein neues Phänomen. Es 
stimmt schon nachdenklich, wenn 
eine alte Kriminalistin aus dem Sit-
tendezernat erzählt: „Nachdem ich 
pensioniert wurde, habe ich ange-
fangen, von Vergewaltigungen zu 
träumen. Vorher nie. Es gab furcht-
bare Fälle.“ 

„Meldungen von Partys 

und Orgien mit Mäd-

chen reißen nicht ab.“

„Der Käfer zog keinen 

Hering vom Teller.“

DVD „Als die Polizei 
noch im Käfer kam“, 
ARD-Video, ca. 90 min, 
u.a. erhältlich über 
den ARD-Internetshop.
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Mit schöner Regelmäßigkeit kann man in den polizeilichen Tagesberichten 
„Verstoß gegen KWKG“ lesen, wenn im Rahmen von Durchsuchungsmaß-
nahmen zufällig eine Patrone, Granate, ein Militärgewehr oder auch nur einige 
Bajonette aufgefunden wurden. Zumeist dürfte sich diese Aussage nicht hal-
ten lassen.

Militärwaffen vs. Kriegs-
waffenkontrollgesetz
Sprengstoff, Waffen, Kriegswaffen –  
wann findet welches Gesetz Anwendung?

Verteidigungs  waffe hergestellt wurde, 
unterliegt dieser Rechtsvorschrift nie.

Waffengesetz verbietet 

zivile Munition 

In Bezug auf Handfeuerwaffenmuniti-
on erstreckt sich das Verbot auf Patro-
nen mit Leucht-, Brand-, Spreng-, oder 
Hartkerngeschoss. Normale Infanterie-
munition mit Bleikerngeschoss ist nicht 
erfasst, soweit das Kaliber auch bei 
Jagd- oder Sportwaffen verwendet wird.

Eine Unterscheidung, ob die Patrone 
aus ziviler oder militärischer Fertigung 
stammt, ist anhand des Bodenstempels 
leicht möglich. Zivile Munition trägt im 

Kriegswaffenliste erfasst bei Rohrwaf-
fen nur halb- und vollautomatische Ge-
wehre. Somit sind alle Repetierbüch-
sen, wie z.B. der Mauser K 98, und alle 
Blank waffen, wie Säbel, Bajonette usw., 
nicht Gegenstand des Gesetzes. Ma-
schinengewehre fallen nicht darunter, 
wenn sie wassergekühlt sind, Maschi-
nenpistolen und Sturmgewehre nicht, 
wenn das Modell vor dem 2. September 
1945 militärisch eingeführt worden ist. 

Immer wieder ist zu hören, dass voll-
automatische Rohrwaffen immer dem 
Gesetz unterlägen. Dem ist nicht so! 
Nur Waffen aus militärischer Ferti-
gung können Gegenstand des Gesetzes 
sein. Was als zivile Jagd-, Sport-, oder 

Zunächst ein Hinweis auf die oft 
falsch gebrauchte Abkürzung. 
KWKG steht für „Kraft-Wär-

me-Kopplungsgesetz“, das Kriegswaf-
fenkontrollgesetz kürzt sich korrekt 
„KrWaffKontrG“ ab.

Der Blick ins Gesetz 

schafft Klarheit

Warum wird der Besitz von Militärwaf-
fen und zugehöriger Munition in aller 
Regel nicht als Verstoß gegen das Kriegs-
waffenkontrollgesetz verfolgt? Der Blick 
ins Gesetz, hier besonders in die Kriegs-
waffenliste, schafft, entsprechend einer 
alten Juristen weisheit, Klarheit. Die 

Militärrepetierer 
und Bajonette 
unterliegen aus-
nahmslos 
nicht dem 
KrWaffKontrG
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Bodenfunde: Strafrecht-

lich oft irrelevant

Noch einen Hinweis auf die häufi g si-
chergestellten Bodenfunde von Grana-
ten u.ä. aus den Weltkriegen. Nur in 
Ausnahmefällen fi ndet man diese bei 
Militariasammlern in scharfem Zu-
stand. Sie sind meist entschärft und da-
mit strafrechtlich irrelevant. 

Wer (Weltkriegs-) Munition zerlegt 
und Explosivstoffe entfernt, ohne im 
Besitz einer Erlaubnis zu sein, verstößt 
gegen das Sprengstoffgesetz. Es gibt ei-
ne Reihe von Urteilen, in denen der Be-
sitz von „Bodenfunden“ als nicht dem 
KrWaffKontrG unterliegend qualifi -
ziert wird. Das BKA weist darauf hin, 
dass tatsächliche Kriegswaffen nach ei-
ner Manipulation, beispielweise durch 
einen Umbau zur „Wilderer waffe“, den 
Regelungen des Waffengesetzes unter-
liegen.

Bodenstempel die Kaliber- und Herstel-
lerbezeichnung, militärische einen Fer-
tigungscode.

Es ist keinesfalls so, dass die be-
schriebene Spezialmunition aus zivi-
ler Fertigung nicht verboten wäre. Sie 
ist durch das Waffengesetz erfasst. Das 
gilt auch für alle Waffen und Munition, 
die durch Manipulation oder gesetzli-
che Änderungen aus dem Bereich des 
KrWaffKontrG herausfallen.

Sturmgewehre, die vor dem 02.09.1945 militärisch eingeführt wurden, 
unterliegen nicht dem KrWaffKontrG

Übungsraketen 
und -granaten 
ohne Spreng-/
Zünd-/Treib-
ladung unter-
liegen nicht dem 
KrWaffKontrG

Eher Wirtschafts- 

als Waffengesetz

Im Land Brandenburg gab es Jahr 2010 
nur fünf Gerichtsverfahren mit Bezug 
zum Kriegswaffenkontrollgesetz. In 
keinem ist eine Freiheitsstrafe ausge-
sprochen worden.

Das Gesetz ist in erster Linie nicht 
als Waffen- , sondern eher als Wirt-
schaftsgesetz zu verstehen. Zuständi-
ge Genehmigungsbehörde ist die Bun-
desregierung, nicht die Polizei. Haupt-
ziel ist nicht die Aufrechterhaltung von 
Sicherheit und Ordnung, sondern das 
Interesse der Bundesrepublik an guten 
Beziehungen zu anderen Ländern, völ-
kerrechtliche Verpfl ichtungen und die 
Verhinderung eines Angriffskrieges. 
Insgesamt also eine differenziert zu be-
trachtende Materie.

 � MICHAEL GELLENBECK, 
LANDESKRIMINALAMT
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Weichen für die 
Zukunft gestellt
Einführung des 
Digitalfunks der BOS 
in Brandenburg
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tung auf die Inbetriebnahme des Funk-
systems sind Ende 2010 erste Werktests 
auf dem Bahnhof durchgeführt worden 
– demnächst werden weitere Tests und 
Übungseinsätze folgen. 

Neue Funkgeräte

Die erste Funkgeräteausschreibung des 
Landes wird voraussichtlich in der 
zweiten Jahreshälfte 2011 erfolgen. Um 
den Kommunen den finanziellen Ein-
stieg in eine neue Funkgeräteausstat-
tung zu erleichtern, wird das Land den 
Kommunen eine Beteiligung an den 
Funkgeräteausschreibungen (Rahmen-
verträge) des Landes – optional in Ab-
grenzung zu einer möglichen Eigenbe-
schaffung – anbieten. Das Land verfolgt 
damit auch die prioritäre Zielstellung 
einer landeseinheitlichen Funkgeräte-
ausstattung, um die Zusammenarbeit 
der BOS im Land weiter zu stärken.

 
Weitere Informationen zur Einführung 
des Digitalfunks im Land Branden-
burg sind auch im Intranet der Polizei 
(Webauftritte > Digitalfunk) abrufbar.

 � ANNETT LINDNER, 
PROJEKTORGANISATION DIGITALFUNK 
BOS BRANDENBURG

Das Projekt

Für die Vorbereitung, Implementierung 
und Inbetriebnahme des Digitalfunks 
der BOS im Land Brandenburg wurde 
2009 die „Operative Projektorganisati-
on Digitalfunk BOS Brandenburg“ mit 
Dienstsitz in Potsdam-Pirschheide auf-
gebaut. Die Projektorganisation arbei-
tet in sieben fachlichen Teilprojekten 
unter der Federführung von Jörg Vogler 
(Operativer Projektleiter) an der Um-
setzung des Projektauftrages.

Im Land Brandenburg werden für das 
neue Hochsicherheits-Kommunikati-
onsnetz der BOS bis zu 170 Basisstati-
onen errichtet. Die genaue Anzahl steht 
mit Abschluss der Funkfeinplanung fest.

Die bauliche Fertigstellung aller 
für das Land Brandenburg geplanten 
Funkstandorte erfolgt voraussichtlich 
bis Ende 2011. 57 Funkstandorte sind 
bereits baulich fertig gestellt. Mit der 
einsatztaktischen Notwendigkeit, dem 
Digitalfunk-Starterland Berlin zu folgen, 
befinden sich die Basisstationen im so-
genannten „Berliner Kragennetz“ (Au-
tobahnring A 10) bereits im Testbetrieb. 

Meilensteine

Im Frühjahr wird das Baumblütenfest 
in Werder/Havel zum fünften Mal mit 
Digitalfunk abgesichert. Erfolgreiche 
Pilottests unter realen Einsatzbedin-
gungen in besonderen Einsatzlagen wie 
dem Baumblütenfest, der ILA oder 
Castor-Transporten waren mit ihrer 
sehr guten Resonanz wiederholt positi-
ve Beispiele für die erhebliche Verbes-
serung der mobilen Kommunikation 
und Zusammenarbeit der Brandenbur-
ger BOS mit Digitalfunk. 

Ein weiterer Meilenstein wird in die-
sem Jahr die Inbetriebnahme des Ob-
jektfunkversorgungssystems auf dem 
neuen Hauptstadt-Airport BBI sein. 
Der BBI verfügt über einen 6-gleisi-
gen Bahnhof mit drei Bahnsteigen di-
rekt unter dem Terminal. In Vorberei-

Vorteile 

BOS-Digitalfunk:

 � Alle BOS kommunizieren in 
einemNetz

 � Hohe Verfügbarkeit und 
bessere Flächenab deckung

 � Verschlüsselung und damit 
Abhörsicher heit des Funk-
verkehrs

 � Optimale Ausnutzung des 
Netzes durch ge mein same 
Verwendung der Frequenzen

 � Optimierter Informationsfluss 
durch flexible Bildung effek-
tiver, organisationsübergrei-
fender Kommunikations-
strukturen

 � Sehr gute Sprachübertragung 
ohne störende Nebengeräusche

 � Möglichkeit der Übertragung 
von Daten/ Kurznachrichten

 � Kürzere Reaktionszeiten 
durch automatische Positions-
ermittlung der Einsatzmittel 
(GPS)

 � Notruffunktion (Notruftaste) 
mit höchster Priorität

Eines der derzeit größten technischen Modernisierungsvorhaben in Deutschland befindet 
sich in der Umsetzungsphase: Die Einführung des Digitalfunks für alle Behörden und Orga-
nisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS). Damit wird es ein bundesweit einheitliches 
Funknetz für alle Rettungs- und Sicherheitskräfte geben und die bestehenden, voneinander 
unabhängigen Analogfunknetze werden abgelöst.
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Seit Dezember 2010 sind Brandenburgs Polizistinnen und Polizisten nur 
noch „in Blau“ unterwegs. Mit den Angehörigen der Landeseinsatzeinheit 
erhielten die letzten der insgesamt rund 6.200 uniformierten Polizeibeamten 
die neue Uniform der Landespolizei. Damit wurde der dreijährige Wechsel 
vom jahrzehntelangen Grün-Beige erfolgreich abgeschlossen. info110 woll-
te wissen, wie die Uniform bei den Kollegen ankommt und hat in der Poli-

zeiwache Schönefeld, die schon im Jahr am Trageversuch 
beteiligt war, nachgefragt. Welche Eindrücke gibt es, was 
gefällt gut und was könnte verbessert werden? 

Einsatz in Blau
Ausstattung aller rund 6.500 unformierten Beamten 
mit neuer Uniform abgeschlossen

Neue Uniform: 
Viel Lob und 
einige Kritik
Eindrücke aus der Praxis 
von POM’in Karina Köhler, 
Polizeiwache Schönefeld 

Insgesamt ist die neue Uniform in 
den Punkten Funktionalität, Ausse-
hen und Materialqualität kaum mit 

der alten Uniform vergleichbar ist und 
diese in allen Punkten weit übertrifft.

Es gibt viele positive Aspekte, die 
man hier hervorheben kann, wie bei-
spielsweise die legeren Cargohosen, die 
deutlich leichteren und moderneren Ja-
cken aber auch die komplett neuen und 
gut gelungenen Schuhvarianten.

Bei allem positiven Lob gibt es aber 
auch hier und da Nachteile im Trage-
komfort oder bei der Qualität von ein-
zelnen Bekleidungsstücken, die im Fol-
genden erläutert werden.

Kopfbedeckung: 

Die RECHTECKMÜTZE wurde ja be-
reits einmal überarbeitet und ist grund-
sätzlich in Ordnung. 

Die STRICKMÜTZEN/STIRNBÄN-
DER sind zwar als zusätzliche Trage-
variante ein Zugewinn, aber vom Wär-
megefühl als nicht komplett ausrei-
chend zu bezeichnen. Als Vorschlag ist 
hier eventuell eine Art Fleecestoff an-
gebrachter.

Blaue Uniform: 
Klare Verbesserun-
gen bei Funktio-
nalität, Aussehen 
und Qualität
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könnten aber um eine komplette Bund-
länge verlängert werden.

Die JACKEN bieten auf jeden Fall ei-
ne bessere Auswahl als früher, sind mit 
sehr hochwertigen Materialien verar-
beitet und sehen zudem noch recht mo-
dern aus. Als Nachteil bei der Fleece-
Winter-Jacken-Kombination ist eindeu-
tig zu sagen: wind- und wasserbestän-
dig ja, aber kältebeständig nein. Auch 
beim Tragen beider Teile ist eine ausrei-
chende Wärme nicht gewährleistet.

Die SOFTSHELLJACKE ist in Form 
und Funktionalität vollkommen in 
Ordnung.

Zu den BASECAPS kann gesagt 
werden, dass hier wahrscheinlich eher 
geschmackliche Unterschiede bei den 
Trägern ursächlich für viele Diskussio-
nen sind. Kurzum: Die einen tragen sie 
ständig, die anderen gar nicht. 

Oberbekleidung: 

Die HEMDEN/BLUSEN sind von der 
Qualität recht gut und vom Stoff her 
nicht zu dünn. Zum viel diskutierten 
Pflegeaufwand der Oberhemden/Blu-
sen muss man sagen, die Hemden/Blu-
sen muss man waschen und bügeln 
wie jedes andere vergleichbare Beklei-
dungsstück eben auch. Hier wird ganz 
oft die Tatsache vergessen, dass es sich 
um ein klassisches Bekleidungsstück 
handelt, welches nun mal bestimmten 
Pflegebestimmungen unterworfen ist.

Ein Problem gab es bereits mehrfach 
mit den zu eng bemessenen Knopfleis-
ten im Armabschluss bei den Langarm-
hemden/Blusen.

Die POLOSHIRTS kommen in Form 
und Optik ganz gut an. Zur Stoffqua-
lität kann man sagen, dass sie knit-
terarm sind und im Bereich der Waf-
fe nicht mehr so schnell aufscheuern 
und ein Pilling (kleine Knötchen) bil-
den. Jedoch haben viele Kollegen das 
Gefühl, durch diese Art von Stoff wür-
de sich eher ein unangenehmes Körper-
gefühl/Geruchsproblem entwickeln als 
es bei den Poloshirts der 1. Generation 
der Fall war. Weiterhin wird der dunkle 
Rückeneinsatz mit der Aufschrift PO-
LIZEI im Sommer als unangenehm er-
achtet, da der Stoff nicht atmungsaktiv 
ist.

Nun zum größten Problemstück der 
gesamten Kollektion, dem STRICK-
ROLLI. Er ist, auch bei penibel be-
achteten Wasch- und Pflegehinweisen, 
weder formbeständig noch ist er wirk-
lich warm. Auch fehlt ihm der doppel-
te Rollkragen, der wie beim Vorgänger 
bei Bedarf hochgerollt werden konn-
te. Hier wurde schon ganz oft der Vor-
schlag unterbreitet, den alten beigefar-
benen Strickrolli in einem Blauton an-
zubieten.

Der STRICKTROYER und auch die 
STRICKJACKE kommen sehr gut an, 

Hosen:  

Nachdem die ersten Hosen glücklicher-
weise noch mal überarbeitet wurden 
und auch nun meist Hosen ausgege-
ben werden, bei denen die Druckknöp-
fe außen liegend angebracht sind, hat 
sich die Optik (durchscheuerte Stellen) 
deutlich verbessert. Speziell die WIN-
TERHOSEN mit dem Innenfutter wer-
den an kalten Tagen gern genommen. 

Ein großes Manko ist das Fehlen ei-
ner Tasche für den Schlagstock. Hier 
sollte nachgebessert werden, damit 
auch dieses Einsatzmittel künftig wie-
der mitgeführt werden kann.

Die TUCHHOSEN sind in Form und 
Tragekomfort in Ordnung, waschen 
sich aber im Vergleich mit den alten 
Hosen schneller aus. Beim Kauf über 
das Warenhaus sind sie, verglichen mit 
den Cargohosen mit ihren vielen Ta-
schen, fast schon unerklärlich überteu-
ert. 

Viel diskutiert wurden auch das Feh-
len des früher angebotenen Schals und 
die Notwendigkeit von langer Ther-
mounterwäsche, um optional die nicht 
komplette Wärmegewährleistung der 
Jacken zu überbrücken. 

 
��KARINA KÖHLER, 
POLIZEIWACHE SCHÖNEFELD

Die Hose: Gern genommen, aber die 
Tasche für den Schlagstock fehlt

Unsere Autorin Karina Köhler

Der neue Strickrolli: „Größtes 
Problemstück der Kollektion“
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Unter der Lupe:  
Wie gelingt Veränderung?
EU-Projekt gestartet: FHPol-Forscher befragen 
Brandenburger Polizisten

schriften, Beurteilungsverfahren, die 
Farbe der Uniformen und vieles mehr. 

Das meiste davon funktioniert recht 
gut, an vieles hat man sich gewöhnt, 
doch einiges stößt auf Widerstand, und 
über manche Veränderung spricht man 
auch noch Jahre später mit Frustration, 
Verbitterung und Unverständnis. 

Doch woran genau liegt es, dass 
manche Veränderungsprozesse recht 
schnell akzeptiert werden und andere 
auch noch nach Jahren den Blutdruck 
des Gesprächspartners in die Höhe 
treiben? Gibt es Faktoren, an denen 
man die akzeptanzfähigen bereits im 
Voraus von den widerstandsanfälligen 
Projekten unterscheiden kann? Gibt es 
Techniken, die Widerstände zu verrin-

Nichts ist so beständig wie der 
Wandel“ heißt ein mittlerweile 
geflügeltes Wort, das in keinem 

Buch über Veränderungsmanagement 
zu fehlen scheint. Die Polizei kann da-
von ein Lied singen, und wer die ver-
gangenen zwei Jahrzehnte Revue pas-
sieren lässt, kommt auf eine beeindru-
ckende Zahl von Projekten, durch wel-
che die Art und Weise, wie die Polizei 
arbeitet, mehr oder weniger stark ver-
ändert wurde. 

Dabei wurde kaum ein Bereich aus-
gelassen: die Allgemeine Aufbauorga-
nisation, Standorte, Kommunikations-
wege, Zuständigkeiten, Verfahrensab-
läufe, die Aus- und Fortbildung, die 
IT-Ausstattung, polizeiliche Dienstvor-
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jekt ist die FHPol Brandenburg. Ver-
breitungskanäle sind in erster Linie die 
Internetseite des Projekts (www.com-
posite-project.eu) wissenschaftliche 
und polizeiliche Publikationen, aber 
auch Veröffentlichungen in Zeitun-
gen und Zeitschriften. Hinzu kommen 
Konferenzen und Symposien, Fachta-
gungen und Fortbildungsveranstaltun-
gen, Referate und Vorträge in Behör-
den und Dienststellen, auf Seminaren 
der Europäischen Polizeiakademie CE-
POL und anderen nationalen oder in-
ternationalen Institutionen.

Vom 12. bis 14. Januar 2011 fand an 
der Fachhochschule der Polizei in Ora-
nienburg eine Konferenz der Forscher-
teams aus den beteiligten Ländern statt. 
Außerdem trafen sich hochrangige Ver-
treter der Polizeien aus den beteiligten 
zehn Ländern, die in einem so genann-
ten „End User Board“ das Projekt fach-
lich beraten. 

Das Forscherteam an der FHPol in 
Oranienburg wird bereits im Februar 
und März die ersten Interviews in den 
Dienststellen des Landes führen. Wir 
würden uns sehr freuen, hierbei Unter-
stützung zu bekommen. 

 � DR. JOCHEN CHRISTE-ZEYSE, 
VIZEPRÄSIDENT DER FHPOL

gern? Sind die Faktoren, die zu Ableh-
nung führen, überall die gleichen, oder 
unterscheiden sie sich je nach Organi-
sation, Region, Zielgruppe oder kultu-
rellem Hintergrund? Gehen bestimm-
te Dinge in der Großstadt leichter als 
in einem Flächenland? In Bayern leich-
ter als in Mecklenburg-Vorpommern? 
In Frankreich leichter als in Deutsch-
land? Wenn ja, warum ist das so? Und 
kann man das beeinflussen?

Fachhochschule  

als Partner

Die Fachhochschule der Polizei in Ora-
nienburg will helfen, diese Fragen zu 
beantworten. Sie ist einer von 15 Part-
nern im Konsortium des Forschungs-
projekts COMPOSITE. Das Akronym 
COMPOSITE steht für „Comparative 
Police Studies in the EU“ und bezeich-
net ein Projekt, das auf vier Jahre ange-
legt ist, von der EU-Kommission mit 
knapp 7 Millionen Euro gefördert wird 
und Veränderungsprozesse in den Poli-
zeien von zehn europäischen Ländern 
untersucht: in Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, in den Nieder-
landen, in Belgien, Spanien, Italien, in 
der Tschechischen Republik, in Rumä-
nien und Makedonien. 

Das Projekt begann im August letzten 
Jahres. Koordinator und Konsortialfüh-
rer ist die Erasmus-Universität Rotter-
dam. Dr. Jochen Christe-Zeyse, Vize-
präsident der FHPol, ist einer der Mit-
initiatoren des Projekts und Mitglied im 
Leitungsteam. Außer der Universität 
Rotterdam und der Fachhochschule der 
Polizei Brandenburg nehmen noch drei-
zehn weitere wissenschaftliche Institu-
tionen an dem Projekt teil und zwar die 
Fraunhofer Gesellschaft Deutschland, 
die spanische Managementschule ESA-
DE, die Unternehmensberatungsfirma 
Capgemini in Paris, die Universitäten 
Antwerpen, Sheffield, Utrecht, Dur-
ham, Babeş-Bolyai (Rumänien), St. Kli-
ment Ohridski (Makedonien) und Brno 
(Tschechische Republik), das italieni-
sche Forschungsinstitut FORMIT und 
das französische Forschungsinstitut 
CNRS. 

Das Forschungsprojekt bedient sich 
dabei einer ganzen Palette moderner 
empirischer Verfahren, mit denen aus 
allen verfügbaren Quellen Informatio-
nen darüber gewonnen werden sollen, 
welche gesellschaftlichen, politischen, 
wirtschaftlichen, rechtlichen und tech-
nologischen Veränderungsprozesse auf 
die Polizeien Europas einwirken, wie 
die Polizei-Organisationen auf diese 
Herausforderungen reagieren und wel-
che Auswirkungen die dadurch ausge-
lösten Veränderungsprozesse auf die 
Organisationsmitglieder haben. 

Vermittlung:  

Forschung für alle 

Ein wesentliches Ziel des Forschungs-
projektes, dem auch von der Europäi-
schen Kommission eine große Bedeu-
tung beigemessen wird, ist die Vermitt-
lung der Forschungsergebnisse auch in 
die polizeiliche Fachwelt und die politi-
sche und allgemeine Öffentlichkeit hin-
ein. Da Forschungsergebnisse häufig nur 
in wissenschaftlichen Fachzeitschriften 
publiziert werden, besteht die Gefahr, 
dass sich der Kreis derjenigen, die von 
diesen Ergebnissen erfahren, auf die we-
nigen Wissenschaftler beschränkt, die 
solche Zeitschriften lesen. Und dies sind 
aller Erfahrung nach nicht diejenigen, 
die Verantwortung tragen für die unter-
suchten Organisationen oder für die 
Umsetzung von Veränderungsprozessen. 

Aus diesem Grund wurde die Ver-
breitung der Forschungsergebnisse als 
eigenes Teilprojekt gestaltet und mit 
den entsprechenden Ressourcen verse-
hen. Verantwortlich für dieses Teilpro-
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Zum fünften Mal fand in Brandenburg die Vergabe des Landespräventions-
preises statt. Innenminister Dietmar Woidke und der damalige Bildungsmi-
nister Holger Rupprecht verliehen am 21. Dezember 2010 in Potsdam den 
Landespräventionspreis Brandenburg 2009. Im Rahmen dieser Veranstal-
tung wurden zugleich die besten Partnerschaften zwischen Polizei und 
Schule für das Schuljahr 2009/2010 ausgezeichnet. 

Ausgezeichnete Sicherheit
Landespräventionspreis vergeben – 
Schulpartnerschaften gewürdigt

Beste Partnerschaften 

„Polizei und Schule“

Als beste Schulpartnerschaften wurden 
die Oberschule „Carl Friedrich Gra-
bow“ Prenzlau und der SB Ucker-
mark, PW Prenzlau, und die Förder-
schule „Schule an den Havelauen“ 
Hennigsdorf und der SB Oberhavel, 
PW Hennigsdorf, ausgezeich-
net. 

Die Oberschule „Carl Fried-
rich Grabow“ Prenzlau rich-
tet ihr Augenmerk auf ein höf-
liches und von gegenseitiger 
Toleranz geprägtes Miteinan-
der. In Zusammenarbeit mit 
der Polizei werden Schulun-
gen von Streitschlichtern und 
Schülerordner durchgeführt 
sowie Schulprojekte initiiert. 
Intensiv gestaltet sich die Ar-
beit mit auffälligen Schülern 
und Schulverweigerern, um 
auch ihnen die Möglichkeit ei-
nes Schulabschlusses zu geben. 

Verein ESTAruppin 

überzeugte

Mit dem Landespräventionspreis wer-
den besondere Projekte in der kommu-
nalen Kriminalitätsverhütung des Lan-
des Brandenburg gewürdigt und mit ei-
nem Preisgeld von 5.000 Euro hono-
riert. Der Verein ESTAruppin e. V. hat 
mit seinem Projekt „Kinder stark ma-
chen – zu stark für sexuellen Miss-
brauch“ für Kinder im Alter von vier bis 
sechs Jahren die Fachjury und den Vor-
stand des Landespräventionsrates 
(LPR) überzeugt. Das Projekt hat es 
verstanden, Eltern, Erzieherinnen und 
Pädagogen für das Thema „Sexueller 
Missbrauch“ stärker zu sensibilisieren, 
die Präventionsarbeit zu diesem Thema 
in der pädagogischen Arbeit in Kitas 
und Grundschulen im Landkreis Ost-
prignitz-Ruppin zu verankern sowie ei-
ne bessere Vernetzung von Akteuren 
des Kinderschutzes zu erreichen.

Schülersprechstunde 

der Polizei

Die „Schule an den Havelauen“ Hen-
nigsdorf und die Polizei arbeiten seit 
acht Jahren engagiert und erfolgreich 
zusammen. Besonders bewährt hat sich 
die Einrichtung einer „Schülersprech-
stunde“ der Polizei, bei der Probleme 

bekannt werden, die die Schüler den Lehrern nicht anver-
trauen. Zudem unterstützt die Polizei auch verschiedene 
schulische Projekte wie Sportveranstaltungen, Verkehrser-
ziehung, Wald- und Geländespiele sowie Schulungen von 
Ordnungsschülern.

 � HEIKE DAHLHELM, MI, REF. IV/42.3
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Sandra Urland: Ihre Schule hat in den 
vergangenen Jahren sehr eng mit der 
hiesigen Polizei zusammengearbeitet. 
Was war der Grund dafür?

Konstanze Schlopsnies: Vor einigen 
Jahren wurden rund um Prenzlau viele 
ländliche Schulen geschlossen. Als die 
Grabowschule dann auch noch die An-
bindung der gymnasialen Oberstufe 
verlor und zur Gesamt- und schließlich 
zur Oberschule wurde, litt das Image 
sehr. Für viele Schüler war das ein 
Grund, diese Schule bei der Schulwahl 
gar nicht erst in Betracht zu ziehen. 

Zu uns kamen vermehrt Schüler der 
untersten Bildungsebenen, aus sozial 
schwachen Familien oder aus sozialen 
Brennpunkten. Jugendgruppen, die durch 
ihre Gewalt auffielen, bestimmten im-
mer mehr den schulischen Alltag. Leh-
rer und Schüler wurden mehr und mehr 
mit Verhaltensweisen konfrontiert, durch 

„Das Klima ist bedeutend 
 besser geworden“
 info110-Gespräch mit Schulleiterin 
 Konstanze Schlopsnies zur Partnerschaft 
 mit der Polizei Uckermark

Die Carl-Friedrich-Grabow-Schule in Prenzlau und 
die Polizei der Uckermark erhielten Ende des ver-
gangenen Jahres eine Auszeichnung für „vorbild-

liche Verwirklichung der Partnerschaft zwischen Polizei 
und Schule“. Nur zwei Schulen des Landes Brandenburg 
wurden auf dieses Weise geehrt und für ihre stetigen Be-
mühungen belohnt. 

Persönlich nahmen die Direkto rin, Konstanze Schlops-
nies, die Schulsozialarbeiterin, Kerstin Tamms, Poli-
zeidirektor Sven Brandau, Leiter der Polizei im Schutzbe-
reich Uckermark, sowie Polizeihauptmeister Gerald Pill-
kuhn, Mitarbeiter der Prävention der Polizei im Schutz-
bereich Uckermark, die Auszeichnung von Innenminister 
Dietmar Woidke und dem damaligen Bildungsminister 
Holger Rupprecht entgegen.   

Schon seit Jahren steht die Polizei in der Uckermark im 
engen Kontakt zu den Schulen ihrer Region. Eine sehr en-

die ein Miteinander immer schwieriger 
wurde. 

Immer wieder hatte man mit Bedro-
hungen, Nötigung,  Sachbeschädigun-
gen, Körperverletzungen und Mobbing 
zu kämpfen. 

Irgendwann war der Leidensdruck 
bei den Lehrern wie auch bei den Schü-

lern so groß, dass wir zu der Erkenntnis 
kamen, hier muss sich unbedingt was 
ändern. Doch wir wussten auch, dass 
wir das nicht allein schaffen würden. 
Dieser Erkenntnis folgten dann auch 
Taten. Gemeinsam mit dem Schulamt 
entschlossen wir uns, die Polizei als 
Partner mit ins Boot zu holen. 

Das sahen wir als große Chance für 
uns alle. Wir haben die Probleme nie 
unter den Teppich gekehrt und sie je-
derzeit offen angesprochen. Gemein-
sam mit der Polizei wurde dann ein 
ganzes Maßnahmenpaket geschnürt 
und jeder Einzelne in seine Verantwor-
tung genommen.

Urland: Welche Maßnahmen folgten 
nun? 

Schlopsnies: Das Hauptaugenmerk al-
ler Bemühungen legten wir auf einen 
menschlichen, von gegenseitiger Tole-
ranz, Verständnis und Respekt gepräg-
ten Umgang miteinander.  

So wurden die Hausordnung überar-
beitet, klare Regeln sowie Sanktionen 
für die Nichteinhaltung aufgestellt. Die 
Lehrer wurden speziell geschult, um 
den Umgang mit gewaltbereiten Kin-
dern und Jugendlichen zu lernen. Zu-

ge und aktive Zusammenarbeit wird seit langer Zeit auch 
zwischen der Polizei und der Prenzlauer Grabowschule 
gepflegt. Gemeinsam hat man sich die Sicherheit im Be-
reich der Schule besonders auf die Fahnen geschrieben 
und konnte so einem doch recht negativen Image in der 
Vergangenheit nicht unerheblich entgegenwirken. 

Was diese Auszeichnung vor allem der Schulleiterin 
und ihren Mitarbeitern bedeutet, können nur wenige 
nachvollziehen. Nicht nur die Lehrer sondern auch die 
Schüler sind stolz auf das, was sie gemeinsam in mühse-
liger Arbeit an ihrer Schule erreicht haben – und das zu 
recht.

Wir sprachen darüber mit Schulleiterin, Konstanze 
Schlopsnies.

 � SANDRA URLAND, 
PRESSESPRECHERIN 
SCHUTZBEREICH UCKERMARK

Vorbildlich: Partnerschaft zwischen 
Polizei und Schule in der Uckermark

„Fakt ist, der Ruf unserer 

Schule war so gut wie 

ruiniert.“

�
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dem gab es zusätzliche Schulungen wie 
Konfliktmanagement, Erkennen von 
Mobbing und Verhalten im Mobbing-
fall und Anti-Bias-Training (Toleranz – 
wie gehe ich mit Vorurteilen um). 

Aber nicht nur mit den Lehrern wur-
de gearbeitet, sondern auch mit den 
Schülern. Vor allem sie standen im 
Mittelpunkt aller Bemühungen um ein 
besseres „zwischenmenschliches Kli-
ma“ in der Schule. So wurde die Arbeit 
mit auffälligen Schülern und Schulver-
weigerern intensiviert, um auch diesen 
Schülern die Möglichkeit eines Schul-
abschlusses zu geben und ihnen das 
Gefühl zu vermitteln, dass sie auch ein 
wichtiger Teil der Gemeinschaft sind. 
Zudem wurden Streitschlichter und 
Schülerordner ausgebildet und gemein-
same Schulprojekte initiiert. In diesen 
Projekten lernten die Schüler den res-
pektvollen Umgang miteinander sowie 
die Fähigkeiten, Konflikte selbst zu be-
wältigen. Wir haben das Konzept unse-
rer Klassenfahrten umgestellt. Sie sind 
nicht mehr nur reine „Vergnügungs-
fahrten“, sondern werden bewusst un-
ter dem Aspekt „Miteinander statt Ge-
geneinander“ – unter Zuhilfenahme 

teambildender Maßnahmen – organi-
siert. 

Auch ein Schul-Club wurde ins Le-
ben gerufen. Hier nutzen die Schüler 
unter anderem die Möglichkeit, Prob-
leme untereinander im Gespräch mit-
einander zu klären. Für dieses Projekt 
erhielten wir im Jahr 2009 den „Fair 
bringt mehr“ – Preis.  

Urland: Was hat sich seitdem an der 
Schule geändert?

Schlopsnies: Es ist natürlich nicht so, 
dass wir für alles und jeden ein Erfolgs-
rezept haben. Den einen oder anderen 
erreichen wir vielleicht auch mit unse-
ren Bemühungen nicht. Dennoch es 
hat sich eine Menge getan. Das Klima 
an unserer Schule ist bedeutend besser 
geworden. 

Es gab zum Beispiel Zeiten, wo Schü-
ler, wenn es zu einer Prügelei kam, die 
Streithähne noch anfeuerten, aber nie-
mand dazwischen gegangen ist. Mitt-
lerweile ist es so, dass zum Beispiel die 
ausgebildeten Streitschlichter in einer 
brenzligen Situation dazwischen ge-
hen. Und wenn sie nicht weiterkom-
men, dann holen sie wenigstens Hilfe. 
Das war vor zwei Jahren noch nicht so. 
Mittlerweile kann sich die Schule wie-
der sehen lassen. Das Image, was sie 
mal hatte, hat sie abgestreift und die 
meisten Schüler kommen auch wieder 
gern hierher. Das zeigt auch der Trend 

bei den Erstwünschen bei der Schul-
wahl, denn diese Zahlen steigen.

Urland: Mit welchen Schwierigkeiten 
hatten sie zu kämpfen und was lief be-
sonders gut?

Schlopsnies: Klar, es gibt immer wieder 
Schwierigkeiten. Der Weg, den wir ge-
gangen sind und auch immer noch ge-
hen, ist ja auch kein einfacher. Für uns 
ist es immer wieder ein Nackenschlag, 
wenn was passiert, was entgegen unse-
ren gesamten Bemühungen ist. Dann 
stellen wir uns natürlich die Frage, ob 
das alles, was man tut, auch ausrei-
chend ist oder überhaupt Sinn macht.

Fakt ist, der Ruf unserer Schule war 
so gut wie von einen auf den anderen 
Tag ruiniert. Diesen wieder aufzubauen 
hat sehr viel Zeit in Anspruch genom-
men. Um das, was wir erreicht haben, 
nicht wieder einzureißen, arbeiten wir 
kontinuierlich und passen unsere Maß-
nahmen ständig an die veränderten Si-
tuationen an. 

Unsere Kraft schöpfen wir immer 
wieder aus unseren Erfolgen und da 
meine ich nicht nur die Auszeichnung. 
Es ist schön zu sehen, wie sich die 
Schüler begeistern können und wie sie 
in den ihnen gestellten Aufgaben auf-
blühen. Das beste Beispiel ist die Aus-
stellung „Gratwanderung“, die wir mit 
Unterstützung der Polizei durchführen 
konnten. Mehrere Schüler wurden ge-
schult, diese Ausstellung selbst zu mo-
derieren. Das gab ihnen Selbstvertrau-
en und steigerte ihr Selbstwertgefühl. 
Auch hatten wir das Gefühl, dass sich 
alle anderen Schüler nun ganz anders 
mit diesem Thema auseinandersetzten. 
Von Schüler für Schüler – das kam of-
fensichtlich sehr gut an. Und nicht nur 
unsere Schüler erlebten diese Ausstel-
lung, sondern auch Schüler anderer 
Schulen kamen und ließen sich durch 
die Ausstellung führen. Das Feedback 
war durchweg positiv. 

„Mittlerweile kann sich 

die Schule wieder sehen 

lassen.“

„Es gab zum Beispiel 

Zeiten, wo Schüler, wenn 

es zu einer Prügelei kam, 

die Streithähne noch 

anfeuerten, aber niemand 

dazwischen gegangen ist.“

Die Carl-Friedrich-Grabow-Schule in Prenzlau
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Vorbereitung DPM Fußball Männer 18.04. 20.04. Oranienburg

Landespolizeimeisterschaft Schießen 27.04. 28.04. Frankfurt (Oder)

Vorbereitung DPM  Marathon 11.04. 15.04. Oranienburg

Vorbereitung DPM Triathlon 02.05. 05.05. Oranienburg

Vorrunde DPM Fußball Männer HB – BB 02.05. 06.05. Oranienburg

Vorbereitung DPM Volleyball Frauen 16.05. 17.05. Oranienburg

Vorbereitung DPM Volleyball Männer 16.05. 17.05. Oranienburg

Deutsche Polizeimeisterschaften Marathon 20.05. 23.05. Hamburg

Landespolizeimeisterschaft Radsport Einzelzeitfahren 18.06. Eisenhüttenstadt

Vorrunde DPM Fußball Männer BB – HE 10.05. 12.05. Oranienburg

Deutsche Polizeimeisterschaften Fußball Männer 06.06. 10.06. Baden-Württemberg

Beach-Volleyballturnier 40+ 08.06. Oranienburg

Fußballtennis 40+ 16.06. Oranienburg

Vorbereitung DPM Schießen 21.06. 24.06. Frankfurt (Oder)

Deutsche Polizeimeisterschaften Triathlon 24.06. 27.06. Saarlouis

Halbmarathon in Polen 27.05. Slupsk

Landespolizeimeisterschaft Ju-Jutsu Juni Oranienburg

Vorbereitung DPM Ju-Jutsu 14.06. 17.06. Oranienburg

Strandlauf in Polen 03.07. Slupsk

Deutsche Polizeimeisterschaften Schießen 01.08. 05.08. München

Landesoffener Wettbewerb Badminton Doppel Aug. Berlin

Deutsche Polizeimeisterschaften Leichtathletik 16.08. 19.08. Niedersachsen

Landespolizeimeisterschaft Inlineskaten 17.08. Jüterbog

Landespolizeimeisterschaft Triathlon 28.08. Kallinchen

Deutsche Polizeimeisterschaften Ju-Jutsu 20.09. 23.09. Niedersachsen

Fußball Freundschaftsspiel  D-F / Frauen 19.09. 23.09. Oranienburg

Landespolizeimeisterschaft Crosslauf 14.09. Oranienburg

Vorbereitung DPM Crosslauf 26.09. 28.09. Oranienburg

Landesoffener Wettbewerb Badminton Einzel Okt. Berlin

Deutsche Polizeimeisterschaften Crosslauf Nov. NN

Vorbereitung DPM Handball Männer 21.11. 24.11. Oranienburg

Landespolizeimeisterschaft Volleyball 07.12. Oranienburg

Landesoffener Wettbewerb Radsport Straßenrennen NN Berlin

Polizeisportkalender 2011
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Der Frauenfußball hat noch keine allzu lange Geschichte. Die Popularität 
in Deutschland stieg vor allem mit den Erfolgen der Nationalmannschaft. 
Es war daher nur eine Frage der Zeit, bis die ersten Europäischen Polizei-
meisterschaften im Fußball der Frauen stattfinden würden.

Hackentrick 
und Vollspann
Frauen stürmen die letzte Männerbastion im Polizeisport

Auch in Deutschland war Frauenfußball lange 
keine Selbstverständlichkeit. Jedoch schreibt 
er in Deutschland eine einzigartige Erfolgsge-
schichte. Erst seit 1970 wurde die Förderung 
des Frauenfußballs in die Satzung des Deut-
schen Fußball-Bundes aufgenommen. Damit 
war der Weg für die Entwicklung frei. 

1982 fand das erste Länderspiel einer Frau-
ennationalmannschaft statt. Seitdem ging es 
stetig bergauf. Mit dem Gewinn der Weltmeis-
terschaft 2003 in den USA wurde der bis da-

hin größte Triumph für die deutsche Auswahl 
erzielt. Als amtierender Weltmeister haben sie 
2007 den Titel, ohne ein einziges Gegentor ver-
teidigt. Und das darf nicht unerwähnt bleiben: 
Diesem Team gehörten auch Polizeibeamtin-
nen an.

2005 wurde das deutsche Team Europameis-
ter und bei den Olympischen Spielen gewan-
nen die Frauen 2000 in Sydney und 2004 in 
Athen jeweils Bronze. 

Historie
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Trainingscamp 

in Brandenburg

Die Fachhochschule der Polizei (FHPol) 
ist vom 19. bis 23. September 2011 Gast-
geber der Frauenpolizeinationalmann-
schaft. Diese wird dort ein Trainingscamp 
durchführen und sich für die EPM vor-
bereiten. Dabei wollen die Frauen den 
Elan und die Begeisterung der Fußball-
WM 2011 mit zur EPM nach Kopenha-
gen nehmen. Zu diesem Trainingscamp 
hat das Deutsche Polizeisportkuratorium 
(DPSK) die Frauennationalmannschaft 
der Polizei aus Frankreich zu einem 
Freundschaftsspiel eingeladen. Das Spiel 
wird am 22. September 2011 abends 
beim Oranienburger Fußballclub „Ein-
tracht“ in der Toleranz-Arena stattfin-
den. Alle Fußballfans in der Polizei 
sind eingeladen, sich das Spiel anzuse-
hen. Die Vorbereitung ist für die FHPol, 
neben der Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Landespolizeimeisterschaften 
Brandenburg/Berlin und der Vorberei-
tung der Brandenburger Polizeisportler 
auf die Deutschen Polizeimeisterschaf-
ten ein sportliches Highlight 2011.

 � HEINZ LIESSKE, 
POLIZEISPORTBEAUFTRAGTER

seren Polizeien der Länder und der 
Bundespolizei, sondern in allen Poli-
zeien in Europa. Für einige der 40 Mit-
gliedsländer der USPE ist die Teilnah-
me von Frauen in allen Wettkampfsport-
arten der USPE noch nicht eine Selbst-
verständlichkeit. Die USPE will zur 
Entwicklung des Frauensports in der 
Polizei einen Beitrag leisten und hat 
mit der Durchführung der Wettkämpfe 
für die Frauen in allen Wettkampfsport-
arten der USPE einen wichtigen Schritt 
getan.

Im Deutschen Polizeisport hat der 
Frauenfußball bereits einen festen 
Platz. Bisher fanden vier Deutsche Po-
lizeimeisterschaften (2002 in Schles-
wig-Holstein, 2004 in Hessen, 2007 
Nordrhein-Westfalen und 2010 in Nie-
dersachsen) statt. Die nächsten Deut-
schen Polizeimeisterschaften finden 
2013 in Hessen statt. 

Nun hat der Bundesfachwart Fuß-
ball, Michael Hirschfeld aus Nieder-
sachsen mit seinem Trainerteam eine 
schwere Aufgabe: Er muss die Deutsche 
Frauenmannschaft für die EPM in Ko-
penhagen formieren und zur EPM vor-
bereiten. Es ist ein ehrgeiziges Ziel der 
Frauen, bei den ersten EPM im Fußball 
der Frauen den Titel zu holen. Doch es 
ist erreichbar. 

Weltmeisterschaft 2011 

in Deutschland

In diesem Jahr bietet Deutschland ein 
Highlight im Frauenfußball. Vom 26. 
Juni bis zum 17. Juli 2011 finden die 
Weltmeisterschaften im Frauenfußball 
statt. Das Eröffnungsspiel findet im 
Berliner Olympiastadion statt. Das 
wird ein großer Sportevent. Auch für 
die Polizeien der Länder und des Bun-
des wird die WM eine Herausforderung 
darstellen, denn Deutschland will wie 
schon 2006 ein toller Gastgeber sein. 

Frauenfußball im 

Europäischen Polizeisport

Dänemark richtet vom 10. bis 17. Juni 
2012 in Kopenhagen die erste Europäi-
sche Polizeimeisterschaft (EPM) im 
Fußball der Frauen aus. Damit finden 
in allen 16 Wettkampfsportarten der 
Europäischen Polizeisportunion (USPE) 
Frauenwettbewerbe statt. 
Die Durchführung von EPM in allen 
Wettkampfsportarten der USPE ist ein 
Teil der Frauenförderung im Europäi-
schen Polizeisport. Der Anteil der Frau-
en in der Polizei steigt nicht nur in un-

Kopfball: Qualifikationsspiel 
zur DPM 2010
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von Brandenburger Polizeibeamten. 
Der Hintergrund: Zandvoort, eine Ge-
meinde mit etwa 17.000 Einwohnern, 
ist in den Sommermonaten eine Touris-
tenhochburg. In Spitzenzeiten schwillt 
der Ort auf über 85.000 Bewohner an. 
Die überwiegende Mehrzahl der Tou-
risten kommt aus Deutschland. 

Aufgrund dessen kommt es natürlich 
polizeilich gesehen zu häufigen Kon-
takten zwischen den deutschen Urlau-
bern und den niederländischen Polizis-
ten. Sei es auf der Wache bei der An-
zeigenerstattung, sei es bei Verkehrs-/
Unfällen oder wenn die eine oder ande-
re Feier auf den Campingplätzen „aus 
dem Ruder läuft“. Die Anwesenheit ei-
nes deutschen Beamten, der zum Bei-
spiel die Verfahrensabläufe des frem-
den Landes erläutern kann, gibt den 
Betroffenen Sicherheit und trägt dazu 
bei, dass sich ein großer Teil der Aufre-
gung schnell wieder legt.

Auch das Holländische Viertel in 
Potsdam ist bekannt und ebenso gibt es 
das Örtchen Neuholland im Landkreis 
Oberhavel.

Touristenhochburg 

Zandvoort
Die Initiative war von Seiten der Nie-
derländer ausgegangen. In einigen nie-
derländischen Polizeikorps, die unse-
ren Präsidien entsprechen, gibt es 
schon länger mit deutschen Polizeibe-
hörden eine mehr oder weniger enge 
Zusammenarbeit, insbesondere im 
Grenzbereich der beiden Staaten. 

Der Leiter der Polizeistation Zand-
voort, einem weithin bekannten Ur-
laubsort an der Nordsee, etwa 25 Kilo-
meter von der Hauptstadt Amsterdam 
entfernt, wandte sich an das Innenmi-
nisterium in Brandenburg und bat für 
die Sommermonate um Unterstützung 

Klar, als Urlaubsland kommen die 
Niederlande in Frage, aber eine 
Hospitation von Brandenbur-

ger Polizeibeamten dort ist wohl doch 
eher etwas exotisch, nicht zuletzt sind 
wir hier ein Flächenland und die Nie-
derlande das genaue Gegenteil, näm-
lich eines der dichtbevölkerten Länder 
der Erde. Was soll die Hospitation für 
die Organisation Polizei bringen?

Um es vorwegzunehmen, viel mehr 
als gedacht.

Es gibt bei näherer Betrachtung eini-
ge Gemeinsamkeiten zwischen Bran-
denburg und Holland, wie man auch 
sagt. Denken wir nur an Oranienburg, 
das seinen Namen dem Schloss Ora-
nienburg verdankt. Der leitet sich von 
der Herkunft der Gattin des Kurfürs-
ten Friedrich Wilhelm, Louise Henriet-
te, ab, die eine Tochter des niederlän-
dischen Fürsten Friedrich Heinrich von 
Oranien war.

Polizei im Land 
der Tulpen

Räumliche Nähe, polizeiliche Zusammenarbeit, Dinge die einem nicht 
spontan einfallen, wenn man an das Königreich der Niederlande und das 
Bundesland Brandenburg denkt.
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Deutsch-
niederländische 
Hospitationen

Offene, freundliche und 

spontane Art imponiert

PM’in Steffi Kristin Schubert war im Ju-
li vier Wochen in Zandvoort, ich war 
im August dort. Uns hat die offene, 
freundliche und spontane Art der Nie-
derländer imponiert. Ich hatte es dabei 
besonders einfach, da ich niederlän-
disch sprechen und, leider nur mit Feh-
lern, auch schreiben kann.

Vom ersten Tag an wurde uns das 
Gefühl vermittelt, dass wir willkom-
men sind und als Verstärkung angese-
hen werden. Wir haben in der Hospita-
tionszeit das gesamte Spektrum der po-
lizeilichen Arbeit in den Niederlanden 
kennen gelernt. Über die normale Strei-
fenfahrt in der Stadt, die Strandstreife, 
den Innendienst, den Revierdienst, die 
Arbeit der Hundeführer, Sonderveran-
staltungen wie Musikfestivals. Auch die 

interne Fortbildung und der Besuch ei-
ner Polizeischule gehörten zum Hospi-
tationsumfang.

Eins war uns schnell klar. Die poli-
zeiliche Arbeit vor Ort mit dem Bür-
ger, zum Beispiel bei Verkehrsunfällen, 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, 
Aufnahme von Straftaten, sprich: das 
alltägliche Einsatzgeschehen, unter-
scheidet sich nur in kleineren Dingen 
von der Arbeit in Brandenburg.

Es gibt aber auch grundsätzliche Un-
terschiede. Da sind zum Einen die Un-
terstellungsverhältnisse. Behördenlei-
ter ist in der Regel der Bürgermeister 
der einwohnstärksten Gemeinde des 
Korpsgebietes (Polizeipräsidium). Er 
bildet zusammen mit dem Korpschef 
der Polizei und einem Oberstaatsan-
walt die Behördenleitung; ein Verant-
wortungsdreieck. Der Bürgermeister 
trägt die Verantwortung für alle Maß-

nahmen im Rahmen des Polizei- und 
Ordnungsrechtes und untersteht dem 
Innenminister der Niederlande. Der 
Oberstaatsanwalt hat die Verantwor-
tung in Bezug auf die Strafverfolgung 
und untersteht dem Justizminister der 
Niederlande. Der Korpschef der Polizei 
berät beide, sie sind ihm gegenüber je-
doch weisungsbefugt. Diese Organisa-
tionsform findet sich im Kleinen auch 
auf den Polizeistationsebenen wieder, 
wo der Bürgermeister in Verantwor-
tung steht und eng mit dem Stationslei-
ter zusammenarbeitet.

Auffallend war der offene, lockere 
Umgang miteinander sowie die Aufge-
schlossenheit für Neues. Dies von der 
Spitze der Korpsleitung angefangen 
bis zu den Kollegen/innen in den Ba-
sisdiensteinheiten. Es ist nicht unüb-
lich, wenn höhere Polizeibeamte (z.B. 
Leiter eines Stabes) unregelmäßig im 

Touristenhochburg 
Zandvoort

Martin Werner und Kristin Schubert

�
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normalen Dienstbetrieb auf Fußstrei-
fe oder auf dem Fustkw zu sehen sind. 
Auf Nachfrage gaben die Kollegen an, 
dass sie dies nicht als Kontrolle sehen, 
sondern als Anerkennung ihrer Arbeit 
werten. 

Konstruktive Kritik zu äußern, auf 
Missstände hinzuweisen, Verbesse-
rungsvorschläge machen, wird auf allen 
Ebenen gefördert. Es gab außerdem vie-
le Beratungen auf allen Ebenen zu al-
len Themen, wo man sich doch ab und 
zu fragte, ob denn die eine oder andere 
Diskussion nicht doch zuviel des Gu-
ten gewesen ist. Wenn man überhaupt 
verallgemeinern will, dann steht die 
niederländische Mentalität der rhein-
ländischen näher als der preußischen. 
Alles etwas entspannter, lockerer, gelas-
sener und mehr Platz für Improvisation 
und Individualismus. Aber der Umgang 
der Bürger mit den Beamten, nicht nur 
von der Polizei, ist im Vergleich zu 
Deutschland, nach unserer Wahrneh-
mung, doch etwas respektloser.

Ein weiterer Unterschied ist, das für die 
Polizeibeamten kein Strafverfolgungs-
zwang wie in Deutschland besteht. Zur 

Kriminalität ist zu sagen, dass im Jahr 
2009 in den Niederlanden einem nieder-
ländischen Polizeireport zufolge etwa 
1,2 Millionen Straftaten registriert wor-
den sind. Jede Straftat durchläuft ein 
sogenanntes Screening. Sind keine Tä-
terhinweise oder verwertbare Spuren, 
die einen Aufklärungserfolg versprechen, 
vorhanden, bzw. handelt es sich um 
Straftaten geringer Priorität, dann findet 
eine statistische Erfassung, aber keine 
weitere Bearbeitung statt. Dies trifft auf 
etwa 720.000 bis 790.000 Straftaten zu. 

Von den jetzt noch verbliebenen Straf-
taten werden nochmals etwa 150.000 
bis 180.000 Straftaten aufgrund von 
zu geringer Kapazität an Personal oder 
technischen Möglichkeiten nicht ab-
schließend bearbeitet. Der Anzeigener-
statter bekommt, z.B. bei einem abge-
tretenen Autospiegel ohne Täterhin-
weis, nur noch eine kurze Bestätigung, 
dass er bei der Polizei war und dies be-
kannt gemacht hat. Die Straftat selbst 
wird nicht weiter bearbeitet. 

Ebenso ungewöhnlich war für uns 
der Umgang mit Drogen. Der Besitz 
bestimmter Mengen wird toleriert und 

ist straffrei. So kann man z.B. in ei-
nem Coffeeshop sanfte Drogen kaufen 
und dort oder zu Hause konsumieren. 
Aber auch auf Techno-Veranstaltun-
gen haben wir mit eigenen Augen gese-
hen, dass sich Besucher von der Poli-
zei beobachtet einen Joint drehen, ihn 
rauchen und dann herumreichen. Straf-
rechtliche Konsequenzen hat das keine, 
solange dies im bestimmten Rahmen 
bleibt.

Zu Verkehrsunfällen ohne Personen-
schaden fahren die Beamten hin, kon-
tro llieren zum Beispiel, ob die Fahrer 
eine Fahrerlaubnis haben und die Fahr-
zeuge zugelassen sind. Ist dies der Fall, 
wird der Unfallort wieder verlassen, oh-
ne dass eine Verkehrsunfallaufnahme 
erfolgt. Die Schadensregulierung bleibt 
den beteiligten Parteien überlassen.

Bei Großveranstaltungen fiel auf, dass 
im Vergleich zu Deutschland nur eine 
geringe Anzahl von Polizeibeamten/in-
nen eingesetzt war. Dies ist möglich, da 
es zum Beispiel Firmen gibt, die profes-
sionell im öffentlichen Verkehrsraum 
den Verkehr regeln, also hoheitlich tä-
tig werden. Auch der Schutz von Ver-
anstaltungen wird von privaten Firmen 
übernommen. Für die Kosten der Ver-
kehrsregler und des Sicherheitsdienstes 
muss der Veranstalter aufkommen. Inte-
ressant ist auch, dass die Mitarbeiter von 
Sicherheitsunternehmen ein Diplom 
vorweisen und eine Sicherheitsüberprü-
fung durch die Polizei durchlaufen müs-
sen. Ein wegen Körperverletzungsdelik-
ten Vorbestrafter hat keine Chance bei-
spielsweise als Türsteher zu arbeiten.

Hohe Flexibilität wird 

erwartet
Eine weitere Besonderheit ist, dass es 
eine LESE/Bereitschaftspolizei so in 
den Niederlanden nicht gibt. Jedes 
Korps muss eine bestimmte Anzahl von 
Beamten/innen aus dem Wachendienst 
für geschlossene Einsätze in der „mo-
biele eenheid“ ausbilden lassen. Diese 
werden dann bei entsprechenden Lagen 
auch aus mehreren Korps angefordert, 
bilden z.B. einen Zug oder eine Hun-
dertschaft und werden dann entspre-
chend eingesetzt.

Die Einsatzmittel und Ausrüstungs-
gegenstände sind zu einem großen Teil 
auf dem neuesten Stand. So verfügt im 
Korps Kennemerland jede/r Beamte/in 
über ein ihm zugeteiltes digitales Funk-
gerät mit Ohrhörer. Auch hat jeder ein 
Diensthandy zur Verfügung, was er bis 
zu einem bestimmten Geldbetrag pri-
vat nutzen kann. Es gibt nur gemeinsa-
me Einsatzleitzentralen (Polizei/Feuer-
wehr/Rettung/Krankenwagen).

Eingangsbereich 
der Polizeiwache

Fahrzeuge 
der Bereit-
schaftspolizei
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Die Kollegen des Distrikts (Schutz-
bereich) „Kennemerland Midden“ mit 
fünf Wachenstandorten arbeiten in ei-
nem flexiblen Arbeitszeitmodell. Es ist 
gesetzlich geregelt, dass eine Tagschicht 
nicht mehr als 12 Stunden und eine 
Nachtschicht nicht länger als 10 Stun-
den dauern darf. Nach drei Nachtdiens-
ten hintereinander müssen minimal 48 
Stunden dienstfrei sein. 13 Sonntage im 
Jahr müssen mindestens frei sein. 

Von den Beamten wird innerhalb des 
Korps aber insbesondere innerhalb des 
Distrikts eine große dienstliche Flexibi-
lität erwartet. Es ist obligatorisch, dass 
bei Personalknappheit in einer Wache 
diese von den anderen Wachen perso-
nell unterstützt wird. Dies entschied 
sich vielfach erst bei Dienstantritt. Es 
gilt eine wöchentliche Arbeitzeit von 36 
Stunden, wobei auch kürzere Arbeits-
zeiten mit entsprechenden Gehaltsein-
bußen vereinbart werden können.

In den Niederlanden gibt es eine un-
terschiedliche Polizeidichte, die sich un-
ter anderem am Arbeitsaufkommen ori-
entiert. So kommt in der Metropole Ams-
terdam ein Beamter auf etwa 180 Einwoh-
ner. Im Kennemerland mit der Großstadt 
Haarlem (über 150.000 Einwohnern) und 
mehreren kleineren Gemeinden kom-
men etwa 320 Einwohner auf einen Be-
amten. In vorwiegend ländlichen Ge-
genden liegt der Schlüssel bei etwa 400 
bis 510 Einwohner auf einen Beamten.

 

Unser Fazit

Insgesamt hat sich, aus Sicht von PM’in 
Schubert und mir, die Zusammenarbeit 
bewährt. Diese Einschätzung teilten 
auch die Verantwortlichen der nieder-
ländischen Seite. 

Es fand ein reger Austausch von Er-
fahrungen statt, der PM’in Schubert und 
mir Denkanstöße für neue Arbeits- und 

Vorgehensweisen in der täglichen po-
lizeilichen Arbeit und auch Hinweise 
zur Optimierung der Organisation Po-
lizei brachte. Inwieweit diese Erfahrun-
gen in den nun begonnenen Reform-
prozess der brandenburgischen Polizei 
eingebracht und von Nutzen sein kön-
nen, kann derzeit noch nicht beurteilt 
werden.

Anfang Dezember 2010 war eine kleine 
Abordnung des Korps Kennemerland 
für drei Tage in Brandenburg. Sie beka-
men einen Einblick in die Struktur und 
Arbeitsweise der brandenburgischen 
Poli zei. Es wurde angeregt, die begon-
nene Zusammenarbeit auch im Jahr 
2011 fortzusetzen, dies schriftlich zu fi-
xieren und nunmehr auch niederländi-
schen Polizeibeamten/innen vom Korps 
Kennemerland im Jahr 2011 eine Hospi-
tation in Brandenburg zu ermöglichen.

 � MARTIN WERNER, 
SCHUTZBEREICH OBERHAVEL

Jeder Beamte muss mit dem Hund trainieren

Einsatz im Coffeeshop
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bei unter anderem die strikte Anwen-
dung des Radikalenerlasses und die 
Verdrängung der NPD aus dem öffent-
lichen Raum. Infolgedessen und auf-
grund zunehmender interner Konflikte 
stürzte die NPD in die Bedeutungslo-
sigkeit und kam zeitweise auf nur noch 
3.500 Mitglieder. In Westdeutschland 
konnte sie bis heute nie wieder an die 
Ergebnisse der 1960er Jahre anknüpfen.

Situation in 

Ostdeutschland

Anders liegen die Dinge in Ostdeutsch-
land. 2004 erklomm die NPD in Sachsen 
mit 9,2 Prozent erstmals seit 1968 wie-
der Sitze in einem Landesparlament und 
konnte 2009 einige davon mit 5,6 Pro-
zent verteidigen. 2006 gelang ihr mit 7,3 
Prozent der Einzug in den Landtag von 
Mecklenburg-Vorpommern. Mittlerwei-

Historie der NPD

Die 1964 gegründete „Nationaldemo-
kratische Partei Deutschlands“ (NPD) 
ist verfassungsfeindlich. Sie entwickelte 
sich rasch zum ersten großen rechtsext-
remistischen Sammelbecken seit dem 
Verbot der „Sozialistischen Reichspar-
tei“. Studentenproteste, Große Koaliti-
on und wirtschaftliche Rezession präg-
ten damals die Bundesrepublik. In die-
sem Fahrwasser zog die NPD von 1966 
bis 1968 in sieben Landesparlamente 
ein und zählte im Jahr darauf fast 
28.000 Mitglieder. 

Bei der Bundestagswahl 1969 schei-
terte sie mit 4,3 Prozent an der Fünf-
Prozent-Hürde. Parallel dazu nahmen 
Zivilgesellschaft und der freiheitliche 
demokratische Rechtsstaat die Ausein-
andersetzung mit den Rechtsextremis-
ten auf. Erfolgreiche Mittel waren hier-

„Es ist unser Ziel, 
 die BRD abzuwickeln“

Die NPD im Strudel der Nazifizierung

Unter dem Begriff „freiheitliche demokratische Grundordnung“ (fdGo) fasst 
das Bundesverfassungsgericht grundlegende Prinzipien zusammen. Sie ge-
währleisten unter Ausschluss jeglicher Gewalt und Willkürherrschaft eine 
rechtsstaatliche Herrschaftsordnung. Grundlagen sind die Selbstbestim-
mung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit, die Freiheit und 
die Gleichheit. 

Die Verfassungswidrigkeit von 
Parteien kann nur vom Bun-
desverfassungsgericht festgestellt 

werden. Voraussetzung dafür ist ein ag-
gressiv-kämpferisches Vorgehen gegen 
die fdGo. Antragsberechtigt sind Bun-
destag, Bundesrat und Bundesregie-
rung. In der Bundesrepublik Deutsch-
land wurden bisher die „Sozialistische 
Reichspartei“ (1952) und die „Kommu-
nistische Partei Deutschlands“ (1956) 
verboten. In den Urteilen hat das Bundes-
verfassungsgericht die fdGo ausformu-
liert: Achtung der im Grundgesetz kon-
kretisierten Menschenrechte, Volkssouve-
ränität, Gewaltenteilung, Verantwort-
lichkeit der Regierung, Gesetzmäßigkeit 
der Regierung, Unabhängigkeit der Ge-
richte, Mehrparteienprinzip, Chancen-
gleichheit aller politischen Parteien 
und Recht auf verfassungsmäßige Bil-
dung und Ausübung einer Opposition. 

Abb. 1: 
NPD und DVU-
Kommunalman-
date 2009 in 
Brandenburg

NPD und DVU-Kommunalmandate 2009 in Brandenburg



93DIES & DAS

regelrecht übernommen wurde.
Eine Partei, die sich solchen und an-

deren Kreisen öffnet, muss einiges in 
Kauf nehmen. In der Vergangenheit 
wurde sie von Vorgängen im Zusam-
menhang mit Kinderpornografie und 
anderen Sexualdelikten erschüttert. 
Darüber hinaus ergab eine Auswertung 
in Thüringen, dass dort 2008 mehr als 
die Hälfte der Landesvorstandsmitglie-
der und über 40 Prozent der leitenden 
Vorstandsmitglieder in den Kreisver-
bänden vorbestraft sind. Das Spektrum 
reicht von Trunkenheit im Straßenver-
kehr, Steuerdelikten, Erschleichung 
von Leistungen, gefährliche Körper-
verletzung, Urkundenfälschung und 
Betrug bis hin zu Delikten wie Verun-
glimpfung, Volksverhetzung, Verwen-
den von Kennzeichen verfassungswid-
riger Organisationen, Landfriedens-
bruch, Verstoß gegen das Versamm-
lungsgesetz sowie Hausfriedensbruch 
und Vergehen gegen das Waffengesetz. 

Prozess der Nazifizierung

Die Nazifizierung der NPD ist ein un-
umkehrbarer Prozess und spiegelt sich 
selbst in der Parteispitze wieder. Bereits 
2004 erklärte der Parteivorsitzende 
Voigt: „Es ist unser Ziel, die BRD … ab-
zuwickeln … Dies geht offensichtlich 
auch über die Wahlurne.“ Demokrati-
sche Parteien bezeichnet die NPD im 
NSDAP-Jargon als „Systemparteien“. 
Denen wird im neuen Parteiprogramm 
unterstellt, sich durch den „Austausch 
des Volkes an der Macht [zu] halten“. 
Im Gegensatz dazu strebe die NPD 
„den Austausch der Herrschenden“ an. 
Ganz offen spricht die NPD vom „Ge-

neut in den Landtag von Mecklenburg-
Vorpommern einziehen. Ihre Struktu-
ren auf den Ebenen der Länder und der 
Kommunen versucht sie dafür weiter 
auszubauen. Das gilt insbesondere 
auch für Brandenburg, wo sie bei der 
Landtagswahl im Jahr 2014 ins Parla-

ment gewinnen 
will. Hier zählt 
die Partei zurzeit 
etwa 370 Mitglie-
der, davon gehö-
ren rund 40 der 
Jugendorganisati-
on „Junge Natio-
naldemokraten“ 
an. Knapp 40 

Personen – und damit deutlich weniger 
als NPD-intern erhofft – sind Ende 
2010 von der DVU hinzugekommen. 
(Abb. 2)

Ideologisch tritt bei der NPD immer 
offener nationalsozialistisches Gedan-
kengut hervor – auch in Brandenburg. 
Triebkraft dieser Nazifizierung ist die 
vom Parteivorsitzenden Voigt ausgeru-
fene „Viersäulenstrategie“: „Kampf um 
die Köpfe – Kampf um die Parlamente – 
Kampf um die Straße – Kampf um den 
organisierten Willen“. Angelehnt an die 
NSDAP wird damit die Führungsrolle 
in der rechtsextremistischen Szene an-
gestrebt. Seit einiger Zeit erweist sich 
diese „Viersäulenstrategie“ als Einfall-
tor für neonationalsozialistische „Freie 
Kräfte“. Solche formen die Partei nach 
ihren Ansprüchen um. Dadurch wird 
die NPD mehr zur Getriebenen „Frei-
er Kräfte“, anstatt diese selbst zu füh-
ren. Besonders deutlich zeigt sich das 
bei der NPD in Mecklenburg-Vorpom-
mern, die von Neonationalsozialisten 

le hat die Bundespartei ihre Geschäfts-
stelle nach Berlin und den Sitz ihrer 
Monatszeitung „Deutsche Stimme“ ins 
sächsische Riesa verlagert. So versucht 
die wegen krimineller Machenschaften 
finanziell erheblich angeschlagene Par-
tei, ihr Überleben in Ostdeutschland zu 
sichern. Den Wes-
ten hat sie prak-
tisch aufgegeben. 
Das zeigte sich 
2010 insbesonde-
re bei einer Zäh-
lung ihrer kom-
munalen Manda-
te. Bundesweit 
kam sie auf rund 
340. Mehr als Dreiviertel davon – näm-
lich 265 – hielt sie in den neuen Bun-
desländern. Davon 114 in Sachsen und 
61 in Mecklenburg-Vorpommern. In 
Brandenburg waren es Mitte 2010 noch 
27, wobei die Grafik (Abb. 1) im Zuge 
der Fusion von NPD und „Deutscher 
Volksunion“ (DVU) in Bewegung ist. 
Was der NPD bei den Kommunalwah-
len 2008 in Sachsen gelang, ging in 
Brandenburg wenige Wochen später 
gründlich schief: Sie erhielt nirgends 
genug Stimmen für einen Fraktionssta-
tus. Für die DVU gilt dasselbe.
Bundesweit bewegten sich die NPD-
Mitgliederzahlen Ende 2009 um die 
7.000. Im Jahr 2010 hat sie einige Hun-
dert verloren und setzt nun auf einen 
Zuwachs über die aktuell laufende Fu-
sion mit der völlig abgewirtschafteten 
und zu erheblichen Teilen aus Karteilei-
chen bestehenden DVU. Am 20. März 
2011 will sie erstmals den Sprung in 
den Landtag von Sachsen-Anhalt 
schaffen und am 4. September 2011 er-

„Zuwachs über Fusion mit 

der völlig abgewirtschaf-

teten und zu erheblichen 

Teilen aus Karteileichen 

bestehenden DVU“

Abb. 2: 
Mitgliederzahlen 
der NPD/JN 
und der DVU 
in Brandenburg

�

Mitgliederzahlen der NPD/JN und der DVU in Brandenburg
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Führerstaat wie im Dritten Reich an 
und arbeiten mit Mitteln der Konspira-
tion. In acht Regionen des Landes sind 
Zusammenschlüsse aktiv und bemüht, 
ohne vereinsrechtliche Strukturen zu 
arbeiten. Teile der „Freien Kräfte“ un-
terstützen die NPD, andere lehnen sie 
als „Systempartei“ ab. Ihre Aktivitäten 
nehmen vom Norden des Landes Rich-
tung Süden zu. Auf vielfältige Art und 

Weise treten da-
bei die „Nationa-
len Sozialisten in 
Südbrandenburg“ 
in Erscheinung. 
Zentrum ihrer 
Aktivitäten sind 
die auch außer-
halb Branden-
burgs aufgegriffe-

ne „Volkstod“-Kampagne, diverse Dar-
stellungsformen im Internet („Spree-
lichter“) und ideologisch ausgerichtete 
Freizeitaktivitäten. Neben Liederaben-
den zählen hierzu neuerdings auch 
Kampfsportveranstaltungen. Die Akti-
vitäten der „Nationalen Sozialisten in 
Südbrandenburg“ strahlen immer stär-
ker in den Berliner Speckgürtel und 
dienen dortigen Neonationalsozialisten 
als Vorlage. Sogar die NPD versucht, 
sich die „Volkstod“-Kampagne zu Ei-
gen zu machen.

Musik als Einstieg

Im Bereich zwischen NPD und Neona-
tionalsozialisten bewegt sich die rechts-
extremistische Hass-Musikszene. Nach 
wie vor verfügt Brandenburg über mehr 
als zwanzig solcher Bands. Kein ande-
res Bundesland hat mehr. Doch konnte 

Cottbuser Stadtverordnete publiziert 
Beiträge auf der Homepage des NPD-
Bundesverbandes und in der Parteizei-
tung „Deutsche Stimme“. Antisemitismus 
ist ihm nicht fremd. Am 15. Februar 
2009 sprach er in Cottbus anlässlich der 
Bombardierung ostdeutscher Städte im 
Zweiten Weltkrieg von der „judäo-ame-
rikanischen Idee des Marktradikalis-
mus“. Später führte er in einem Inter-
view aus: „Das 
System, welches 
uns momentan 
das Leben in der 
BRD schwer 
macht, kann un-
möglich heute 
noch Demokratie 
genannt werden. 
(...) Uns geht es 
nicht um kleine Reförmchen, uns geht 
es um radikale Veränderungen am Sys-
tem der BRD. (...) Wir sind eine nationa-
listische und soziale Partei, ob darin ei-
ne Wesensverwandtschaft mit der NS-
DAP zu sehen ist, kann ich nicht sa-
gen.“ 2009 ist der Potsdamer 
Stadtverordnete Marcel Guse von der 
DVU zur NPD übergelaufen. Seine im 
Internet verfassten Texte sind teilweise 
wortwörtlich beim NSDAP-Ideologen 
Harry Grießdorf („Unsere Weltanschau-
ung“, 1941) abgeschrieben. (Abb.3)

„Freie Kräfte“

2009 wurde das neonationalsozialisti-
sche Personenpotenzial „Freier Kräfte“ 
in Brandenburg mit 320 angegeben. Im 
Jahr 2010 war eine deutliche Zunahme 
zu verzeichnen. Neonationalsozialisten 
streben einen autoritär-rassistischen 

gensatz von Gesellschaft und Volksge-
meinschaft“ und behauptet: „Integrati-
on ist Völkermord“. Laut Voigt strebt 
die NPD mit dem Programm einen „na-
tionalen und sozialen Volksstaat“ an. 
Hinzu kommt die regelmäßige NPD-
Forderung eines „nationalen Sozialis-
mus“. Woran sich das alles orientiert, 
zeigt ein symptomatischer Vorfall vom 
26. Juli 2008. Bei der Beerdigung des 
ehemaligen Vorsitzenden der 1995 ver-
botenen Vereinigung „Freiheitliche 
Deutsche Arbeiterpartei“, Friedhelm 
Busse, entfaltete das heutige Mitglied 
im erweiterten NPD-Bundesvorstand, 
der Hamburger Neonationalsozialist 
Thomas Wulff, eine Reichskriegsflagge 
mit Hakenkreuz und legte sie auf den 
Sarg. Direkt davor stand der NPD-Bun-
desvorsitzende Voigt. 

Die NPD in Brandenburg

Auch in Brandenburg fachen Neonati-
onalsozialisten die Nazifizierung der 
NPD immer weiter an. Der Vorsitzende 
des NPD-Kreisverbandes Havel-Nuthe, 
Michael Müller, entstammt der 2004 
verbotenen neonationalsozialistischen 
Kameradschaft „Hauptvolk“ aus Rathe-
now (Landkreis Havelland). Wegen ei-
ner rechtsextremistisch motivierten 
Gewaltstraftat hat er eine Freiheitsstra-
fe abgebüßt. Für Alexander Bode gilt 
das ebenso. Er saß im Zusammenhang 
mit dem Tod von Omar Ben Noui (Gu-
ben, 1999) im Gefängnis und trat 2008 
als NPD-Kandidat zur Kommunalwahl 
an. Eifriger Neonationalsozialist ist der 
stellvertretende Landesvorsitzende und 
Vorsitzende des NPD-Kreisverbandes 
Lausitz, Ronny Zasowk. Der 24-Jährige 

„Kampf um die Köpfe – 

Kampf um die Parlamente 

– Kampf um die Straße – 

Kampf um den organisier-

ten Willen“

Abb. 3: 
Nationalsozia-
listische „Freie 
Kräfte“ in 
Brandenburg

Nationalsozia listische „Freie Kräfte“ in Brandenburg
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ihrer Jugendwarte ein. In Brandenburg 
kooperieren Spitzenverbände wie 
Landkreistag und Städte- und Gemein-
debund zusammen mit Landesjugend-
amt, Polizei, Verfassungsschutz und 
weiteren Partnern wie der Landesinteg-
rationsbeauftragten selbstverständlich 
zusammen. Besonderes Augenmerk gilt 
der Polizeifachhochschule. Gemein-
sam werden dort jährlich besondere In-
formationsveranstaltungen für Polizis-
ten, Ordnungsamtsbedienstete, Mitar-
beiter von Verwaltungen und andere 
angeboten. Ziel ist, die Instrumente des 
Rechtsstaates im Umgang mit Extremis-
mus gemeinsam noch besser einzuset-
zen. Etwa 700 Personen haben daran 
seit 2008 teilgenommen. Einen weite-
ren sehr wichtigen Part erfüllt das 
„Brandenburgische Institut für Ge-
meinwesenberatung – demos“ mit sei-
nen über die Landesgrenzen hinaus an-
erkannten „Mobilen Beratungsteams“. 
Die haben sich in schwierigen Situatio-
nen vielfach bewährt und werden von 
den Kommunen außerordentlich ge-
schätzt. 

Fazit:

Die Auseinandersetzung mit dem Rechts-
extremismus muss und wird unvermin-
dert weitergehen. 2009 wurden in Bran-
denburg 480 gewaltbereite Rechtsextre-
misten gezählt. 2010 ist diese Zahl 
leicht zurückgegangen. Damit bewegt 
sich das Land knapp unterhalb der ers-
ten Zählung aus dem Jahr 1993 (500). 
Jedoch wird die NPD keine Ruhe geben 
und ihre Niederlage gegen die wehrhaf-
te Demokratie suchen. Eine solche hat 
sie bereits einmal in Westdeutschland, 
etwa 20 Jahre nach Gründung der Bun-
desrepublik, gefunden. Heute, rund 
zwanzig Jahre nach der deutschen Ein-
heit, findet derselbe Prozess erneut im 
Osten statt. Dieser Prozess ist schwie-
rig, aber notwendig und wird in Bran-
denburg besonders auf der kommuna-
len Ebene geführt werden müssen. Mit 
der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung haben uns die Väter und Müt-
ter des Grundgesetzes ein wirksames 
Instrument für diese Auseinanderset-
zung an die Hand gegeben. 

 � HEIKO HOMBURG 
UND DR. SILKE WOLF, 
VERFASSUNGSSCHUTZ BRANDENBURG

bauen. Darin sieht sie die strategische 
Grundlage für den Landtagswahlkampf 
2014. Bei der Suche nach einer dafür 
nutzbaren Immobilie ist sie in Branden-
burg jedoch regelmäßig gescheitert.

Gegenwind 

in Brandenburg

In der NPD heißt es über Brandenburg, 
dort wehe ihr der Wind der Zivilgesell-
schaft am härtesten ins Gesicht. Diese 
Einschätzung ist zutreffend. Was immer 
die NPD in Brandenburg auch anfasst, 
es klappt eigentlich nicht. Das liegt we-
sentlich an der wehrhaften und streit-
baren Demokratie, die seit Einrichtung 
des Handlungskonzepts „Tolerantes 
Brandenburg“ im Jahre 1998 enorme 
Fortschritte gemacht hat. Vom damaligen 
Innenminister Ziel (SPD) begonnen, 
unter Innenminis ter Schönbohm 
(CDU) weiter vorangetrieben und unter 

den Innenminis-
tern Speer sowie 
Woidke (bei de 
SPD) fortgeführt, 
entwickelt die 
Polizei ihre spezi-
ellen Methoden 
zur Verhinderung 
sowie konse-
quenten Verfol-

gung politisch motivierter Straftaten 
ständig weiter. Am selben Strang zie-
hen Staatsanwaltschaften und Gerich-
te, damit Strafen den Taten auf dem Fu-
ße folgen. Wichtige gesellschaftliche 
Großorganisationen wie die Feuerweh-
ren stellen sich dem Thema und binden 
notwendige Aufklärungsarbeit mittler-
weile aktiv in die Weiterbildungspläne 

das Konzertgeschehen in den letzten 
Jahren weitestgehend aus Brandenburg 
verdrängt werden. Zu groß ist der 
Druck der Strafverfolgungsbehörden 
und damit zu groß die Gefahr einer fi-
nanziell verlustreichen Konzertauflö-
sung. Trotz alledem dient diese Musik 
samt Konzertereignissen für Jugendli-
che als Einstiegstor in den Rechtsextre-
mismus. Konzerte sind für die Szene 
ebenso ein Event und damit ein stabili-
sierender Faktor zur Pflege und für den 
Ausbau von Kontakten. Auch deshalb 
sucht die NPD Kontakt zu solchen 
Bands und bietet ihnen eine Bühne. 
Zuletzt bei ihrem „Preußentag der nati-
onalen Opposition“ am 2. Oktober 
2010 in Finowfurt (Landkreis Barnim).
(Abb.4)

Eine besondere Scharnierfunktion 
fällt der NPD-Nachwuchsorganisation 
„Junge Nationaldemokraten“ (JN) zu. 
Für viele NPD-kritische „Freie Kräf-
te“ sind sie das 
kleinere Übel. 
So gelingt es der 
NPD über die JN, 
„Freie Kräfte“ an 
die Partei heran-
zuführen und teil-
weise einzubin-
den. Darauf ist 
sie auch angewie-
sen, denn mit ihren geringen Mitglie-
derzahlen ist sie aus eigener Kraft nie-
mals in der Lage, Wahlkämpfe in einem 
Flächenland zu führen. Teilweise schei-
tert die NPD ohne „Freie Kräfte“ schon 
daran, einen Info-Stand zu unterhal-
ten. Die NPD ist sich dieser Schwäche 
bewusst. Deswegen will sie ihre Partei-
strukturen auf kommunaler Ebene aus-

„Die Verfassungswidrig-

keit von Parteien kann 

nur vom Bundesverfas-

sungsgericht festgestellt 

werden.“

Abb. 4: 
Struktur der NPD 
2010 in 
Brandenburg

Struktur der NPD 2010 in Brandenburg
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Das Erinnerungsjahr an 20 Jahre deutsche Einheit liegt gerade hinter uns. 
Das entscheidende Datum 3. Oktober 1990 ist eindeutig.  Auch Branden-
burg hat im letzten Jahr seinen 20-jährigen Geburtstag gefeiert. Aber wann 
eigentlich wurde die Brandenburger Polizei gegründet?  Was meinen Sie? 
Auch mit dem Tag des Beitritts der DDR zum Geltungsbereich des Grund-
gesetzes? Oder vielleicht etwas später, mit der Bildung der fünf 
Länder in Ostdeutschland durch das Län-
der einführungsgesetz am 14. Oktober 1990? 

Dienst damals und heute?
 � Als die Polizei Brandenburg gegrün-
det wurde, gab es noch kein Internet.  
Der Einzug der modernen Informati-
onstechnik in den Polizeialltag hat 
vieles verändert, von der Möglichkeit 
der Telekommunikations-Überwa-
chung bis zu ComVor oder POLAS.  
Wie haben Sie das erlebt?    

 � Unter welchen Bedingungen arbei-
ten wir heute? Viel Geld hat das 
Land in die Dienststellen investiert, 
alte Militärgebäude wurden man-
cherorts zu Polizeidienststellen wie 
z.B. in Neuruppin, woanders ent-
standen moderne Neubauten wie et-
wa in Bernau.  Andernorts sieht es da-
gegen heute noch baulich nicht we-
sentlich besser aus als vor 20 Jahren. 

 � Rund ein Viertel der Polizeibediens-
teten in Brandenburg sind heute 
Frauen. Das sah von 20 Jahren noch 

in der Polizei Brandenburg ihren Dienst 
tun. Was für die einen noch gelebtes Le-
ben ist, ist für die anderen heute  schon 
Stoff aus den Geschichtsbüchern.  

Wir werden Informationen zur Ent-
wicklung der Polizei in Brandenburg 
aufbereiten, mit Zeitzeugen vom ehe-
maligen Minister bis zum Polizeianwär-
ter sprechen und tief in den Archiven 
nach Dokumenten und Fotos wühlen. 

Und wir sind auf Ihre Mithilfe ange-
wiesen! Alles kann dabei von Interes-
se sein. 

 �  Wie haben sich Organisation und 
Struktur der Polizei in den letzten 20 
Jahren verändert? Wie haben Sie das 
persönlich erlebt?

 � Wie war es, als damals die ersten Auf-
bauhelfer aus dem Westen auftauch-
ten? Wie gestaltete sich die Zusam-
menarbeit? 

 � Wie haben sich Technik, Ausrüstung 
und Bekleidung im Laufe der Zeit 
verändert? 

 � Wie verhält es sich mit der Ausbil-
dung der jungen Anwärterinnen und 
Anwärter? Was wurde damals ge-
lehrt, was heute?

 � Erinnern Sie sich noch an besondere 
Einsätze der Landespolizei in den 
letzten 20 Jahren? An besonders 
schwerwiegende Straftaten und an 
herausgehobene polizeiliche Ermitt-
lungserfolge?

 � Wie hat sich das Verhältnis von Ge-
sellschaft, Bürgern und Polizei ge-
wandelt? Wie das Ansehen der Poli-
zistinnen und Polizisten, wie ihr 

Vieles spricht indes dafür, die ei-
gentliche Gründung der Polizei 
des Landes Brandenburg  noch 

etwas später anzusetzen, nämlich etwa 
ein Jahr danach. Am 11. Oktober 1991 
erließ das Ministerium des Innern die 
Verordnung über die Bildung der Poli-
zeipräsidien, die dann am 1. November 
1991 in Kraft trat. Damit nahm die or-
ganisatorische Struktur der neuen de-
mokratischen Polizei des Landes tat-
sächlich Gestalt an. Sechs Polizeipräsi-
dien wurden gegründet, eine Struktur, 
die bis zur Polizeireform im Jahr 2002 
Bestand haben sollte.  Deshalb ent-
scheiden wir uns für das Jahr 1991 als 
offi zielles Gründungsjahr der branden-
burgischen Polizei.  Übrigens: Ein ei-
genständiges Polizeigesetz erhielt das 
Land erst viel später, am 19. März 1996.

Zur Geschichte gehört die Vorge-
schichte: Ohne den Umbruch 1989/90 
wäre das Bild der Geschichte der Poli-
zei in Brandenburg nicht vollständig zu 
zeichnen. Wie war das damals? Erin-
nern Sie sich noch daran, als die Deut-
sche Volkspolizei noch im Lada oder 
Wartburg kam?

Die info110 wird in diesem Jahr eine 
Ausgabe der Geschichte der branden-
burgischen Polizei in den letzten 20 
Jahren widmen. Vieles ist in diesen Jah-
ren passiert. Manches vielleicht schon 
(fast) vergessen. Wir denken, es gibt 
vieles, das zu erzählen sich lohnt. Für 
jene, die damals schon dabei gewesen 
sind. Und für die Jüngeren, die dies al-
les nicht selbst erlebt haben, aber heute 

20 Jahre Polizei 
Brandenburg
info110 bereitet Ausgabe zur Geschichte 
der Brandenburger Polizei vor

info110 HISTORY



97DIES & DAS

Schreiben Sie uns oder 
rufen Sie uns an:

Ministerium des Innern
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
Redaktion info110
Henning-von-Tresckow-Str. 9-13
14467 Potsdam

Tel.: (0331) 866-2069
Fax: (0331) 866-2666

e-mail: kathrin.ortlieb-schern
@mi.brandenburg.de

Die info110-Ausgabe „20 Jahre 
Polizei Brandenburg“ soll im 
Herbst 2011 erscheinen.  

ganz anders aus. Wie hat dieser Trend 
den Polizeidienst geprägt?
Vieles andere wäre wert, angespro-

chen zu werden. Jetzt sind Sie gefor-
dert. Wenn Sie Hinweise oder Anre-
gungen haben, wenden Sie sich gerne 
an uns. 

Kennen Sie interessante Geschichten 
oder Anekdoten aus 20 Jahren Polizei?  
Haben Sie Fotos oder sonstige Erinne-
rungsstücke? Was hat sich zum Vorteil 
gewandelt – und was vielleicht nicht? 

Beteiligen Sie sich mit eigenen Vor-
schlägen oder Beiträgen.  

Wir fi nden: Das ist die Sache wert. 
Es wird bestimmt – mit Ihrer Hilfe – ein 
spannendes Heft.

Die Redaktion



98 DIES & DAS

inf
o 11

0

ZEITU
NG D

ER PO
LIZ

EI B
RANDENBURG

In
 ei

ge
ner 

Sac
he

Fenst
er a

uf, 

fr
is

ch
er W

in
d re

in

Zum neu
en

 K
onze

pt d
er 

in
fo

11
0



99DIES & DAS

sich doch ein ziemlich klares Bild der 
Erwartungen der Polizei an ihre Zeit-
schriften. Das Fazit lässt sich unserer 
Meinung nach recht gut mit einer Ge-
schichte von Bertolt Brecht illustrieren: 
Herr Keuner begegnete Herrn Wirr, 
dem Kämpfer gegen die Zeitungen. 
„Ich bin ein großer Gegner der Zeitun-
gen“, sagte Herr Wirr, „ich will keine 
Zeitungen.“ Herr Keuner sagte: „Ich 
bin ein größerer Gegner der Zeitungen: 
ich will andere Zeitungen.“

Das scheint uns den Nagel so ziem-
lich auf den Kopf zu treffen. Immerhin 
leisten sich fast alle Bundesländer eine 
eigene Zeitschrift für ihre Polizei – nur 
das kleine Saarland hat keine. Aber die 
Kollegen wollen keine unkritische Hof-
berichterstattung und kein sprödes Mit-
teilungsblatt mit Erlasscharakter. Sie 
wünschen sich, so unser Eindruck, ei-
ne vielfältige, ehrliche und glaubwür-
dige Berichterstattung über alles, was 
für die Polizei von Interesse sein kann. 
Und wir meinen: Das ist ein vollkom-
men berechtigter Anspruch. Dazu gehö-
ren selbstverständlich auch die Positio-
nen des Innenministeriums und der Po-
lizeiführung. Denn fehlt es daran,  er-
hebt sich ebenfalls sofort der Chor der 
Kritik an „mangelnder Transparenz“ 
und „fehlender Kommunikation“. Wie 
so oft im Leben gilt: Auf die Mischung 
kommt es an! Auf die richtige Balance. 

Deshalb: Fenster auf und frischer 
Wind rein. Wir haben damit schon in 
der letzten Ausgabe begonnen und sie 
werden auch im vorliegenden Heft ei-
nige Neuerungen feststellen. Zum voll-
ständigen und damit glaubwürdigen 
Bild der Polizei gehören alle – vom 
jüngsten Anwärter in Oranienburg über 
den Chef eines Schutzbereiches bis hin 
zum Inspekteur oder den Minister. Sie 
alle haben mit ihren Meinungen und 
unterschiedlichen Erfahrungen etwas 
beizutragen zum Gesamtbild der Po-
lizei Brandenburg. Deshalb sollen sie 
sich auch in der info110 wiederfi nden. 

fordert wird „eine ehrliche Kommuni-
kation“; als Problem wird „eine zu un-
kritische Darstellung“ gesehen, manche 
Beiträge wirkten „verordnet“. Man sol-
le die Zeitung „nicht als Jubelblatt anle-
gen“, schreibt ein info110-Leser. Und 
ein anderer fühlte sich sogar „an das 
ND vor 1989 erinnert“. 

Auch wenn der letzte Eindruck über-
zogen erscheint, zeigen diese Meinun-
gen tatsächliche Probleme und Defi zi-
te auf, die ganz typisch sind für offi ziel-
le Publikationen von Ministerien oder 
Behörden. Anderen Polizeien geht es 
übrigens genauso. Als die – heute sehr 
ansprechende – Zeitschrift der Bun-
despolizei „BUNDESPOLIZEI kom-
pakt“ vor einiger Zeit einen mutigen 
Relaunch wagte, wünschten sich auch 
die dortigen Kollegen ebenfalls „mehr 
Selbstkritisches anstatt ‚Hurra Bundes-
polizei‘“. Die Zeitung dürfte „nicht zu 
einem Flugblatt für Erfolgsmeldungen 
werden“, schrieb ein Bundespolizist. 
Und: Bitte „keine Depeschenpost für 
und über den höheren Dienst“. 

Ganz ähnlich sieht es aus bei der auf-
lagenstarken „Streife“, der Zeitschrift 
der Polizei NRW. Dort gab es 2006 eine 
Leserumfrage. Ergebnis: Ihrer Zeitung 
stehen die NRW-Kollegen zwar „ten-
denziell positiv“ gegenüber. Aber: Kri-
tisch vermerkt wird die Wahrnehmung 
der „Streife“ als „Verkündungsblatt 
des Ministeriums“. Und: Es gebe eine 
„mangelnde Berichterstattung über ne-
gative Entwicklungen“ in der Polizei. 
Überall also dasselbe Leiden. 

Hofbericht erstattung 

unerwünscht

Wir verfügen nicht wirklich über reprä-
sentative Erhebungen über die Leserzu-
friedenheit. Aber aus dem, was wir aus 
der eigenen Evaluation wissen, aus Ge-
sprächen mit Kolleginnen und Kolle-
gen und aus anderen Ländern, ergibt 

Da haben Sie ganz recht. Das fi n-
den wir auch. Aber nun erset-
zen Sie einfach mal den Unfall 

durch einen beliebigen offi ziellen Ter-
min und die beiden Polizisten durch ei-
nen beliebigen Minister – dann haben 
Sie ungefähr die typische Lesart eines 
Beitrags über einen Minister- oder Be-
hördenleiterbesuch, wie er in vielen of-
fi ziellen Hauspostillen der Innenminis-
terien in Deutschland heute noch üb-
lich ist. (Und übrigens, leider, gelegent-
lich auch bei uns im Polizei-Intranet.) 
Die kursiven Formulierungen sind tat-
sächliche Zitate aus solchen Berich-
ten. Für diesen Stil gibt es einen wenig 
schmeichelhaften Begriff: Hofbericht-
erstattung. Sie wirkt zumeist nicht nur 
auf die Leser leicht befremdlich. Genau 
genommen ist sie auch für denjenigen, 
über den – wenn auch in bester Absicht 
– so gestelzt berichtet wird, entwürdi-
gend. 

„Ehrliche Kommu nikation. 

Kein Jubelblatt.“

Damit sind wir beim Thema. Seit 20 
Jahren gibt es die info110. Aber welche 
info110 darf’s denn sein? Wie stellen 
wir uns die Zeitung der Polizei Bran-
denburg vor? Die Debatte darüber ist 
so alt wie die Zeitung selbst. Über ein 
repräsentatives Bild der Lesermeinun-
gen verfügen wir nicht. Eine Leserbe-
fragung brachte 2009 nur einen recht 
überschaubaren Rücklauf. Was wir aber 
wissen ist: Wenn die neue Ausgabe er-
scheint, sind die Hefte immer schnell 
vergriffen. Das deckt sich mit den Er-
gebnissen der damaligen Evaluierung 
der Kommunikation des Innenministe-
riums durch die FHPol: „Die Mitarbei-
ter scheinen in der Gesamtheit dieses 
Medium zu wollen“, heißt es da. Aber 
auch: Der Nutzwert lässt sich sehr wohl 
verbessern. Dabei spielen verschiedene 
Stichpunkte eine besondere Rolle: Ge-

Reine Routine: Kurz vor Cottbus hat’s mal wieder gekracht. 
Zum Glück nur geringer Sachschaden. POM’in Fleißig und 
PK Flink ließen es sich trotz zahlreicher anderer Verpfl ich-
tungen nicht nehmen, persönlich an der Unfallaufnahme teil-
zunehmen. Eigens fuhren sie mit ihrem Streifenwagen zum 
Ort des Geschehens. Aufmerksam lauschten die Unfallbe-
teiligten den grundlegenden Ausführungen der Beamten, be-
vor sie diese mit viel Beifall wieder verabschiedeten. Ein ganz 
besonderer Höhepunkt! Moment mal, werden Sie jetzt sagen! 
Sind wir hier im falschen Film? Was ist denn das für ein ver-
quastes Geschwurbel? So redet bzw. schreibt man doch nicht!

�
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spruch 
auf Veröf-

fentlichung gibt 
es nicht, aber sehr vie-

les ist denkbar und mög-
lich. Allerdings: Der POM 
Müller, der in seinem Beitrag 
kräftig vom Leder zieht, darf dann 
umgekehrt auch nicht gleich vor 
Schreck vom Stuhl fallen, wenn ihm 
dann in der folgenden Ausgabe – sagen 
wir mal – der Inspekteur antwortet, der 
Beitrag sei zwar flott geschrieben, der 
Kollege habe aber in der Sache – leider, 
leider – trotzdem völlig unrecht. Das 
gehört dann zur offenen Debatte auch 
dazu! (Und wie Sie in dieser Ausgabe 
nachlesen können, gilt das auch umge-
kehrt: Der Repo-Koordinator hat ganz 
recht, so der IdP zur Tuchuniform.)

Was die info110 

kann – und was nicht

Was kann man also in Zukunft von der 
info110 erwarten – und auch: was 
nicht? Ein Thema ist immer wieder die 
Frage der „Aktualität“. Hier hat die in-
fo110 als Periodikum zwangsläufig 
schlechte Karten. Nichts ist so schnell 
wie der „Flurfunk“. Er ist in der Polizei 
sehr ausgeprägt – aber nicht immer ver-
lässlich. Auch mit Intranet und Inter-
net kann ein gedrucktes Medium in Sa-
chen Schnelligkeit nicht konkurrieren. 
Die Stärken einer Polizeizeitung liegen 
woanders: Sie kann Themenschwer-
punkte kompakt, strukturiert und zu-
gleich vielseitig aufbereiten. So, wie in 
diesem Heft zu den Repos oder zur Po-
lizeireform. Die neue Struktur im Über-
blick, die Landtagsdebatte, wichtige 
Dokumente im Wortlaut, der Chef des 
Aufbaustabes PP im Interview, Positio-
nen der Gewerkschaften u.a. – das bie-
tet in dieser Form niemand außer der 

Öde Propagan-
da brauchen und 
wollen wir nicht, wir 
wollen stattdessen wis-
sen und lesen, wie es in 
der Polizei wirklich ist. Un-
geschminkt und in aller Of-
fenheit. 

Minister unterstützt 

kritischen Dialog

Wir sind daher sehr froh, dass Innenmi-
nister Dietmar Woidke dieses Konzept 
des kritischen Dialogs in der info110 
unterstützt. Genau genommen handelt 
es sich auf der Ebene unserer Polizei-
zeitschrift um die entsprechende Be-
gleitung der Strategie der offenen Kom-
munikation des Innenministers, für die 
er – soviel darf ohne zuviel Eigenlob si-
cher gesagt werden – viel Anerkennung 
bekommen hat. Wir sind davon über-
zeugt: Wenn Meinungen aus der ganzen 
Polizei ernst genommen werden, wenn 
über vorhandene Probleme offen disku-
tiert wird, wenn sich an der Sache ori-
entiert streitbar ausgetauscht wird, 
dann wird das im Ergebnis die Polizei 
des Landes und ihr „Image“ nicht 
schwächen, sondern ganz im Gegenteil 
stärken. 

Die Türen stehen also weit offen. 
Nun kommt es darauf an, die neuen 
Chancen auch zu nutzen. Dazu möch-
ten wir Sie ermuntern. Der Dienst-
weg zur info110 ist dabei denkbar ein-
fach: Er führt direkt von den Kollegin-
nen und Kollegen zur Redaktion der 
Zeitung selbst. Um ihn zu beschreiten, 
braucht niemand das Platzet eines Vor-
gesetzten. Meinungsfreiheit gilt für alle, 
selbstverständlich auch für Polizisten. 
Sprechen Sie Ihre Redaktion auf mög-
liche Themen an, sagen Sie uns, was 
Sie gern lesen würden oder worüber 
Sie selbst vielleicht einmal schreiben 
möchten. Wir werden das dann in der 
Redaktion besprechen und schauen, ob 
es ins Blatt passt. Natürlich: Einen An-

Leben in die Bude 

bringen! 

Personalräte und Dienststelle sind zur 
vertrauensvollen Zusammenarbeit ver-
pflichtet. Es ist für uns daher selbstver-
ständlich, dass seit der letzten Ausgabe 
der P-HPR eine feste Seite zur eigenen 
Verfügung in der Zeitung erhält. Das 
Innenministerium ist vor allem wegen 
der Polizeireform im intensiven Kon-
takt mit den Polizeigewerkschaften, 
was diese ausdrücklich anerkennen. 
Dieser kritische Dialog soll sich durch-
aus widerspiegeln in unserer info110. 
So war es schon in der letzten Ausgabe. 
Auch in der Zukunft wollen wir the-
men- und anlassbezogen den Polizeige-
werkschaften Gelegenheit zur Stellung-
nahme in der info110 geben. Das wird 
nicht immer der Fall sein können, denn 
schließlich ist die info110 keine Ver-
bandszeitschrift. Aber wir werden oft 
nach der Meinung anderer fragen. 
Denn seit jeher gehört zu den Grund-
sätzen eines seriösen Journalismus: 
„Auch die andere Seite ist zu hören!“ 
Kontroverse Debatten bringen Leben 
in die Bude. Sie machen ein Magazin 
interessant und lesenswert. Sie führen 
dazu, ein Problem von ganz verschiede-
nen Seiten zu betrachten. Und wo sich 
dieser Meinungsstreit an der Sache ori-
entiert, bringt er uns, davon sind wir 
überzeugt, gemeinsam voran. Kein 
Fortschritt ohne Debatte! 

Mit diesem Konzept geht die info110 
sehr weit. Dass Personalräte sich in 
Polizeizeitungen äußern können, ist 
durchaus nicht überall in Deutschland 
üblich. Dass Gewerkschaften dazu un-
gefiltert die Möglichkeit haben, ist nach 
unserer Kenntnis bislang nirgendwo 
der Fall. Ein solches Konzept hat Vo-
raussetzungen: Die Wichtigste ist, dass 
die Hausleitung des Innenministeri-
ums es trägt und aktiv unterstützt. Man 
muss es eben auch aushalten können, 
Kritisches in seiner eigenen Zeitung zu 
lesen. Man muss die Haltung haben: 
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einfach. Und das geht letztlich nur mit 
Ihnen zusammen. Und so ganz neben-
bei: Finden Sie nicht auch, dass die Fra-
ge, wie stellen wir uns die info110 vor, 
einige auffällige Parallelen aufweist zu 
einem anderen, viel umfassenderen 
Thema, nämlich: Wie stellen wir uns ei-
gentlich unsere Polizei Brandenburg 
vor? Wir finden das schon. 

Was meinen Sie dazu? In diesem 
Fall würden wir in der Tat sehr freu-
en, wenn Sie trotz zahlreicher anderer 
Verpflichtungen einmal eigens ihren 
Rechner anschalten würden, und uns 
persönlich ihre Meinung oder Kom-
mentare per Leserbrief zukommen las-
sen könnten. Das würde bei uns auf 
viel Beifall stoßen – und könnte außer-
dem dazu beitragen, unsere neue und 
noch recht kleine Leserbriefecke etwas 
größer werden zu lassen. So kommt 
doch ein Vorteil zum anderen! Denken 
Sie einmal drüber nach. 

In diesem Sinne!

Kathrin Ortlieb-Schern,
info110-Chefredakteurin
Ingo Decker, 
Pressesprecher MI 

„Feuilleton“ – mit einem gewissen Qua-
litätsanspruch und stets mit Polizeibe-
zug. Denn wie die Polizei in Büchern, 
Filmen und im Internet dargestellt wird, 
ist durchaus ein Thema für die Polizei 
selbst – denn es prägt ihr Bild in der Ge-
sellschaft (mit). Übrigens: In der Evalu-
ation der FHPol wurde auch deutlich, 
dass das Thema „Polizei, Politik und 

Gesellschaft“ stärker gewichtet wer-
den sollte. Das finden wir vernünftig 
und wollen dem auf verschiedene Wei-
se versuchen gerecht zu werden. 

Lesbar, offen, kontrovers

Das also sind unsere Überlegungen 
und das ist das Angebot an Sie: Eine 
lesbare Zeitung mit breitem Themen-
spektrum. Das ganze Bild der Polizei 
soll es sein! Ein offenes Konzept, das 
Kontroversen und Kritik nicht unter 
den Teppich kehrt, sondern aufnimmt 
und fördert. Ein direkter Draht zwi-
schen Polizei und info110, Ihrer Zei-
tung. Informieren über Licht und 
Schatten, über Gutes und Schlechtes, 
keine Schönfärberei betreiben, son-
dern Klartext reden. Das ist nicht ganz 

info110. Ähnlich 
breit ist der Repo-

Schwerpunkt angelegt: 
Berichte aus der Praxis, neue 

Technik, Ergebnisse der For-
schung, Statements und Perspekti-

ven – auch das finden Sie in dieser 
Kompaktheit in keiner sonstigen Zeitung 
oder im Internet. Das bringen nur wir. 

Zu einer lesbaren Zeitung gehören 
aber nicht nur schwergängige polizei-
fachliche Themen. Deshalb haben wir 
einen Magazinteil mit kurzen Meldun-
gen ebenso ausgebaut wie das info110-

CARTOON

info110 dankt Stephan Rürup für die freundliche Genehmigung zum kostenfreien Abdruck seines Cartoons.



info110 sucht die besten 
Polizeifi lme aller Zeiten

hen“ von „ansehen“. Wie viel aber hat 
das, was über die Polizei in den Medien 
zu sehen ist, wirklich mit dem zu tun, 
was Polizei heute im täglichen Dienst 
ausmacht? 

Deshalb wollen wir uns gemeinsam 
mit Ihnen auf die Suche nach den „bes-
ten Polizeifi lmen aller Zeiten“ begeben. 
Der Maßstab ist dabei zugleich weiter 
und enger als üblich. Weiter, weil sich 
die Polizei in ihrer ganzen Aufgaben-
spanne wiederfi nden soll. Polizei ist 
mehr als die Ermittlertätigkeit der Kri-
po. „Tatort“ allein reicht nicht. Enger, 
weil wir Filme vorstellen möchten, die 
Polizeiarbeit besonders realistisch, ein-
drucksvoll oder ungewöhnlich abbil-
den. Oder die in irgendeiner Weise prä-
gend gewesen sind. Dabei könnte es 
sich auch um Dokumentationen han-
deln. Es kann sich um neuere Filme 
handeln oder um solche aus der Früh-
zeit des Fernsehens oder Kinos. Egal ob 
aus Deutschland oder dem Ausland, es 
muss aber immer um Polizei gehen. 

„Cobra11“, nein, danke!

Für den sicher verdienstvollen Hercule 
Poirot ist also kein Platz. Spektakulär 
aufgemachte Hollywood-Blockbuster, 
in denen Sensation und Unterhaltung 
im Mittelpunkt stehen, gehen ebenfalls 

Ab sofort geht die info110 auch ins Kino! Wenigstens im übertragenen Sinn. 
Beginnend mit dieser Ausgabe stellen wir künftig jeweils einen der „besten 
Polizeifi lme aller Zeiten“ vor. „Warum denn das?“, werden Sie jetzt viel-
leicht fragen. Ist es denn nicht so, dass auf vielen TV-Sendern praktisch jeden 
Abend „Crime Time“ bis in die Puppen ist? Krimis – kennt doch jeder! 

Schutzpolizei als Deko?

Dieses Phänomen ist gar nicht neu, es 
war schon so beim „Alten“ und bei 
„Derrick“. Typisch dafür ist heute das 
Flaggschiff der ARD, der „Tatort“.  Kei-
ne Frage: Oft hervorragend gemacht 
und zu Recht mit hohen Einschaltquo-
ten belohnt. Aber: Die Aufgabe der 
Schutzpolizei beschränkt sich dort wie 
in vielen anderen Serien darauf, mehr 
oder weniger dekorativ in der Gegend 
herumzustehen. Gewiss, mit Polizei-
hauptmeister Krause gibt es im bran-
denburgischen „Polizeiruf 110“ auch 
die – nicht eben realistische – Edelvari-
ante des Schupo im TV-Krimi. Aber das 
ist eine Ausnahme, die die Regel bestä-
tigt. Was bedeutet das eigentlich für das 
Bild der Polizei in der Gesellschaft? 
Diese Frage stellen wir uns. 

Das Bild der Polizei in der Öffent-
lichkeit speist sich aus vielen Quellen: 
Zeitungen und Internet, Nachrichten 
und „Achtung Kontrolle“, Kriminalli-
teratur und persönlichen Erfahrungen. 
Auch Filme spielen eine wichtige Rol-
le. Fiktion und Fakten, Gerüchte und 
Geschichten. Das alles geht in das Bild 
ein, das andere sich von uns machen. 
Damit wird auch das Ansehen der Po-
lizei in der Gesellschaft ein Stück weit 
geprägt – nicht zufällig kommt „Anse-

Einerseits schon. Andererseits: 
Fragen Sie sich manchmal nicht 
auch, was die meisten TV- und 

Kino-Kriminalfi lme eigentlich mit Ihrer 
tatsächlichen Arbeit im Polizeialltag zu 
tun haben? Mit dem richtigen Leben? 
Sie fi nden: wenig? Wir auch!

Der typische Krimi kommt ohne Mord 
und Totschlag, Vergewaltigung und Gei-
selnahme selten aus. Was übrigens beim 
DDR-Kriminalfi lm anders war. Polizeiar-
beit heute fängt, so scheint es, erst beim 
möglichst grausigen Kapitalverbrechen 
an. Keine Frage, auch das gibt es im rich-
tigen Polizeialltag. Aber es sind nicht die 
Straftaten, mit denen sich die meisten Po-
lizisten den Großteil ihrer Arbeit beschäf-
tigen. Auch so können schiefe, mindes-
tens aber unvollständige Bilder über einen 
Beruf entstehen. Für das Bild der Polizei 
in der Öffentlichkeit ist das nicht ganz 
unproblematisch. Denn wesentliche, für 
die tägliche Gewährleistung der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung ebenso un-
ver zichtbare Teile der Polizeiarbeit kom-
men so in Film und Fernsehen praktisch 
nicht vor. Und damit auch nicht die Po-
lizistinnen und Polizisten, die diese Ar-
beit leisten. Durch die Fokussierung auf 
besonders schwere Straftaten dominiert 
im Kriminalfi lm die Kriminalpolizei. Bei 
der das Leben scheinbar auch erst mit dem 
Hauptkommissarsdienstgrad anfängt.
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DIE BESTEN 
POLIZEIFILME 
ALLER ZEITEN

der die Scheibe eingeworfen worden. 
„Musst Du Glas über die Sache wach-
sen lassen“, rät Mike dem Betreiber im 
Scherz. Willkommen in der Wirklich-
keit. 

Von Kritikern wurde Andreas Dre-
sens Film „Die Polizistin“ hoch gelobt. 
Er wirke wie ein „packender, hyperrea-
listischer Dokumentarfi lm“, schrieb die 

Presse. „Vielleicht 
der beste Film, der 
in den letzten zehn 
Jahren in Deutsch-
land über den Po-
lizeialltag gedreht 
wurde“, urteilte die 

„Brigitte“. Trotzdem ist der Film, ganz 
anders als Dresens spätere Kassenerfol-
ge „Halbe Treppe“ und „Sommer vorm 
Balkon“, fast unbekannt. Im Kino soll 
er 2001 gerade einmal 23.000 Zuschau-
er erreicht haben, ein Jahr zuvor lief er 
im Fernsehen. 

Fragt man Polizisten nach dem Film, 
ist die häufi gste Antwort: „Nie gehört.“ 
Dabei ist mir kein anderer Film be-
kannt, der sich so nah und glaubwürdig 
an den Polizeialltag im Streifendienst 
herangetraut hat. „So ähnlich sah es bei 
uns auch aus“, meinte eine Branden-

Nach ihrer Ausbildung verschlägt 
es die junge Polizistin Anne 
Küster nach Lütten Klein, ei-

nem Rostocker Plattenbauviertel. Poli-
zeihauptmeister Mike Jansen nimmt die 
Neue unter seine Fittiche. Von ihm er-
hält die gebürtige Brandenburgerin 
auch gleich einen instruktiven Über-
blick über die Lage in seinem Revier: 
„Das ist hier unse-
re Hauptbeschäfti-
gung: Schwach-
sinn!“ Der Alltag 
auf der Polizeista-
tion ist von Vor-
kommnissen ge-
prägt, die jeder Polizist kennt: Einbrü-
che, Diebstahl, ruhestörender Lärm, 
Unfälle. Und von Familienstreitigkeiten 
in dem schwierigen Milieu: „Vater, 
Mutter, Bratpfanne“, so Mike in seiner 
anschaulichen Art. 

Auch für die praxistaugliche Sozial-
analyse des Ortes braucht Annes Bä-
renführer kei ne umfangreichen wissen-
schaftlichen Expertisen. Die Verhält-
nisse sprechen für sich: „Wer Geld hat, 
zieht weg. Wer keins hat, bleibt hier.“ 
Beim Döner-Laden, der hier vom Viet-
namesen betrieben wird, ist schon wie-

leer aus. Wenn Supercops nach ent-
wendeten Atomwaffen fahnden, mag 
das spannend sein, ein Fall für uns ist 
es nicht. Mit unserer Arbeit wenig zu 
tun haben auch „Miami Vice“, „Cob-
ra11“ oder „CSI: Irgendwo“. Und an-
derslautenden Gerüchten zum Trotz: 
Nein, auch die „Police Academy“-Rei-
he ist kein Polizeifi lm! Jedenfalls kei-
ner, den wir meinen.

Wir fi nden: Es gibt gute Gründe für 
die Vorstellung von beeindruckenden, 
spannenden oder ungewöhnlichen Fil-
men über die Polizei. Filme über Sie, 
über Ihre Arbeit und Ihr Leben. Wenn 
Sie einen solchen Film kennen, vor-
schlagen oder selbst vorstellen möch-
ten, wenden Sie sich an die info110-
Redaktion. Wir freuen uns auf Ihre An-
regungen. 

Einen der besten Gründe für die neue 
Rubrik haben wir uns natürlich für den 
Schluss aufgehoben: Wir alle gucken ger-
ne Filme! Sie auch? Dann wünschen 
wir Ihnen viel Spaß mit den besten Po-
lizeifi lmen aller Zeiten in der info110, 
der Zeitschrift der Polizei Brandenburg. 
Film ab! 

 � INGO DECKER / 
KATHRIN ORTLIEB-SCHERN, 
PRESSESTELLE MI

Die Polizistin
Vater, Mutter, Bratpfanne: 
Einsatz in Lütten Klein
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rankt, eine durchaus eindrückliche Tra-
gikomödie der Irrungen und Wirrungen 
aus der ostdeutschen Provinz. 
Da ist die altersverwirrte Frau Seemann, 
die von den Kollegen regelmäßig wieder 
in das Heim zurückgebracht werden 
muss. Das Argument der Pfl egedienst-
leiterin, es herrsche eben Personalnot, 
lässt Mike nicht gelten: „Wir sind auch 
nur sechs und müssen die halbe Stadt 
bewachen!“ Ein Mitbewohner gibt Frau 
Seemann jedoch den guten Rat, besser 
nicht mehr abhanden zu kommen: „In 
der Klapse gibt’s nur noch Katzenfutter!“ 

Der zehnjährige Benni klaut in der 
Kaufhalle – und wird erwischt. „Tschüss, 
bis morgen“, verabschieden sich die Poli-
zisten vom Marktleiter. Man wird sich 
wiedersehen. Auch die Verpfl egung wäh-
rend des Streifendienstes orientiert sich 
noch an den polizeilichen Realitäten 
und nicht an der Müsli-Philosophie des 
modernen Gesundheitsmanagements: 
„Döner mit Sauce oder ohne Sauce?“, 
das ist hier die entscheidende Frage auf 
der Polizeistation Lütten Klein. Kleine 
Notlügen im Trinkermilieu durchschaut 
Mike sofort: „Seit wann kaufst Du bei 
Edeka?!“ Und wer die Nacht im Ge-
wahrsam verbracht hat, wird ebenso 
freundlich wie illusionslos verabschiedet: 
„Tschüss Moni, schau mal wieder rein.“

Anne ist allein, Mike verheiratet. Aber 
der „Diätwahn“ seiner Frau geht dem 
Streifenpolizisten auf die Nerven: „Das 
schärfste war die Sektdiät, da war sie 
dauernd besoffen.“ So kommt man sich 
näher, im Bulli vor dem Graffi ti: „Bul-
len = SS = Schweine“. „Das sind wir, 
was? Die Schweine“, meint Anne. „Ich 
bin aber kein Schwein…“ Aber Mike, 
harte Schale, weicher Kern, weiß Rat: 
„Nee, die meinen mich, nicht Dich.“ So 
kommt es, wie es kommen muss. Und es 
kann kein gutes Ende nehmen. 

Am Schluss bleiben zwei universel-
le Erkenntnisse aus der Alltagsphilo-
sophie. „Ist das eine Scheiße! Man will 
immer das haben, was man nicht krie-
gen kann“, stöhnt Mike. Und als im 
letzten Einsatz für Anne alles schief-
geht, woran niemand schuld ist außer 
sie selbst, gibt es die fällige Standpau-
ke vom Chef: „Du musst Dir einfach ein 
dickeres Fell zulegen, Mädchen!“ Sel-
ten war der deutsche Polizeialltag auf 
der Leinwand realistischer zu sehen als 
in „Die Polizistin“. Ein Film ohne Illu-
sionen, aber nicht ohne Hoffnung. 

Ein großartiger Film.

 � INGO DECKER, 
MI, PRESSESPRECHER

burger Polizistin zu dem im Film ge-
zeigten Aufenthaltsraum der Polizeista-
tion – eine Milieustudie in Sprelacart: 
abgenutzte Plastikstühle, blubbernde 
Kaffeemaschine, ein Aquarium. Das ist 
kein schlechtes Zeugnis in Sachen Au-
thentizität.

Erstklassig ist auch die Besetzung: 
Gabriela M. Schmeide in der Hauptrol-
le, immer im Spagat zwischen dienst-
licher Pfl icht und persönlicher Anteil-
nahme. Axel Prahl, heute vor allem als 
Teil des kongenialen Ermittlerduos im 
Münsteraner „Tatort“ bekannt, spielt den 
abgebrühten Mike. Horst Krause – der 
Hauptmeister Krause aus dem branden-
burgischen „Polizeiruf 110“ – seinen 
Kollegen Albert, der auch schon mal 
die etwas robustere Variante der Ein-
satzbewältigung bevorzugt: „Die haben 
es doch nicht anders verdient, die Brü-
der! Eins rüber mit dem Schlagstock!“ 
Und Katrin Saß („Good Bye Lenin“) 
balanciert als völlig überforderte Mut-
ter des kleinen Benni zwischen Fami-
lienstreit, Schulden und Alltagsmalaise 
ohnehin ständig am Abgrund. 

In der Klapse gibt’s 

nur noch Katzenfutter
Was den Unterschied zwischen Recht 

und Gerechtigkeit ausmacht, ist in Lüt-
ten Klein selten eindeutig zu entschei-
den. Es sind besonders diese Szenen 
aus dem Polizeialltag, die die Stärke des 
Films ausmachen – weniger die Hand-
lung selbst, die sich um Mike, Anne und 
den russischen Kleinkriminellen Jegor 
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Darüber berichtet dieses Blog, 
das von einem Polizisten be-
trieben wird, der in NRW in 

einer Leitstelle arbeitet. Schon inter-
essant, was man da zu hören be-
kommt. Zum Beispiel:  Die ruhige 
Stimme einer Frau mittleren Alters. 
„Guten Tag. Hören Sie mal, ich habe 
da mal eine Frage: Meine Tochter ist 
im Urlaub. Soll ich in ihrer Wohnung 
die Jalousien ganz runter machen 
oder ein Stückchen aufl assen ...?“ 
Oder diese schöne Szene: „Poli zei-
notruf.“ Die Stimme einer alten Dame. 
Sehr entrüstet. „Na, das ist doch ver-
rückt. Ich wähle die Nummer, die 
Car  men Nebel gerade angegeben hat 
und lan de bei Ihnen. Entschuldigen 
Sie bitte!“

Auch andere Zweifelsfälle verlan-
gen nach dringender Klärung:  Aus-
zug aus dem Gespräch eines Kolle-
gen: „Wo wohnen Sie denn?“ Grü-
belnd. „Moment, ich schaue mal 
eben auf meinen  Personalausweis ...“  
– Manche Anrufe geben selbst Rät-
sel auf: „Polizeinotruf.“ Eine weibli-

„Polizeinotruf!“
Das Blog „VS-Geheim: Aus dem Alltag eines Polizisten“. 
Eigentlich ist alles ganz einfach: Der Polizeinotruf 110 ist 
eben, nun ja, für Notfälle da. Aber was ist eigentlich ein 
Notfall? Bürger und Polizei haben da manchmal recht 
unterschiedliche Ansichten. 

che Stimme, erzürnt. „Haben Sie das 
nötig? Haben Sie DAS nötig? Hm? 
Scheinbar ja, ne!? Na, super. Schö-
nen Dank auch!“ Klick. „Äh ...!?“ 

Andere vermeintliche Notrufe ent-
puppen sich als eher skurril:  „Po-
lizeinotruf.“ „Hä? Ich verstehe ja gar 
nichts.“ „Po-li-zei-not-ruf.“ „Nein, so 
geht das nicht. Können Sie bitte eine 
Oktave höher sprechen!?“ 

Witzige und groteske, aber auch 
ernste Notrufbeispiele aus seiner täg-
lichen Arbeit hat der Kollege über 
Jahre gesammelt und anonymisiert 
im Internet  veröffentlicht. Wir fi n-
den: Lohnt einen Blick! Und fragen 
uns: Wie sieht es eigentlich auf unse-
ren Leitstellen in Brandenburg aus?

Link: http://steel.twoday.net

Und wenn Sie Interessantes 
zum Thema Polizei im Internet 
gefunden haben, wenden Sie 
sich an uns. Für zweckdienliche 
Hinweise immer dankbar: 
die Redaktion.

DIE POLIZISTIN, 
Deutschland 2000. 
Regie: Andreas Dresen. 
Darsteller: Gabriela M. Schmeide, 
Axel Prahl, Horst Krause, 
Katrin Saß, Christel Peters u.a. 
(Film erhältlich auf DVD).

POLIZEI IM 
INTERNET
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servativen Werten. Anfällig sind auch 
gesellschaftlich nicht akzeptierte Me-
salliancen, z.B. zwischen Lehrer und 
Schülerin. Wie nicht anders zu erwar-
ten, sind die Kommissare dieser Jah-
re meist geschlechtslose, altväterliche 
Herren.

In den 80er Jahren erweitert sich das 
Tatort-Repertoire. Die Kommissare be-
kommen es immer öfter mit Vertretern 
zwielichtiger Milieus zu tun. Im Kampf 
gegen Zuhälter, Dealer und Drogenab-
hängige muss ein neuer Ermittlertypus 
her. Die Figur des Schimanski (Götz 

George) wird ge-
boren und revo-
lutioniert die Sit-
tengeschichte des 
TATORT: Eben 
einer, der aus dem 
Milieu kommt 

und körperlich im Einsatz ist. Zusätz-
lich erhalten die Ermittler mehr und 
mehr ein eigenes Privatleben – auch 
Sex spielt hierbei eine Rolle und wird 
in Ausnahmefällen visualisiert. Als Mo-
tiv reicht Sexualität jedoch längst nicht 
mehr aus, ergänzt wird es nun durch ei-
ne international angesiedelte organi-
sierte Kriminalität.

Im Übergang zu den 90er Jahren trei-
ben zunehmend Triebtäter, Lust- und 
Serienmörder ihr Unwesen. Ermittlerin 
Lena Odenthal (Ulrike Folkerts) muss 
sich bereits in ihrem ersten Fall auf die 
Suche nach einem Vergewaltiger bege-
ben. Auch bei ihren späteren Fällen be-
kommt sie es immer wieder mit starken, 
männlichen Gegnern zu tun. 

Selbst Tabuthemen wie Homosexua-
lität werden in diversen Folgen aufge-

Für viele gehört der TATORT im 
Ersten als festes Ritual zum ge-
mütlichen Ausklingen des Sonn-

tags. Inzwischen haben 101 Kommissa-
re in Sachen Mord und Totschlag ermit-
telt – 30 davon sind derzeit aktuell im 
Dienst. Nun feiert die zum Kult avan-
cierte Krimiserie mit acht Millionen 
Zuschauern ihren 40. Geburtstag. 

Zwei Passauer Wissenschaftler haben 
jetzt den Band „Sex & Crime“ (Bertz + 
Fischer, 127 Seiten, 9,90 Euro) in der 
Reihe „Ermittlungen in Sachen Tatort“ 
herausgebracht: Prof. Dr. Hans Krah, 
seit 2002 Lehrstuhlinhaber des Lehr-
stuhls für Neuere 
Deutsche Literatur 
an der Uni Passau 
und sein wissen-
schaftlicher Mitar-
beiter Dr. Dennis 
Gräf, der in diesem 
Jahr mit der Arbeit „Tatort. Ein popu-
läres Medium als kultureller Speicher“ 
promoviert hat. 

Das Morden im TATORT hat sehr 
häufi g etwas mit Sex zu tun – so die 
These der beiden Autoren. Es geht um 
Kriminalfi lme, die von Ordnungsver-
letzungen handeln und von Ordnun-
gen und Werten, nach denen sich je-
der richten muss. Der Band gliedert 
sich nach 4 Dekaden und zeigt, wie die 
Normen und Moralvorstellungen der 
Gesellschaft dieser Zeit aussahen, wer 
im TATORT davon abweicht und dafür 
wie sanktioniert wird. 

Während der 70er Jahre waren Ehe-
bruch und Fremdgehen gängige Motive 
für ein aus Eifersucht motiviertes Ver-
brechen. Der Täter, meist ein gutsituier-
ter Mann, agiert nach bürgerlich-kon-

Der Mord 
am Sonntag

Dennis Gräf / Hans Krah
SEX & CRIME, 
Ein Streifzug durch die 
„Sittengeschichte“ des TATORT
Verlag Bertz + Fischer
ISBN: 978-3-86505-7068
Preis: 9,90 Euro
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griffen. Schwule und Lesben fungieren 
als Mordopfer oder als Täter teilweise 
nur als „Gag“. Die jeweiligen TATOR-
Te kommen hier nur selten ohne altbe-
währte Klischees aus. Eine andere inte-
ressante Beobachtung ist die, dass gera-
de Nacktheit für Männer oftmals zum 
programmatischen Todesurteil wird: 
Wenn nackte Männer zu sehen sind, 
sind sie wenige Szenen darauf meist tot.

Im 21. Jahrhundert schließlich tritt 
Sex häufi g in der pervertierten Form 
auf – Sado-Maso-Praktiken oder Inzest 
stellen das „Normal-Gängige“ in Fra-
ge. Aber auch das Fehlen von Sex kann 
leicht zum Motiv werden. 

Das Fazit der Autoren überrascht 
kaum: Sexualität hat eine Zeichenfunk-
tion und wird als erotische Ordnung in-
szeniert, die vor gibt, was geht und was 
nicht. Der TATORT ist eine eher kon-
servative Sendung, die beabsichtigt, 
Konsens herzustellen, indem aktuelle 
gesellschaftliche Positionen integriert 
und Extrempositionen außen vor ge-
lassen werden. Kompromissbildung als 
„gemeinsamer gesellschaftlicher Nen-
ner“ bzw. das, was von den Machern 
dafür gehalten wird, ist scheinbar das 
Erfolgsrezept der Serie!

Der Band „Sex & Crime“ liefert ei-
nen knappen Streifzug durch die TAT-
ORT-Geschichte. Zahlreiche Beispie-
le verweisen auf Zusammenhänge auf 
moralischer Ebene. Der angenehm zu 
lesende Schreibstil ist weniger wissen-
schaftlich und macht das Buch zu einer 
kurzweiligen, sich aber lohnenden Lek-
türe für alle interessierten Fans. Emp-
fehlenswert!

 � EDDA NEUMANN, 
ZENTRALDIENST DER POLIZEI
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In der Reihe „Rechtswissenschaft“ ver-
öffentlichte der Frank&Timme-Verlag 
als Band 2 im Jahr 2010 die Publikation 
„Polizei- und Ordnungsrecht in Bran-
denburg. Grundstrukturen, Übersich-
ten, Fälle und Lösungen“. 

Lars Steinhorst hat damit unter Mit-
arbeit von Gordon von Miller begon-
nen, die hinsichtlich der Auseinander-
setzung mit dem Brandenburgischen 
Polizeirecht leider weiterhin klaffende 
Lücke in der rechtswissenschaftlichen 
Literatur zu schließen. Nunmehr gibt es 
die erste ernsthafte publizistische Be-
schäftigung mit dem Brandenburgi-
schen Polizeigesetz. 

Die Publikation versteht sich selbst 
als Lehr-, Fall- und Übungsbuch. Dies 
wird vor allem dadurch deutlich, dass 
sich inhaltlich eben nicht nur auf die 
systematische Darstellung und Erläute-
rung rechtlicher Regelungen beschränkt 
wird, sondern vielmehr immer wieder 
Lernhinweise mit Blick auf Klausurlö-
sungen eingearbeitet sind, die durch 
umfassende Fälle einschließlich Lösun-
gen ergänzt werden. 

Die Publikation gibt auch einen ak-
tuellen und kompakten Überblick über 
die doch in den letzten Jahren rasanten 
Rechtsentwicklungen und -fortschrei-
bungen im Brandenburgischen Polizei- 
und Ordnungsrecht.

Bereits Frank Niehörster versuch-
te 1996 über den Richard-Boor-
berg-Verlag mit „Brandenburgi-

sches Polizeigesetz. Erläuterung für 
Praxis und Ausbildung“, eine erste sys-
tematische Darstellung vorzunehmen. 
Das Ergebnis ging nicht wesentlich über 
den Inhalt der Verwaltungsvorschriften 
zum Brandenburgischen Polizeigesetz 
hinaus. Die aktuelle Befassung mit dem 
Brandenburgischen Polizeigesetz kommt 
nun jedoch nicht aus ministeriellen 
Kreisen, Niehörster wechselte aus dem 
Innenministerium des Landes Branden-
burg in das des Landes Mecklenburg-
Vorpommern, sondern aus der „rechts-
wissenschaftlichen Ecke“. 

Der 1974 geborene Autor Lars Stein-
horst studierte Rechtswissenschaften an 
der Universität Potsdam, absolvierte ein 
Referendariat im Land Brandenburg 
und war von 2002 bis 2009 wissen-
schaftlicher Mitarbeiter von Prof. Dr. 
Heidrun Pohl-Zahn an der Universität 
Potsdam (Lehrstuhl für Allgemeines 
Verwaltungsrecht, Bau- und Raumord-
nungsrecht und Verwaltungslehre), wo-
bei sein Tätigkeitsbereich vor allem auf 
das Polizei- und Ordnungsrecht ausge-
richtet war. Seit 2007 ist er zugelassener 
und in Potsdam niedergelassener Rechts-
anwalt, seit 2008 ist er promoviert. 

Kompakter Überblick
Polizei- und Ordnungsrecht in Brandenburg

Lars Steinhorst, unter 
Mitarbeit von Gordon von Miller
Polizei- und Ordnungsrecht 
in Brandenburg
Grundstrukturen, 
Übersichten, Fälle und Lösungen
Verlag: Frank & Timme
ISBN: 978-3-86596-213-3
Preis: 24,80 Euro
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Zum ersten Mal gibt es nun ein 
Buch, das sich mit der Geschichte 
der Polizei-Liegenschaft in Pots-

dam-Eiche befasst.
Zugegeben, ein bisschen stolz bin ich 

schon, da ich dieses Buch mit auf den 
Weg gebracht habe. Anfangs als Bro-
schüre geplant, ist eine 151 Seiten um-
fassende Abhandlung über den jetzigen 
Polizei-Standort Potsdam-Eiche ent-
standen. 

Mit einem sehr ansprechenden und 
attraktiven Layout versehen, sieht man 
bereits auf den ersten Blick, dass auf 
151 Seiten eine sehr gediegene Publi-
kation entstanden ist, die mit histori-
schen Bildern und Kartenausschnitten 
und auch mit manchen Nebeninfor-
mationen, wie dem biografi schen An-
hang, versehen, einen sehr plastischen 
Eindruck von der Historie der Liegen-
schaft in der Kaiser-Friedrich Straße 
143 vermittelt. Der Verfasser der Schrift 
ist ein erfahrener Historiker und Autor.

Der historische Abriss greift bis auf 
das Jahr 1820 zurück, in welchem das 
Lehr-Infanteriebataillon aufgestellt wur-
de. Kaiser Wilhelm der II. ließ für die 
Truppe 1890/91 an der Straße nach Ei-
che eine neue Unterkunft bauen. Alle 
Kasernengebäude waren fl ach gehalten 
und traten weder zum Neuen Palais 
noch zu Schloss Lindstedt in eine stö-
rende optische Konkurrenz. Anlässlich 

Mit Blick auf die polizeilichen Be-
dürfnisse in Ausbildung, Prüfung und 
Praxis ist der Wert der Publikation al-
lerdings eingeschränkt. So ist der Fo-
kus recht stark auf ordnungsbehörd-
liche und verwaltungsrechtliche Pro-
bleme gerichtet. Zu kurz und knapp 
werden andererseits einzelne präven-
tivpolizeiliche Befugnisnormen behan-
delt. Allerdings will die Publikation in 
ihrem Selbstverständnis eben tatsäch-
lich nur kompakt in die Grundstruk-
turen des Polizei- sowie des Ordnungs-
rechts einführen. Dies gelingt jeden-
falls unstrittig sehr gut. Für die durch-
aus hohen Anforderungen in Studium 
und Ausbildung an der Fachhochschu-
le der Polizei kann die Publikation al-
lerdings nur Grundlagenwissen vermit-
teln, denn viele Standardbefugnisnor-
men (siehe z.B. Identitätsfeststellungs-
maßnahmen) sind inhaltlich nur in 
einem Maße bearbeitet, welches nicht 
ausreichend für die Herausbildung prü-
fungs- und praxisrelevantes Wissen ist. 
Das wesentliche Manko der Publikati-
on liegt aus meiner Sicht aber in der zu 
kurzen Behandlung der polizeilichen 
Zwangsbefugnisse.

Deutlich wird damit wiederum das 
aus der polizeilichen Theorie- und Pra-
xissicht resultierende Bedürfnis, end-
lich auf ein umfassenderes Kompendi-
um zum Brandenburgischen Polizeige-
setz zurückgreifen zu können. Insofern 
bleibt also auch nach dieser wichtigen 
Publikation von Lars Steinhorst ge-
nügend Spielraum für die auf das po-
lizeiliche Eingriffsrecht ausgerichteten 
Lehrkräfte der Fachhochschule der Po-
lizei des Landes Brandenburg, die un-
ter Beteiligung von Praktikern bereits 
begonnenen Arbeiten zu einem Poli-
zeirechtskommentar einerseits und ei-
nem Polizeirechtslehrbuch andererseits 
möglichst zügig zu einem publizierten 
Ergebnis zu führen.

Bis dahin ist die Anschaffung „des 
Steinhorst“ jedoch sehr empfehlenswert.

 � KARSTEN SCHIEWE,
FACHHOCHSCHULE DER POLIZEI 

Dr. Rainer Lambrecht
Von der Kaserne 
zum Behördensitz 
Knotenpunkt Verlag Potsdam, 
ISBN 978-3-939090-07-6 
Preis: 16,30 Euro

Historische Vielfalt 
auf engstem Raum
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des jährlichen Stiftungsfestes, später im 
Volksmund auch „Schrippenfest“ ge-
nannt, wurden damals ein Gottesdienst, 
ein Parademarsch des Bataillons vor 
dem König und der Potsdamer Garni-
son, ein Mittagsmahl und auch Tanz-
vergnügungen veranstaltet. Nach dem 
Ende des I. Weltkrieges löste sich das 
Lehr-Infanterieregiment, zu dem das 
Bataillon seit Kriegsbeginn gehörte, auf 
dem Truppenübungsplatz Zossen auf.

Der Polizei in der Weimarer Republik 
fi el eine erhebliche Verantwortung für 
die Bewahrung der inneren Sicherheit 
zu. Daraus erwuchs das Erfordernis, 
die Polizeibeamten nicht nur polizei-
fachlich, sondern auch nach demokra-
tischen Leitbildern auszubilden. We-
sentliche Voraussetzung dafür war eine 
fundierte Aus- und Fortbildung der Po-
lizeioffi ziere. 

Um in Preußen über geeignetes Füh-
rungspersonal bei der Polizei zu verfü-
gen, wurde die „Höhere Polizeischule“ 
in Potsdam-Eiche gegründet. An dieser 
Einrichtung, dem direkten Vorläufer 
der heutigen Deutschen Hochschule 
der Polizei in Münster, begann im Üb-
rigen im Jahre 1920 der erste offi zielle 
Polizeioffi ziersanwärterlehrgang. 

Die „Höhere Polizeischule“ war da-
mals für Preußen zuständig, nahm aber 
auch außerpreußische und sogar aus-
ländische Polizeibeamte auf. Sie wid-
mete sich aber nicht nur der Aus- und 
Fortbildung von Polizeioffi ziersanwär-
tern und Polizeioffi zieren, sondern ihr 
wurde in den zwanziger Jahren auch eine 
Forschungsabteilung angegliedert. Carl 
Severing, damals Leiter des preußi-
schen Innenressorts, trug für diese Ent-
wicklung wesentliche Verantwortung.

Jussi Adler-Olsen 
Schändung
Thriller
München 2010 (Deutscher 
Taschenbuchverlag), 
14,90 Euro, 
ISBN: 978-3423247870 
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Da über die Eichener Polizeischule 
bislang nur äußerst spärliche Informa-
tionen vorlagen, enthalten die ihr ge-
widmeten 27 Seiten der Publikation ei-
nen erheblichen Erkenntnisgewinn für 
die Polizeigeschichte überhaupt.

In dem dunkelsten Kapitel der Deut-
schen Geschichte, während des Dritten 
Reiches, wurde die Kaserne zu einer 
Unteroffi zierschule des Heeres umge-
baut. In den letzten Jahren des Zweiten 
Weltkrieges waren dort Teile des Ober-
kommandos der Wehrmacht und selbst 
Teile der damaligen Abwehr in Pots-
dam-Eiche untergebracht. Der Stand-
ort Potsdam-Eiche war Ende des II. 
Weltkrieges übrigens hart umkämpft.

Auch über die Nutzung der Liegen-
schaft nach Kriegsende fi nden sich in 
dem Buch spannende Passagen mit vie-
len neuen Informationen.

Beginnend mit der „Wachbereitschaft 
Potsdam“, der späteren 3. Bereitschaft 
(KVP) in Regimentsstärke, der erneu-
ten Umbildung in die 3. und 20. Volks-
polizei-Bereitschaft in Bataillonsstärke, 
einer kurzen Darstellung der 9. Volks-
polizeikompanie bis zur heutigen Nut-
zung durch die LESE, das PP Potsdam, 
den SB Potsdam und den Zentraldienst 
der Polizei. 

Das Buch „Von der Kaserne zum Be-
hördensitz“ ist nicht nur für jeden zu 
empfehlen, der an der Geschichte die-
ses Polizei-Standortes Interesse hat. Es 
ist auch wichtig für die Polizeigeschich-
te überhaupt und für militärhistorisch 
Interessierte. 

 � RUDI SONNTAG, 
POLIZEIPRÄSIDIUM 
BEREICH POTSDAM

Kräfte der Volkspolizei-Bereitschaft trainieren 
am Panzerabwehrgeschütz SPG-9
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LINE die Gewaltszenarien mit der dif-
fusen Angst der Leser vor Bedrohung: 
„Die skandinavische Gesellschaft 
kennt relativ wenig Gewalt. Aber es 
gibt, gerade in kleinen, geschlossenen 
Systemen wie denen bei uns im Nor-
den, die Angst davor.“ Die Kriminal-
schriftsteller aus dem Norden bedienen 
diese Ängste zuverlässig und in stets 
steigender Dosis wie der Dealer den 
Drogenbedarf des Junkies. Es ist ein 
florierender Wachstumsmarkt, auf dem 
gute Geschäfte zu machen sind. Zu-
gleich aber ist es das Geschäft der Ge-
genaufklärung. 

So verhält es sich auch mit Adler-Ol-
sens Schändung“: Der Plot ist – durch-
aus im Gegensatz zu Stieg Larssons 
vielschichtigen Vexierspielen etwa in 
„Verblendung“ – simpel, ja primitiv. 
Die Charakterzeichnungen farblos und 
flach. Eine Gang aus den höheren Krei-
sen der dänischen Gesellschaft verübt 
seit den Internatszeiten brutale Gewalt-
taten bis hin zum Mord. Einfluss und 
Geld der Familien decken die Täter, 
korrupte leitende Beamte behindern 
die Ermittlungen. 

Armbrust, Hyäne, 

Handgranate

Als die Täter, mittlerweile erwachsen, 
selbst zu erfolgreichen und angesehe-
nen Mitgliedern der Gesellschaft ge-
worden sind, holt sie die Vergangenheit 
ein. Kommissar Carl Morck und das 
Sonderdezernat Q“ rollen die alten 

Fälle wieder auf. Nach gut 400 Seiten 
spielen im grotesken Finale eine Rolle: 
eine Armbrust, ein Käfig, eine Treib-
jagd, eine Hyäne, eine Handgranate 
und ein mumifizierter Fötus. Sie mei-
nen, dass hört sich aber reichlich wirr 
an? Da haben Sie verdammt recht. 

Eigenartigerweise gelten skandinavi-
sche Krimis heute als modern und so-
zialkritisch. Aber das ist ein Missver-
ständnis, auch wenn auffällig viele Ver-
treter des Genres im linksalternativen 
Milieu aktiv waren. So wie Adler-Ol-
sen, der früher als Koordinator der dä-
nischen Friedensbewegung tätig war, 
oder Henning Mankell, den es in den 
70er Jahren zu den Maoisten verschlug 
und der heute manch Dümmliches zum 
Palästinakonflikt von sich gibt. 

Die angeblich deutliche Gesell-
schaftskritik des skandinavischen Kri-
minalromans schnurrt sich häufig zu-
sammen auf populäre Versatzstücke wie 

klären. Denn die skandinavischen Län-
der galten lange Zeit als vergleichswei-
se sicher, mit niedriger bis bestenfalls 
mittlerer Kriminalitätsrate und hohem 
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung. 

Skandinavier hatten im EU-Vergleich 
wenig Angst, bei Dunkelheit auf die Stra-
ße zu gehen. Mit der Polizei war man 
überdurchschnittlich zufrieden. Die Län-
der im Norden galten als sozial gerecht, 
beschaulich und stets ein wenig langwei-
lig – ein bevorzugtes Reiseziel für robuste 
Naturfreunde und entspannungsbedürf-
tige deutsche Oberstudienräte. 

Volksheim ist abgebrannt

Im skandinavischen Krimi aber ist alles 
anders: Nirgendwo wird derzeit hinge-
bungsvoller und gründlicher gemordet, 
vergewaltigt, gefoltert, missbraucht und 
gemetzelt als im Slaughterhouse Skan-
dinavien. Nicht selten alles zusammen in 
einem Buch. Volksheim ist abgebrannt. 

Die dänische Literaturagentin Anneli 
Høier erklärt sich auf SPIEGEL ON-

Kaufen Sie dieses Buch. Nicht. 
Sparen Sie sich die Zeit. Gehen 
Sie besser in die Kneipe. Oder 

ins Kino. Oder spielen Sie mit dem 
Hund. Aber tun Sie was Vernünftiges.

Es war klar: Auch der neue Thriller 
des dänischen Autors Jussi Adler-Olsen 
würde zum Bestseller werden. Krimi-
nalromane aus Skandinavien verkaufen 
sich seit einigen Jahren wie geschnit-
ten Brot. Allein Henning Mankell und 
Stieg Larsson sollen zusammen über 60 
Millionen Bücher verkauft haben. Und 
die Lawine rollt unaufhaltsam weiter. 

Adler-Olsen aus Allerod bei Kopen-
hagen gilt nun als neueste Bereicherung 
dieses Genres. 2009 erschien „Erbar-
men“ auf Deutsch, im letzten Jahr folg-
te „Schändung“. Es kam, wie es kom-
men musste: SPIEGEL-Bestsellerlis-
te, euphorische Kritik, Stapelware beim 
Bahnhofsbuchladen. „Brilliant“ (WDR), 
„hart, bewegend, packend“ (TV Movie), 
„ein echter Page-Turner“ (NDR). 

Nun ist die Krimi-Hausse aus dem 
hohen Norden nicht ganz einfach zu er-

Slaughterhouse 
Skandinavien
Morden im Norden: Darf‘s noch etwas 
mehr sein? Nein, danke, jetzt reicht’s!

 POLIZEI & KULTUR
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sen würde man gern etwas Genaueres 
wissen. 

Von da ist es jedenfalls nicht mehr 
weit zu der besorgten Seniorin aus 
Brandenburg, die zur anstehenden Po-
lizeireform unlängst in der „Lausit-
zer Rundschau“ äußerte, sie traue sich 
heute in Guben ab 18 Uhr nicht mehr 
auf die Straße. Nicht, dass tatsächliche 
Ängste von Bürgern nicht ernst zu neh-
men seien. Im Gegenteil. Aber die „Als-
ob-Realität“ kann auch zur fixen Idee 
werden. Anders gesagt: Man kann sich 
auch etwas einreden. 

So wundert es nicht, dass die angeb-
liche Sozialkritik in Adler-Olsens Thril-
ler ohne jede analytische Tiefe ist. Es 
gibt böse Menschen auf der Welt, teilt 
uns der Autor so nebenbei als Subtext 
mit. Wer hätte das gedacht! Zu den 
Gründen der Gewaltexzesse nur so 
viel: Die Kindererziehung bestand da-
rin, „Kimmie in dunkle Schränke ein-
zusperren und mit harten Worten ab-
zukanzeln“. Nicht zu vergessen: der 
„Schatten der kalten Mutter“. Das hat 
man irgendwie alles schon tausendmal 
gehört. Es ist auch egal, denn darauf 
kommt es Adler-Olsen wie schon bei 
seinem gleichermaßen abwegigen Erst-
ling auch gar nicht an. 

Fürchtet Euch!

Dieser Roman ist daher wie leider viele 
– aber nicht alle! – zeitgenössischen 
skandinavischen Krimis entgegen dem 
selbstgefälligen Credo nichts weniger 
als aufklärerisch und sozialkritisch, 
sondern vielmehr trivial und im eigent-
lichen Wortsinn reaktionär. Seine Bot-
schaft: Fürchtet Euch! Habt Angst! Im 
Zweifel hinter jeden Busch ein schwar-
zer Mann! 

Irgendwie scheint mir der überwälti-
gende Erfolg des Krimis aus dem Nor-
den nur die andere Seite der Medaille 
zu sein, die für die Krise des vormaligen 
„skandinavischen Modells“ steht. Da-
für wäre jetzt aber doch ein wenig Ge-
sellschaftsanalyse nötig, die allerdings 
aus der Mode gekommen ist. Wir spa-
ren uns das. 

Deshalb nur so viel: Irgendwann ist 
es denn auch mal wirklich gut. Irgend-
wann ist alles zu viel. In diesem Fall ist 
irgendwann jetzt. Daher: Erbarmen! 
Schluss mit den ganzen Schweden-
Krimis. Auch wenn sie aus Dänemark 
kommen. Oder sonst woher. 

Haben Sie sich eigentlich heute 
schon um Ihren Hund gekümmert? 

 � INGO DECKER, 
PRESSESPRECHER MI

„Die da oben haben Dreck an Stecken“, 
„Es ist alles eine große Verschwörung“, 
„Finstere Mächte sind am Werk“ und 
„Wenn du arm bist, musst du früher 
sterben“ – bei Larsson auch schon mal 
in der privaten Folterkammer des Vor-
standsvorsitzenden. Es ist das armselige 
Reflektionsniveau einer trashigen „So-
zialkritik“, die man an jedem Kneipen-
stammtisch findet – nur dass der dafür 
keinen Literaturpreis bekommt. 

„Als-ob-Realität“ 

voller Gewalt

Ganz richtig hat der SPIEGEL zum ge-
genwärtigen skandinavischen Krimi be-
merkt: „Seine Szenarien sind Überstei-
gerungen der Wirklichkeit, eine kom-
primierte Als-ob-Realität voller Ge-
walt“. Daher der Overkill an 
Scheußlichkeiten in einem Band und 
der Eindruck, dass alles immer so arg 
dick aufgetragen daherkommt. 

Selbst im Island-Krimi – mittlerwei-
le ebenfalls ein florierendes Unterneh-
men – ist das so. Noch 1995 waren die 
islän di schen Ver le ger der Mei nung, 
dass ein hei mi sche Kri mis kei nen Markt 
fän den, da ihr Land zu fried lich ist, um 
einen Hin ter grund für eine rea lis ti sche 

Geschichte zu bie ten. Dazu muss man 
wissen: In Island gibt es jährlich durch-
schnittlich gerade mal vier Morde. Die-
se Skepsis hielt nicht lange vor. So fin-
det sich nun auch in Arnaldur Indrida-
sons Erfolgsromanen um Kommissar 
Erlendur das ganze Elend dieser Welt 
in einer Art Mikrokosmos versammelt, 
bis hin zu seiner Tochter, die – natürlich 
– drogenabhängig ist. 

Köttbullar und IKEA

Hinzu kommt die mittlerweile notori-
sche Fixierung des skandinavischen 
Krimis auf Kindesmissbrauch und Ge-
walt gegen Frauen – für Kinder und den 
weiblichen Teil der Menschheit hat die 
Hölle heute einen geografischen Ort: 
Es ist das Reich von Köttbullar und 
IKEA. Inspiriert werden diese Über-
zeichnungen neben einem gehörigen 
Maß an ganz ordinärem Voyeurismus 
durch einen anbiedernden Populärfe-
minismus und steile Thesen der moder-
nen Gender-Studies, die Stieg Larsson 
in „Verblendung“ beispielsweise so re-
feriert: „46 Prozent aller schwedischen 
Frauen über fünfzehn sind schon ein-
mal Opfer männlicher Gewalt gewor-
den.“ 46 Prozent? Zu diesen angebli-
chen empirischen Forschungsergebnis-
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Fröhliche Elche, 
tote Menschen: 
Im skandinavi-
schen Krimi ist 
der Teufel los
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LGG beachten

Ich habe mit Interesse die neue Ausga-
be der 110 gelesen. Vielen Dank an die 
Redaktion für die inhaltliche Auswahl 
und Gestaltung. Aus Sicht der Gleich-
stellungsbeauftragten des PP Potsdam 
möchte ich für die künftigen Ausgaben 
bitten, dass sich der Gedanke des Lan-
desgleichstellungsgesetz (LGG) stärker 
wiederfi ndet. Im Schriftverkehr ist, wie 
im § 13 LGG aufgeführt, besonders auf 
die Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern zu achten. Auch und gerade 
bei Presseveröffentlichungen ist es 
wünschenswert, geschlechtergerecht zu 
kommunizieren. 

Silke Woithe, Gleichstellungs-
beauftragte des PP Potsdam

Freude

Als ich gestern aus dem Weihnachtsur-
laub kam, habe ich mit Freude zur 
Kenntnis genommen, dass eine info110 
auf meinem Tisch lag. Aus dem Kolle-
genkreis waren bisher überwiegend po-
sitive Äußerungen zu hören. Insbeson-
dere die Einbeziehung der Gewerk-
schaften und Personalvertretungen 
wird ausdrücklich positiv bewertet. Ich 
hoffe bald die Zeit zu fi nden, auch ei-
nen längeren Blick in die Zeitung zu 
werfen.

André Noack, Schutzbereich 
Oder-Spree/Frankfurt (Oder)

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
oft gibt es ebenso viele Meinun-
gen wie Mitarbeiter. Das ist auch 
gut so! Sie möchten der Redak-
tion Ihre Meinung mitteilen? 
Schicken Sie uns einen Leser-
brief an unsere E-Mai-Adresse: 
info110@mi.brandenburg.de 
oder schreiben Sie an: 

Ministerium des Innern, 
Redaktion info110, 
Henning-von-Tresckow-
Straße 9-13
14467 Potsdam 

Richtig klasse

Die Ausgabe info110 ist Euch gut ge-
lungen. Auch Euer neues Konzept ver-
dient Respekt. Richtig klasse.

 Carol Wunderlich, SMI Sachsen

Polizeifan

Liebes info110-Team,
die letzte Ausgabe der info110 ist Euch 
sehr gut gelungen! Mein Sohn Albert 
(5) schaut mit mir zusammen immer die
   info110 an. Als großer Poli zeifan hat 

er für die Redaktion 
dieses Bild gemalt. 

André Paulig, 
Zollbeamter 

aus Brandenburg

Leserbriefe
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Liebe Leserinnen und Leser,
Sie wollen eines der Bücher aus der Buchvorstellung oder 
die DVD „Die Polizistin“ gewinnen? 
So geht’s: Wir zeigen Ihnen einen Gegenstand – Sie sagen 
uns, was es ist. Einfach? Klar! Allerdings haben wir rich-
tig dicht herangezoomt. Sie sehen einen stark vergrößer-
ten Ausschnitt eines Bildes. Also, Augen auf, denn aufs 
Detail kommt’s an!

Zur Auswahl stehen: „Die Polizis-
tin“ (DVD), „Sex & Crime“, „Poli-
zei- und Ordnungsrecht in Bran-
denburg“ sowie die Titel aus der 
Ausgabe 1/2010 „Die Feinde des 
Imperators“ (aus der SPQR-Reihe) 
und „Der heitere Polizeireport“.
Außerdem stehen zur Auswahl: 
„Verkehrslehre“ (2009), „Englisch 
für die Polizei“ (2010), „Pädokrimi-
nalität weltweit“ (2009), „Verkehrs-
unfallaufnahme“ (2009) und „Ver-
nehmungen“ (2010) – alle VDP-
Verlag.
Das Lösungswort schicken Sie bitte 
zusammen mit dem bevorzugtem 
Buchtitel, per Brief, e-mail oder Fax 
an die Redaktion:

Ministerium des Innern 
Redaktion info110
Henning-von-Tresckow-
Straße 9–13 
14467 Potsdam
info110@mi.brandenburg.de

Mit ein wenig Glück gehört eins der 
Werke bald Ihnen. Einsendeschluss 
ist der 30. April 2011. 
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Auch hier kann eines der Bücher aus der Buchvorstellung gewonnen werden. Senden Sie dazu das Lösungswort bis zum 
30. April 2011 zusammen mit dem bevorzugtem Buchtitel an die Redaktion.



 März 2011

19.03.2011 19.30 Uhr Frühlingskonzert des LPO Brandenburg an den Uckermärkischen Bühnen
Schwedt/Oder,                             

Berliner Straße 46/48

April 2011

16.04.2011 18.00 Uhr Frühlingskonzert des LPO Brandenburg in Frankfurt (Oder)
Frankfurt (Oder), Konzerthalle        

C. Ph. Emanuel Bach

17.04.2011 18.00 Uhr Frühlingskonzert des LPO Brandenburg im Nikolaisaal Potsdam
Potsdam, W.-Staab-Str. 10/11

Mai 2011

01.05.2011 14.00 Uhr
Auftritt des LPO Brandenburg zur Saisoneröffnung                                                    

der SG Fanfarenzug Potsdam e. V. im Luftschiffhafen

Potsdam, Zeppelinstr.,               

Stadion „Am Luftschiffhafen“

07.05.2011 17.00 Uhr
Frühlingskonzert des Potsdamer Männerchors                                                        

und des LPO im Nikolaisaal Potsdam
Potsdam, W.-Staab-Str. 10/11

12.05.2011 19.30 Uhr Frühlingskonzert des LPO Brandenburg                                                                       

auf der Festbühne im Kloster Chorin
Kloster Chorin

29.05.2011 11.00 Uhr Unterhaltungskonzert des LPO Brandenburg in der Gemeinde Hoppe garten Hoppegarten, Lindenallee 14

Juni 2011

12.06.2011 10.00 Uhr Pfingstkonzert des LPO in Potsdam 
Potsdam, Restaurant Mövenpick, 

Zur Historischen Mühle 2

13.06.2011 10.00 Uhr Unterhaltungskonzert des LPO Brandenburg im Tierpark Berlin Berlin, Am Tierpark 125

18.06.2011 15.30 Uhr Jubiläumskonzert des LPO Brandenburg in der Gemeinde Letschin Letschin, Bahnhofstr. 30 a

Änderungen vorbehalten!

Hier spielt die Musik!
Das Landespolizeiorchester im 1. Halbjahr 2011


